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Executive Summary 
 

1. Die Einbindung generativer KI in Suchmaschinen („KI-Suchmaschinen“, „answer engines“) 
verändert die Informationssuche im Internet strukturell: An die Stelle einer verlinkenden 
Ergebnisliste tritt häufig eine fließtextbasierte Antwort. Dies führt zu einem 
Substitutionsprozess, der den Traffic zu Quellen verringert und damit die Refinanzierung 
insbesondere hochwertiger, journalistischer Inhalte beeinträchtigt. Daraus folgen Risiken für 
Angebots- und Meinungsvielfalt sowie eine Verschiebung von Verhandlungsmacht zugunsten 
der Betreiber von KI-Suchmaschinen, die die Schnittstelle der Sichtbarkeit kontrollieren. 

2. Die Regulierung von KI-Suchmaschinen bewegt sich in einem grund- und 
menschenrechtssensiblen Rahmen. KI-Systeme selbst sind grundsätzlich nicht 
grundrechtsberechtigt; grundrechtlich geschützt ist jedoch die Berufsfreiheit bzw. 
unternehmerische Freiheit ihrer Betreiber und grundsätzlich auch ihre 
Kommunikationsfreiheiten. Regulatorische Eingriffe sind deshalb an Abwägungsmaßstäben zu 
messen, die den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren müssen. Abwägungsleitend sind 
insbesondere (i) die menschliche Zurechenbarkeit bzw. Autonomie der KI-Outputs, (ii) der 
Schutz vor Verzerrung individueller und öffentlicher Meinungsbildung, (iii) 
Persönlichkeitsrechte sowie (iv) kommunikative Chancengleichheit. 

3. Medien- und äußerungsrechtlich sind KI-generierte Antworten grundsätzlich und regelmäßig 
als eigene Inhalte des Anbieters zu qualifizieren. Dies gilt insbesondere für „halluzinierte“ 
Inhalte; aber auch bei der Aufbereitung vorhandener Quellen spricht die Neu-Einkleidung, 
Verdichtung und Vermischung von Inhalten für eine Eigenständigkeit des Outputs. Etwas 
anderes kann gelten, wenn für die Nutzer klar erkennbar ist, dass lediglich fremde Inhalte 
wiedergegeben werden. Konsequenz ist, dass die Betreiber für die KI-Antworten grundsätzlich 
nach allgemeinen Gesetzen haften. Die Haftungsprivilegierungen der Art. 4 bis 6 DSA greifen 
dem Wortlaut nach nicht, weil sie an „von einem Nutzer bereitgestellte Informationen“ 
anknüpfen. 

4. Soweit KI-Systeme für die Beantwortung von Nutzeranfragen unmittelbar auf webbasierte 
Informationen zugreifen und zugleich Suchergebnisse (einschließlich Links) ausspielen, können 
sie funktional als „Online-Suchmaschinen“ i.S.d. Art. 3 lit. j DSA eingeordnet werden. Das 
Verhältnis dieses Begriffs zu den drei Vermittlungsdienst-Kategorien des Art. 3 lit. g DSA ist 
systematisch nicht kohärent; überzeugend erscheint, Online-Suchmaschinen als 
Vermittlungsdienste sui generis zu verstehen. Gleichwohl verbleibt eine zentrale 
Rechtsunsicherheit: Selbst bei Anwendbarkeit des DSA auf KI-Suchmaschinen besteht wegen 
der Eigeninhaltsqualität der KI-Antworten eine Regelungslücke hinsichtlich 
Haftungsfreistellungen und prozeduraler Pflichten. 

5. Die hervorgehobene Positionierung von KI-Antworten und die Einbettung weiterführender 
Links sind für Sichtbarkeit und Auffindbarkeit fremder (insb. journalistischer) Inhalte 
entscheidend. Bei den Quellen, auf die die Links verweisen, handelt es sich um Fremdinhalte. 
Daher finden die Intermediär-Transparenzregeln (DSA, P2B-VO, §§ 93, 94 MStV) grundsätzlich 
Anwendung. Wettbewerbsrechtlich können insbesondere Selbstbevorzugung, 
diskriminierende Auffindbarkeitspraktiken und die Verfestigung konglomerater 
Plattformmacht relevant werden; der DMA (einschließlich Self-preferencing-Verbot und 
Datenzugangsregeln) bleibt hierfür ein zentraler Durchsetzungsrahmen, ohne aber die 
vielfaltssichernde Zielsetzung des Medienrechts ersetzen zu können. 
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6. Die Nutzung von Inhalten Dritter für Training und Output wirft erhebliche urheberrechtliche 
Fragen auf. Für Trainingsvorgänge ist das Text- und Data Mining-Regime (§ 44b UrhG, Art. 4 
DSM-RL) zentral. Dessen Reichweite sowie die praktische Wirksamkeit des 
(maschinenlesbaren) Opt-out sind jedoch ungeklärt bzw. defizitär. Für die Nutzung 
journalistischer Inhalte ist zudem das Presseverleger-Leistungsschutzrecht (§§ 87f ff. UrhG) 
bedeutsam: KI-Antworten können eine substituierende Wirkung entfalten und damit die 
Investitionsleistung der Presseverleger beeinträchtigen. In der Praxis stößt die individuelle 
Rechtsdurchsetzung an Nachweis- und Durchsetzungsgrenzen; naheliegend sind daher eine 
Stärkung kollektiver Rechtewahrnehmung sowie eine Verlagerung von Nachforschungs- und 
Transparenzpflichten auf die Betreiber von KI-Suchmaschinen. 

7. Die KI-VO adressiert KI-Suchmaschinen über mehrere Anknüpfungspunkte, insbesondere über 
Art. 50 (Transparenzpflichten für synthetische Inhalte) sowie über das Regime für GPAI-Modelle 
(Art. 51 ff., insb. Art. 53 Abs. 1 lit. c und d). Für GPAI-Anbieter ergeben sich u. a. Pflichten zur 
Urheberrechts-Compliance-Policy und zur Veröffentlichung einer hinreichend detaillierten 
Zusammenfassung der Trainingsdaten-Inhalte. Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO (synthetische Texte 
zu Angelegenheiten öffentlichen Interesses) ist handwerklich unklar und sollte – jedenfalls 
hinsichtlich KI-Suchmaschinen – durch Auslegungshilfen (Praxiskodizes/Leitlinien) oder 
gesetzgeberisch präzisiert werden. Auf nationaler Ebene besteht zudem Abstimmungsbedarf 
zwischen der vorgesehenen Marktaufsicht im KI-MIG-E und einer effektiven medienrechtlichen 
Vollzugskompetenz, die auch nicht-journalistische KI-Suchmaschinenanbieter erfasst. 

8. Aus den vorgenannten Befunden folgt eine mehrstufige Anpassungsempfehlung: (i) Im DSA ist 
zu klären, ob und in welchem Umfang KI-Suchmaschinen erfasst werden und welche Haftungs- 
und Sorgfaltsarchitektur für KI-Antworten gelten soll; (ii) in der KI-VO bzw. ihren 
Vollzugsinstrumenten sind Transparenzpflichten für KI-Suchmaschinen zu präzisieren; (iii) im 
Urheberrecht sind Reichweite und Effektivität des Text und Data Mining-Opt-out sowie 
praxistaugliche Vergütungs- und Durchsetzungsmechanismen weiterzuentwickeln; (iv) um die 
systematische Einordnung von hybriden Angeboten wie KI-Suchmaschinen zwischen 
Intermediärs- und Inhalteanbieterregime zu zweifelsfrei abzubilden, ist auf Landesebene eine 
eigenständige Telemedien-Kategorie für KI-Suchmaschinen mit Pflichten zur Vielfaltssicherung 
zu schaffen (insb. Verantwortlichkeit für eigene Inhalte, Quellenangabe und -verlinkung, 
Transparenz zu Auswahl-/Rankingparametern, Diskriminierungsverbot gegenüber 
journalistischen Angeboten, Zustellungsbevollmächtigter, Auffindbarkeitsvorgaben für 
besonders vertrauenswürdige Inhalteanbieter sowie Transparenzregeln für Targeting).  
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I. Auftrag und Fragestellung 
 
Der Auftrag für das vorliegende Rechtsgutachten lautet: 

„Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen – eine medienrechtliche und 
regulatorische Einordnung“ 

Die Analyse erfolgt vor dem Hintergrund, dass die Einbindung von KI-Anwendungen in Suchmaschinen 
und die Erweiterung von KI-Chatbots um Suchfunktionen die Informationssuche im Netz fundamental 
verändern. Die von der Direktorenkonferenz der Medienanstalten in Auftrag gegebene Studie 
„Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die Meinungsvielfalt“1 
wirft eine Reihe von Fragen auf, die es aus (medien)rechtlicher Perspektive zu bearbeiten gilt (dazu 
Kapitel II.). Nach einer Darstellung des grund- und menschenrechtlichen Rahmens (dazu Kapitel III.) 
wird das Gutachten daher folgende Fragen beantworten: 

a) Welche (medienrechtliche) Rechtsqualität hat die Kombination von KI-basierten Antworten und 
Suchfunktionen vor dem Hintergrund des geltenden Rechts (dazu Kapitel IV. bis VI.)? 

b) Welcher (medienrechtliche) Anpassungsbedarf besteht, um vielfaltsgefährdenden Risiken bzw. 
Auswirkungen wirksam zu begegnen (dazu Kapitel VII.)? 

Berücksichtigt werden dabei sowohl das Mehrebenensystem der EU, des Bundes und der Länder als 
auch internationale Entwicklungen. Ein Fokus liegt dabei auf den Regelungen des Medienrechts im 
engeren Sinne, also insbesondere des European Media Freedom Act (EMFA), der AVMD-Richtlinie und 
des Medienstaatsvertrags (MStV); es schließt aber auch weitere Regelungen mit Bedeutung für die 
vorliegende Problemstellung ein, insbesondere die KI-Verordnung (KI-VO), den Digital Services Act 
(DSA), den Digital Markets Act (DMA), das Urheberrecht und dort insbesondere das Presseverleger-
Leistungsschutzrecht, das Äußerungsrecht sowie das allgemeine Kartellrecht. Mit in den Blick 
genommen werden ferner die geplante Vereinfachung und Konsolidierung des europäischen 
Digitalrechts durch das sog. Digital-Omnibus-Paket. 

  

 
1  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 

Meinungsvielfalt, Oktober 2025. 
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II. Problemstellung: Einbindung von KI-Anwendungen in 
Suchmaschinen und Erweiterung von KI-Chatbots um Suchfunktionen  
 
Die Studie „Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt“ legt dar, dass generative KI die Funktionsweise der Informationssuche im Internet 
erheblich verändert. Während traditionelle Suchmaschinen als Vermittler von Links zu externen 
Inhalten agierten, ermöglichen KI-Antworten direkte, fließtextbasierte Antworten auf komplexe 
Anfragen.  

KI-Suchmaschinen, d.h. die Einbindung von KI-Anwendungen in Suchmaschinen – von der britischen 
Medienaufsichtsbehörde Ofcom auch „Antwortmaschinen“ („answer engines“) genannt2 – und die 
Erweiterung von KI-Chatbots um Suchfunktionen beeinflussen die Monetarisierung von Inhalten und 
die Finanzierung von Inhalteanbietern. Insbesondere verringern KI-Antworten den Traffic zu externen 
Webseiten und bedrohen damit die Refinanzierung hochwertiger Inhalte und die Vielfalt im Internet.3  

Diese Entwicklung könnte die Produktion vielfältiger Inhalte gefährden und demgegenüber Inhalte 
stärken, die nicht direkt refinanziert werden müssen.4 Die Integration der Suchergebnisse und ihr 
Layout können zudem die Sichtbarkeit anderer Ergebnisse verringern und so den Traffic beeinflussen.5 
KI-Antworten können zwar die Vielfalt der im Netz verfügbaren Informationen erhöhen, sie bergen 
aber auch Risiken für die Meinungsvielfalt.6 Insbesondere ist unsicher, ob Nutzer überhaupt noch an 
Quellen interessiert sind, wenn sie bereits eine Antwort haben.7  

KI-Suchmaschinen führen somit zu einem Substitutionsprozess. Folgen dieser Entwicklung sind 
Verschiebungen der Wertschöpfung, die zu einem strukturellen Ungleichgewicht zwischen kreativ 
schaffenden Urhebern und KI-Suchmaschinen führen. Anbieter von KI-Suchmaschinen kontrollieren die 
Schnittstelle zur Sichtbarkeit und Monetarisierung von Inhalten.  

Diese strukturelle Kontrolle verschiebt die Verhandlungsmacht erheblich zugunsten der 
Technologieunternehmen und erschwert es Online-Publishern, faire Nutzungsbedingungen 
durchzusetzen. Dies setzt eine Abwärtsspirale in Gang: Paradoxerweise sind es die hochwertigen 
Inhalte, die einerseits zur Qualität der Antworten von KI-Suchmaschinen beitragen, damit aber 
andererseits ihre eigene Verdrängung beschleunigen.  

 
2  So etwa die britische Medienaufsichtsbehörde Ofcom; siehe https://www.ofcom.org.uk/internet-based-

services/technology/the-era-of-answer-engines-generative-ais-impact-on-search-experiences-and-online-
safety. 

3  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 48 ff.; siehe auch Meyer/Podszun, ZRP 2024, 41 (42). 

4  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 56. 

5  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 7 f., 47. 

6  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 55 f. 

7  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 
Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 57. 
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Dies wiederum führt dazu, dass hochwertige Inhalte langfristig unrentabel werden. Damit entfallen sie 
wiederum als Trainingsgrundlage, worunter das gesamte kulturelle und informatorische Ökosystem, 
einschließlich der Qualität der KI-Outputs selbst, leiden.8  

Die rechtliche Bewältigung der Herausforderungen durch KI-Suchmaschinen muss somit an 
verschiedenen Punkten ansetzen: der Medien- und Plattformregulierung, der KI-Regulierung, dem 
Wettbewerbsrecht sowie dem Urheberrecht und seiner Durchsetzung. 

 

  

 
8  Vgl. Europäisches Parlament, Entschließung vom 10. März 2026 zu dem Urheberrecht und generativer 

künstlicher Intelligenz – Chancen und Herausforderungen, Erwägungsgründe B, und N sowie Ziff. 17. 
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III. Grund- und menschenrechtlicher Rahmen 
 

Die Regulierung von KI-Suchmaschinen operiert in einem grundrechtssensiblen Rahmen. Zwar 
genießen nach derzeit überwiegender Meinung KI-Systeme selbst aufgrund der Anthropozentrik der 
Grund- und Menschenrechte9 keinen Grund- und Menschrechtsschutz.10 Unproblematisch ist 
allerdings, dass der Betrieb von KI-Systemen zu Erwerbszwecken der Berufsfreiheit (Art. 12 GG) bzw. 
der unternehmerischen Freiheit (Art. 16 EUGRCh) des jeweiligen Anbieters unterfällt.  

Im Hinblick auf die Kommunikationsfreiheit (Art. 10 EMRK, Art. 11 EUGRCh, Art. 5 GG) wird teilweise 
vertreten, dass KI-generierte Inhalte bereits nicht in deren Schutzbereich fallen.11 Zur Begründung wird 
auf die Rechtsprechung des BVerfG verwiesen, wonach bewusst oder erwiesen unwahre 
Tatsachenbehauptungen nicht von Art. 5 Abs. 1 GG geschützt sind, da sie zu der verfassungsrechtlich 
gewährleisteten Meinungsbildung nichts beitragen können.12 Die zutreffende Gegenauffassung 
differenziert hingegen danach, ob eine bestimmte Identität oder ein bestimmter Inhalt vorgetäuscht 
wird. In diesem Fall läge eine „unwahre Tatsachenbehauptung“ im Sinne der Rechtsprechung des 
BVerfG vor,13 wenn etwa Personen Äußerungen oder Handlungen zugeschoben werden, die sie nicht 
getätigt haben. 14 Anders verhält es sich hingegen, wenn KI-Systeme nur als Mittel der Kommunikation 
eingesetzt werden, da die Kommunikationsfreiheit auch die Wahl des Mittels der Kommunikation 
umfasst,15 d.h. das Recht des Mitteilenden, das Verbreitungsmedium einer Äußerung frei zu wählen 
und so zu bestimmen, dass die Äußerung ihre stärkste Wirkung erzielt.16 Dem Einsatz von KI-
Suchmaschinen kann der Schutz durch die Kommunikationsfreiheit daher nicht grundsätzlich versagt 
werden.  

 
9  Siehe z.B. Art. 1 Abs. 1 GG: „des Menschen“; Art. 6 Abs. 1 EMRK: „Jede Person“. 
10  Siehe z.B. Steinbach, ZRP 2017, 101 (102); Milker, ZUM 2017, 216 (217); Schröder, DVBl. 2018, 465 (466); 

Krüper, in: Unger/v. Ungern-Sternberg (Hrsg.), Demokratie und künstliche Intelligenz, 2019, 67 (73); Hartstein, 
in: Cole/Oster/Wagner (Hrsg.), HK-MStV/JMStV, 91. AL Juni 2022, § 18 MStV Rn. 88; für eine partielle 
Grundrechtsberechtigung von KI Neuhöfer, Grundrechtsfähigkeit Künstlicher Intelligenz, 2022, S. 69 ff. 

11  Vgl. zu Social Bots: Brings-Wiesen, https://www.juwiss.de/93-2016/; Andresen, HRN 2017, 9 (10); Gersdorf, 
in: Briner/Funk (Hrsg.), DGRI Jahrbuch 2017, 2018, Internetregulierung als grundrechtlicher Herkulesakt, Rn. 
40; Löber/Roßnagel, MMR 2019, 493 (496); zu Deepfakes Neuhöfer, Grundrechtsfähigkeit Künstlicher 
Intelligenz, 2022, S. 247 f. 

12  Statt vieler BVerfG NJW 2012, 1273 Rn. 18 – NPD-Flugblatt; BVerfG NJW 2019, 3769 Rn. 16 – NPD-Facebook-
Seite, jeweils m.w.N. 

13  Vgl. zu Social Bots Dankert/Dreyer, K&R 2017, 73 (75); Löber/Roßnagel, MMR 2019, 493 (496); 
Löber/Roßnagel in: Steinebach u.a. (Hrsg.), Desinformation aufdecken und bekämpfen, 2020, 149 (157); v. 
Ungern-Sternberg, RW 2022, 94 (121); Lent, in: BeckOK InfoMedienR, § 18 MStV Rn. 15. 

14  Dazu grundlegend BVerfGE 54, 148 (155) – Eppler. 
15  Steinbach, ZRP 2017, 101 (102); Milker, ZUM 2017, 216 (217 f.); Milker, InTeR 2017, 199 (202); Schröder, DVBl. 

2018, 465 (470); Krüper, in: Unger/v. Ungern-Sternberg (Hrsg.), Demokratie und künstliche Intelligenz, 2019, 
67 (73); Löber/Roßnagel in: Steinebach u.a. (Hrsg.), Desinformation aufdecken und bekämpfen, 2020, 149 
(157); v. Ungern-Sternberg, RW 2022, 94 (116). 

16  Siehe z.B. EGMR, Autronic AG/Schweiz [1990] Beschwerde-Nr. 12726/87 [47]; Jersild/Dänemark [1994] 
Beschwerde-Nr. 15890/89 [31]; De Haes und Gijsels/Belgien [1997] Beschwerde-Nr. 19983/92 [48]; 
Murphy/Irland [2003] Beschwerde-Nr. 44179/98 [61]; Radio France u.a./Frankreich [2004] Beschwerde-Nr. 
53984/00 [39]; BVerfG NJW 2003, 1109, 1110 – Flensborg Avis; BGHZ 181, 328 Rn. 36 – spickmich.de. 
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Ferner stünde dem Schutz von KI-Suchmaschinen durch die Kommunikationsfreiheit nicht entgegen, 
wenn diese – dazu näher Kapitel IV. – nur Inhalte Dritter weiterleiteten. Art. 10 Abs. 1 EMRK und Art. 
11 Abs. 1 EUGRCh schützen ausdrücklich auch die Freiheit, Ideen und Informationen zu verbreiten.17 
Diese Vorschriften unterscheiden nicht zwischen der Verbreitung eigener und fremder Inhalte.18 Trotz 
des entgegenstehenden Wortlauts des Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG, wonach jeder scheinbar nur das Recht hat, 
seine Meinung zu verbreiten, gilt dies nach zutreffender Meinung auch für die Meinungsfreiheit nach 
dem Grundgesetz. Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG schützt auch den Kommunikationsprozess als solchen, weshalb 
die Mitteilung einer fremden Meinung oder Tatsachenbehauptung selbst dann in den Schutzbereich 
des Grundrechts fallen kann, wenn der Mitteilende sich diese weder zu eigen macht noch sie in eine 
eigene Stellungnahme einbindet.19 Regulatorische Eingriffe in den Betrieb von KI-Anwendungen in 
Suchmaschinen sind daher nicht nur an den Wirtschaftsgrundrechten der Art. 12 GG und Art. 16 
EUGRCh zu messen, sondern auch an den insofern strengeren Maßstäben der Kommunikationsfreiheit.  

Höchstrichterliche Rechtsprechung dazu, innerhalb welcher Grenzen solche Eingriffe zulässig sind, liegt 
bislang nicht vor. Auf der Grundlage der Grund- und Menschenrechtsdogmatik ist aber zu erwarten, 
dass es folgende Kriterien sein werden, die den Vorgang der Abwägung zwischen dem Schutz KI-
generierter Inhalte einerseits und konfligierenden Interessen andererseits determinieren: 

1. Inwieweit lassen sich KI-generierte Inhalte auf eine menschliche Willensentscheidung zurückführen 
und sind insofern Ausdruck menschlicher Selbstbestimmung, bzw. inwieweit hat die KI autonom 
gehandelt? Aus der Anthropozentrik der Grund- und Menschenrechte folgt, dass je stärker ein KI-
generierter Inhalt auf eine menschliche Willensentscheidung zurückführbar ist, desto stärkeren 
grundrechtlichen Schutz dürfte er genießen. 

2. Inwieweit besteht ein individuelles oder öffentliches Interesse daran, die KI-generierten Inhalte in 
einer bestimmten Weise zu regulieren oder auch ganz zu unterbinden? Insofern kann auf die 
einschlägige Rechtsprechung zurückgegriffen werden, die für KI-generierte Inhalte ebenso gilt wie für 
human generierte Inhalte. Als legitime Zwecke, die einen Eingriff in die Freiheit der Kommunikation 
mittels KI-generierter Inhalte rechtfertigen können, kommen beispielsweise in Betracht:  

a) die negative Informationsfreiheit der Kommunikationspartner20 oder, positiv gewendet, das 
Interesse an einer selbstbestimmten Kommunikation,21 

b) der Schutz von Persönlichkeitsinteressen,22  

 
17  Vgl. EuGH, Rs. C-314/12 [2014] UPC Telekabel Wien GmbH; Rs. C-131/12 [2014] Google Spain SL und Google 

Inc./AEPD u.a. 
18  Vgl. EGMR, Groppera u.a./Schweiz [1990] Beschwerde-Nr. 10890/84; Öztürk/Türkei [1999] Beschwerde-Nr. 

22479/93; Magyar Tartalomszolgáltatók Egyesülete und Index.hu Zrt/Ungarn [2016] Beschwerde-Nr. 
22947/13; Lykin/Ukraine [2017] Beschwerde-Nr. 19382/08 [28]. 

19  Vgl. BVerfG AfP 2009, 480 Rn. 58 – Effecten-Spiegel; BGHZ 181, 328 Rn. 38 – spickmich.de; BGH NJW 2010, 
760 Rn. 13 – Helmut Markwort; Oster, Kommunikationsdeliktsrecht, 2019, S. 348 f.; Gersdorf, in: FS 
Gounalakis, 2025, 547 (549 ff.); a.A. Giere, Grundrechtliche Einordnung sozialer Netzwerke vor dem 
Hintergrund des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG), 2021, S. 59 ff. 

20  Vgl. Iben, Staatlicher Schutz vor Meinungsrobotern, 2021, S. 200 ff.; Dankert/Dreyer, K&R 2017, 73 (75); 
Held/Ingold, in: Binder/Vesting (Hrsg.), Beck‘scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. Aufl. 2024, § 18 MStV 
Rn. 79; Lent, in: BeckOK InfoMedienR, § 18 MStV Rn. 15. 

21  Kern, KIR 2024, 94 (96). 
22  Steinbach, ZRP 2017, 101 (103 f.); Löber/Roßnagel, in: Steinebach u.a. (Hrsg.), Desinformation aufdecken und 

bekämpfen, 2020, 149 (159). 
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c) der Schutz vor Verzerrung der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung,23 etwa durch 
unzulässige Wahlbeeinflussung24 oder durch einseitige Meinungsmacht,25  

d) kommunikative Chancengleichheit, die etwa dadurch verletzt sein kann, dass anderen 
Kommunikationsteilnehmern die Möglichkeit genommen wird, selbst wirksam am 
Kommunikationsprozess teilzuhaben (z.B. indem eine sog. Schweigespirale ausgelöst wird),26 

e) das individuelle oder öffentliche Interesse daran, KI-generierte Inhalte zu schützen, weil sie einen 
Beitrag zum öffentlichen Diskurs und zur Meinungsbildung leisten. 

Die Regulierung der Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen wird sich jedoch nur bedingt 
damit begründen lassen, dass die Anbieter solcher Anwendungen ihrerseits an die Grundrechte 
Betroffener gebunden wären. Zwar müssen auch in Privatrechtsverhältnissen die in den Grundrechten 
liegenden Wertentscheidungen hinreichend zur Geltung gebracht werden; dies allerdings nur in 
mittelbarer Drittwirkung.27 Eine unmittelbare Grundrechtsbindung ergibt sich auch nicht aus 
europäischen Regelwerken, etwa der KI-VO, die auf die Pflicht zur Achtung der Grundrechte 
hinweisen.28 Gemäß Art. 51 Abs. 1 S. 1 EUGRCh gilt die Charta (nur) für die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der EU sowie für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung von EU-
Recht.29 Auch nach der Konzeption der Charta sind Grundrechte damit grundsätzlich Abwehrrechte des 
Bürgers gegen den Staat bzw. gegen die EU.  

Aus der mittelbaren Grundrechtsverpflichtung der KI-Anbieter dürfte allerdings eine Verpflichtung zur 
Umsetzung prozeduraler Vorkehrungen zum Grundrechtsschutz folgen.30 Konkret könnte daraus etwa 
eine Verpflichtung der Anbieter folgen, ein Meldesystem einzurichten, um durch KI-Suchmaschinen 
generierte Hassnachrichten anzuzeigen. Diese Frage wird im Kontext einer möglichen (analogen) 
Anwendung des DSA noch zu diskutieren sein.  

 
23  Vgl. Dankert/Dreyer, K&R 2017, 73 (75); Schröder, DVBl. 2018, 465 (468); Löber/Roßnagel, MMR 2019, 493 

(497); Held/Ingold, in: Binder/Vesting (Hrsg.), Beck‘scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. Aufl. 2024, § 18 
MStV Rn. 79. 

24  Steinbach, ZRP 2017, 101 (104). 
25  Vgl. Steinbach, ZRP 2017, 101 (103); Milker, ZUM 2017, 216 (219); Krüper, in: Unger/v. Ungern-Sternberg 

(Hrsg.), Demokratie und künstliche Intelligenz, 2019, 67 (81); v. Ungern-Sternberg, RW 2022, 94 (116 f.). 
26  Vgl. Milker, ZUM 2017, 216 (219); für einen Ausschluss aus dem Schutzbereich Gersdorf in: Briner/Funk 

(Hrsg.), DGRI Jahrbuch 2017, 2018, Internetregulierung als grundrechtlicher Herkulesakt, Rn. 39; Iben, 
Staatlicher Schutz vor Meinungsrobotern, 2021, S. 127 ff.; Löber/Roßnagel, in: Steinebach u.a. (Hrsg.), 
Desinformation aufdecken und bekämpfen, 2020, 149 (158); Drygala, NJW 2025, 278 (281). 

27  Grundlegend BVerfGE 7, 198 (205) – Lüth; vgl. etwa BGH NJW 2021, 3179 Rn. 54 – Facebook I; EGMR, von 
Hannover/Deutschland (Nr. 1) [2004] Beschwerde-Nr. 59320/00; aus der Lit. Barak, in: Barak-Erez/Friedmann 
(Hrsg.), Human Rights in Private Law, 2001, S. 13 ff.; Kay, European Human Rights Law Review 2005, 466; 
Matscher/Petzold/Alkema, Protecting Human Rights: The European Dimension. Studies in Honour of Wiarda, 
1988, S. 33 ff.; Schaaf, Die Grundrechtswirkung auf das Privatrechtsverhältnis, 2025. 

28  Siehe z.B. Art. 6 Abs. 3, 7 Abs. 1 lit. b und Abs. 2 lit. e, 9 Abs. 2 lit. a KI-VO, Art. 14 Abs. 4 und Art. 34 Abs. 1 
UAbs. 2 S. 2 lit. b DSA. 

29  Vgl. dazu Erläuterungen zur Charta der Grundrechte (2007/C 303/02), 32; EuGH BeckRS 2004, 76224 Rn. 13 – 
Annibaldi; BeckRS 2013, 80395 Rn. 19 – Åkerberg Fransson. 

30  Vgl. zum Problem des „Deplatforming“ BGH NJW 2021, 3179 Rn. 59 – Facebook I; zur Grundrechtsbindung 
von Plattformanbietern und Suchmaschinenbetreibern unter dem DSA Denga, EuR 2021, 569 (583); Raue, 
NJW 2022, 209 (212); Oster, in: BeckOK InfoMedienR, Art. 34 DSA Rn. 48. 
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IV. Themenkomplex 1: Medien- und äußerungsrechtliche 
Rechtsqualität KI-generierter Antworten 
 

Dieses Kapitel untersucht, wann es sich bei KI-generierten Antworten um einen eigenen Inhalt des 
Anbieters handelt, und wann der Anbieter eine bloße Intermediärsfunktion einnimmt. Im Falle eines 
eigenen Inhalteangebots wird weiter differenziert, um welchen Angebotstypus es sich handelt, etwa 
um einen journalistisch-redaktionell gestalteten Inhalt.  

Anders als bei der klassischen Internetsuche beschränkt sich der Output bei KI-Suchmaschinen nicht 
auf eine bloße Auflistung von Websites. Vielmehr wird eine KI-Antwort auf die Nutzeranfrage 
bereitgestellt. In einigen Fällen werden darüber hinaus als Quelle oder weiterführende Information 
Links zu Websites angezeigt. Wie diese Antworten zu qualifizieren sind, hat entscheidende 
Auswirkungen auf die regulatorischen Rahmenbedingungen. Handelt es sich um einen eigenen Inhalt 
des Suchmaschinenbetreibers, ist dieser nach den allgemeinen Gesetzen hierfür verantwortlich.31 
Handelt es sich hingegen bei der Antwort der KI-Suchmaschine nicht um einen eigenen Inhalt des 
Anbieters, sondern um den Inhalt eines Dritten, käme grundsätzlich eine Haftungsprivilegierung nach 
Art. 4 bis 6 DSA in Betracht.  

Bei den Antworten von KI-Suchmaschinen handelt es sich grundsätzlich und regelmäßig um eigene 
Inhalte des KI-Betreibers (dazu 1.). Dies hat zur Folge, dass KI-Suchmaschinen grundsätzlich nicht als 
Vermittlungsdienst i.S.d. DSA zu qualifizieren sind und sich insoweit auch nicht auf die 
Haftungsprivilegierungen nach dem DSA berufen können (dazu 2.). Die Europäische Kommission geht 
nach Presseberichten offenbar von der Anwendbarkeit des DSA auf KI-Suchmaschinen aus (dazu 3.). 
Diese regulatorisch-tatsächlichen Entwicklungen sind zu beachten. Im Ergebnis besteht hier erhebliche 
Rechtsunsicherheit, weshalb ein Einschreiten der zuständigen Gesetz- und Verordnungsgeber dringend 
geboten ist (dazu VIII.).  

 

1. Angebot eigener vs. Vermittlung fremder Inhalte 

Die Antworten von KI-Suchmaschinen sind in der Regel als eigene Inhalte des KI-Betreibers zu 
qualifizieren.32 Dies gilt in jedem Fall für sog. „halluzinierte“ Inhalte, in denen die KI einen Inhalt 
zusammenstellt, der so im Netz nicht zu finden ist.33 In diesen Fällen existiert kein Fremd-Inhalt, 
welcher der Maschine zugerechnet werden könnte. Aber auch in den Fällen, in denen die KI einen 
tatsächlich vorhandenen Dritt-Inhalt aufbereitet, etwa einen Wikipedia-Artikel in Stichpunkten 
zusammenfasst, handelt es sich um einen eigenen und nicht nur um einen zurechenbaren Dritt-Inhalt, 
denn diese Aufbereitung ist so in der Originalquelle nicht zu finden. Aus anderer Perspektive gedacht: 
Wenn eine KI-Suchmaschine beispielsweise einen wissenschaftlichen Aufsatz in Stichpunkten 
zusammenfasst, dürfte es sich bei dieser Zusammenfassung nicht mehr um den Inhalt des Autors 
handeln, der den Aufsatz geschrieben hat (und möglicherweise mit der stichwortartigen Darstellung 
nicht einverstanden ist), sondern um den eigenen Inhalt des KI-Betreibers. 

 
31  Vgl. z.B. § 79 Abs. 4 S. 1 MStV (für Medienplattformanbieter) und der inzwischen durch das DDG aufgehobene, 

in der Sache aber immer noch korrekte § 7 Abs. 1 TMG a.F. (für Telemedienanbieter). 
32  So auch Kastl-Riemann, ZUM 2023, 578 (584); Hotz, ZUM 2025, 89 (93). 
33  Vgl. LG München I, Urt. v. 28.5.2026, Az. 26 O 869/26, Rn. 3.3 – Google AI Overview; zu den Ursachen einer 

„Halluzination“ von Language Models etwa Kalai u.a., Why Language Models Hallucinate, 2025.  
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Ein Anhaltspunkt aus der Rechtsprechung dafür, dass es sich bei KI-generierten Antworten 
grundsätzlich um eigene Inhalte des Anbieters handelt, liefert die BGH-Entscheidung zu Googles 
Autocomplete-Funktion.34 Bei einer Eingabe in eine Suchmaschine präsentiert ein Algorithmus 
Wortkombinationen, die von anderen Nutzern zu dem fraglichen Suchbegriff am häufigsten 
eingegeben wurden und die sich auf den Webseiten befinden, auf die die Suchmaschine verweist. Der 
BGH entschied, dass es sich bei auf diese Weise generierten Begriffen um eigene Inhalte des 
Suchmaschinenbetreibers handelt (Hervorhebung durch Verf.):35 

„[17] Diese Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts der Kl. ist der Bekl. auch unmittelbar 
zuzurechnen. Sie hat mit dem von ihr geschaffenen Computerprogramm das Nutzerverhalten 
ausgewertet und den Benutzern der Suchmaschine die entsprechenden Vorschläge unterbreitet. 
Die Verknüpfungen der Begriffe werden von der Suchmaschine der Bekl. und nicht von einem 
Dritten hergestellt. Sie werden von der Bekl. im Netz zum Abruf bereitgehalten und stammen 
deshalb unmittelbar von ihr. […] 

[20] Das BerGer. hat die Bekl. zutreffend als Diensteanbieter (§ 2 S. 1 Nr. 1 TMG) qualifiziert, der 
eigene Informationen zur Nutzung bereit hält und deshalb gem. § 7 I TMG nach den allgemeinen 
Gesetzen – mithin auch nach §§ 823 I, 1004 BGB – verantwortlich ist.“ 

 

Jüngere instanzgerichtliche Entscheidungen zu KI-generierten Informationen bestätigen die 
Auffassung, dass es sich bei KI-generierten Inhalten grundsätzlich um eigene Inhalte des Anbieters 
handelt.36  

Etwas anderes gilt jedoch dann, wenn für die Nutzer klar erkennbar ist, dass lediglich fremde Inhalte 
wiedergegeben werden, etwa in Gestalt eines Zitats, welches als solches gekennzeichnet ist. In diesem 
Fall vermittelt die KI-Suchmaschine lediglich Inhalte Dritter. 

 

2. Rechtliche Konsequenzen 

Die Autocomplete-Entscheidung des BGH erging noch zu § 10 TMG, der Art. 14 ECRL umsetzte, d.h. vor 
dem Inkrafttreten des DSA. Art. 14 ECRL befand sich regelungssystematisch in Kapitel II Abschnitt 4 der 
Richtlinie zur Verantwortlichkeit der „Vermittler“ (engl. „intermediary service providers“). In 

 
34  BGHZ 197, 213 – Google Autocomplete-Funktion; dazu Gounalakis, NJW 2013, 2321; Oster, UFITA 2018, 14 

(26 ff.). 
35  BGHZ 197, 213 – Google Autocomplete-Funktion. 
36  Vgl. LG München I GRUR 2025, 1917 Rn. 263 – Gema/OpenAI: „Die durch die Outputs verursachten 

Urheberrechtsverletzungen sind auf systemische Ursachen zurückzuführen, die inhaltliche Ausgestaltung der 
Outputs ist den Bekl. als Betreiber der Modelle zuzuschreiben.“; LG Kiel KIR 2025, 80 Rn. 24 – KI-generierte 
geschäftsschädigende Falschinformationen: „Die Bekl. will sich zwar gar nicht auf ihre Meinungsfreiheit 
berufen, weil sie den Rechtsstandpunkt einnimmt, ihr sei ähnlich einem Suchmaschinenbetreiber nicht an der 
Verbreitung einer bestimmten Meinung, sondern nur daran gelegen, die potenziellen Interessen ihrer Nutzer 
möglichst optimal zu befriedigen (…). Wie jedoch bereits ausgeführt wurde, ist die streitgegenständliche 
Äußerung nicht mit der typischen Dienstleistung eines Suchmaschinenbetreibers vergleichbar, weil die Bekl. 
nach der obigen Auslegung eine eigene Stellungnahme abgegeben hat.“; ebd. Rn. 36: „Die Bekl. kann sich 
nicht darauf zurückziehen, sie sei an diesem automatischen Vorgang nicht beteiligt gewesen, weil sie sich 
bewusst zur Beantwortung von Suchanfragen ihrer Nutzer einer künstlichen Intelligenz bedient hat“: LG 
München I, Urt. v. 28.5.2026, Az. 26 O 869/26, Rn. 3.3 – Google AI Overview: Diese „Übersicht mit KI“ […] 
stellen sich nach […] als eigene, von der eigenen, den Nutzenden angebotenen KI getroffene Äußerung der 
Verfügungsbeklagten dar.“. 
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Fortsetzung dieses Regulierungsansatzes ist der DSA auf „Vermittlungsdienste“ (engl. „intermediary 
services“) anwendbar. Ein Vermittlungsdienst setzt nach Art. 3 lit. g DSA begrifflich voraus, dass es sich 
bei den betreffenden Inhalten um „von einem Nutzer bereitgestellte Informationen“ handelt. Sofern 
Anbieter eigene Inhalte bereitstellen, findet der DSA demnach keine Anwendung, da seine Adressaten 
nur Vermittlungsdienste sind (vgl. Art. 1 Abs. 2 S. 1, Art. 2 Abs. 2 DSA).37 Ein Vermittlungsdienst i.S.d. 
DSA vermittelt Inhalte Dritter, kontrolliert diese aber nicht.38 

Selbst wenn man jedoch annimmt, dass KI-Suchmaschinen keine „eigenen“, sondern fremde – und ggf. 
nur zu-eigen-gemachte (dazu unter d.aa.) – Inhalte verbreiten, stellt sich die Frage, ob der DSA hierauf 
Anwendung findet. Dies wäre nur dann der Fall, wenn es sich bei einer KI-Suchmaschine um einen 
„Vermittlungsdienst“ nach Art. 3 lit. g DSA oder um eine Online-Suchmaschine nach Art. 3 lit j DSA 
handelt. Die Rechtslage ist indes kompliziert verschachtelt: Zum einen wurde die Definition des Begriffs 
„Online-Suchmaschine“ erst im Laufe des Trilog-Verfahrens in den Text der Verordnung aufgenommen, 
wobei das begriffliche Verhältnis von Online-Suchmaschinen und Vermittlungsdiensten im DSA nicht 
vollständig geklärt wurde. Zum anderen wurde der DSA am 19. Oktober 2022 verabschiedet, ChatGPT 
hingegen wurde erst im November 2022 veröffentlicht. Der Verordnungsgeber hatte KI-Suchmaschinen 
daher schlicht nicht vor Augen, als der DSA beschlossen wurde. 

 

a. KI-Suchmaschine als Vermittlungsdienst i.S.d. Art. 3 lit. g DSA? 
Die Frage, ob KI-Suchmaschinen einer der drei Kategorien des „Vermittlungsdienstes“ nach Art. 3 lit. g 
DSA unterfallen, ist zu verneinen. Art. 3 lit. g DSA führt drei Dienste der Informationsgesellschaft (dazu 
Art. 3 lit. a DSA) auf, die er als „Vermittlungsdienst“ qualifiziert: „reine Durchleitung“, „Caching“ oder 
„Hosting“.39 Die erste Kategorie der „reinen Durchleitung“ erfasst die Übermittlung der von einem 
Nutzer bereitgestellten Informationen in einem Kommunikationsnetz sowie die Vermittlung des 
Zugangs zu einem Kommunikationsnetz durch einen Access-Provider (Art. 3 lit. g sublit. i DSA), z.B. 
WLAN-Anbieter, VPN-Dienste, Domain-Registrare und DNS-Resolver.40 Die zweite Kategorie der 
„Caching“-Dienste umfasst Leistungen, die darin bestehen, „von einem Nutzer bereitgestellte 
Informationen in einem Kommunikationsnetz zu übermitteln, wobei eine automatische, zeitlich 
begrenzte Zwischenspeicherung dieser Informationen zu dem alleinigen Zweck erfolgt, die 
Übermittlung der Information an andere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten“ (Art. 3 lit. g 
sublit. ii DSA). Ein für die Praxis wichtiges Beispiel sind sog. Content Delivery Networks. Die dritte 
Kategorie von Vermittlungsdiensten bilden „Hosting“-Dienste, die dazu dienen, von einem Nutzer 
bereitgestellte Informationen in dessen Auftrag zu speichern (Art. 3 lit. g sublit. iii DSA). Als Beispiele 
nennt Erwägungsgrund 29 u.a. Cloud-Computing-Dienste und Web-Hostingdienste. KI-Suchmaschinen 
passen in keine dieser drei Kategorien.  

 

b. KI-Suchmaschine als „Online-Suchmaschine“ i.S.d. Art. 3 lit. j DSA? 
In Betracht kommt aber, KI-Suchmaschinen unter den Begriff der „Online-Suchmaschine“ zu 
subsumieren. Eine Online-Suchmaschine ist gemäß Art. 3 lit j DSA ein „Vermittlungsdienst, der es 
Nutzern ermöglicht, in Form eines Stichworts, einer Spracheingabe, einer Wortgruppe oder einer 
anderen Eingabe Anfragen einzugeben, um prinzipiell auf allen Websites oder auf allen Websites in 
einer bestimmten Sprache eine Suche zu einem beliebigen Thema vorzunehmen und Ergebnisse in 

 
37  Vgl. Sesing-Wagenpfeil, in: BeckOK IT-Recht, Art. 3 DSA Rn. 39: „inhaltsbezogene Neutralität“. 
38  Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 45, 47. 
39  Siehe zum Folgenden Busch, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 3 DSA Rn. 22 ff. 
40  Erwägungsgrund 29 DSA. 
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einem beliebigen Format, in dem Informationen im Zusammenhang mit dem angeforderten Inhalt zu 
finden sind, angezeigt zu bekommen“.  

KI-Systeme, die keinen Zugriff auf webbasierte Daten haben (wie etwa die ursprüngliche Version von 
ChatGPT), können nicht als Online-Suchmaschinen im Sinne des DSA qualifiziert werden.41 Sofern die 
KI-Systeme aber für die Beantwortung von Nutzeranfragen direkt auf das Internet zugreifen, erscheint 
ihre Einordnung als Online-Suchmaschine i.S.d. Art. 3 lit. j DSA grundsätzlich als sachgerecht. Dieser 
Einordnung steht auch nicht entgegen, dass die Antwort auf die Suchanfrage nicht in Form einer 
geordneten Liste verlinkter Websites präsentiert wird. Wie Art. 3 lit. j DSA klarstellt, können die 
Suchergebnisse „in einem beliebigen Format“ darstellt werden. Umfasst sein könnte daher 
grundsätzlich auch die Ausgabe der Ergebnisse im Stil eines Chatbots, wie dies bei ChatGPT oder 
Perplexity der Fall ist. Aus den genannten Gründen ändert auch die Integration der neuen KI-gestützten 
Funktionen „Übersicht mit KI“ und „KI-Modus“ nichts an der Qualifikation von Google Search als 
Online-Suchmaschine. Entscheidend ist, dass auch bei diesen neuen Funktionen eine 
Vermittlungsleistung erbracht wird. Sowohl die „Übersicht mit KI“ als auch der „KI-Modus“ 
präsentieren dem Nutzer nicht nur KI-generierte Antworten, sondern liefern auch Links zu Websites 
mit weiterführenden Informationen. Ferner wird in beiden Fällen auf die technische Funktionsweise 
von Google Search (Crawling, Indexierung, Ranking) zurückgegriffen. Somit erscheinen in beiden Fällen 
die Voraussetzungen einer Online-Suchmaschine nach Art. 3 lit. j DSA grundsätzlich erfüllt. Aufgrund 
des technologieneutralen Ansatzes42 können die KI-gestützte Suchfunktion von Diensten wie ChatGPT 
oder Perplexity sowie die neuen KI-Funktionen von Google als Online-Suchmaschine im Sinne des Art. 
3 lit. j DSA qualifiziert werden. 

 

c. Wie verhalten sich Online-Suchmaschinen zum Begriff des Vermittlungsdienstes nach Art. 3 lit. g DSA?  
Bejaht man grundsätzlich eine Qualifikation von KI-Suchmaschinen als Online-Suchmaschinen i.S.d. Art. 
3 lit. j DSA, stellt sich die Folgefrage, wie diese in das System der Vermittlungsdienste nach Art. 3 lit. g 
DSA einzuordnen sind. Online-Suchmaschinen werden in Art. 3 lit. g DSA nicht ausdrücklich genannt. 
Dies dürfte in erster Linie auf den bereits erwähnten Umstand zurückzuführen sein, dass Online-
Suchmaschinen im ursprünglichen Kommissionsvorschlag nicht berücksichtigt waren und erst im 
Rahmen der Trilog-Verhandlung Eingang in den DSA gefunden haben. Dabei ist es offenbar nicht mehr 
gelungen, das komplizierte Regelwerk des DSA in seiner Gesamtheit auf Online-Suchmaschinen 
abzustimmen.43  

Nach zutreffender Ansicht44 handelt es sich bei Online-Suchmaschinen um Vermittlungsdienste. Dies 
folgt zum einen aus dem eindeutigen Wortlaut des Art. 3 lit. j DSA („bezeichnet der Ausdruck ,Online-
Suchmaschine‘ einen Vermittlungsdienst“) und zum anderen aus dem Anwendungsbereich des DSA, 
der auf Vermittlungsdienste begrenzt ist (Art. 2 Abs. 2 DSA). Wären Online-Suchmaschinen keine 
Vermittlungsdienste, wäre ihre Einbeziehung in den DSA systemwidrig. Problematisch ist aber, wie sich 
Suchmaschinen zu den Kategorien der Vermittlungsdienste i.S.d. Art. 3 lit. g DSA verhalten. Eine 
Möglichkeit wäre es, Online-Suchmaschinen als eigenständige vierte Kategorie von 

 
41  Vgl. Beyerbach/Seyer/Holznagel, in: Müller-Terpitz/Köhler (Hrsg.), DSA, 2024, Art. 3 Rn. 94. 
42  Erwägungsgrund 4 S. 4 DSA; Busch, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 3 DSA 

Rn. 41. 
43  Vgl. Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 64 ff. 
44  A.A. allerdings Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 64 
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Vermittlungsdiensten anzusehen.45 Zwar deutet der Wortlaut des Art. 3 lit. g DSA darauf hin, dass die 
Vorschrift eine abschließende Aufzählung der Vermittlungsdienste enthält.46 Erwägungsgrund 5 S. 2 
DSA betont jedoch, dass die Verordnung „insbesondere“ für Durchleitungs-, Caching- und Hosting-
Dienste gilt.47 Diese Formulierung deutet daraufhin, dass neben den in Art. 3 lit. g DSA ausdrücklich 
genannten Kategorien auch noch weitere Arten von Vermittlungsdienste unter den DSA fallen können.  

Lehnt man die Einordnung von Online-Suchmaschinen als Vermittlungsdienst sui generis hingegen ab, 
so dürften Online-Suchmaschinen am ehesten noch als Hosting-Dienst anzusehen sein.48 Dafür spricht 
zum einen die Gleichstellung von sehr großen Online-Suchmaschinen mit sehr großen Online-
Plattformen in Art. 33 ff. DSA. Ein weiteres Indiz liefert Art. 35 Abs. 1 S. 2 lit. g DSA, der implizit 
voraussetzt, dass sehr große Online-Suchmaschinen den Pflichten aus Art. 21, 22 DSA unterliegen. Da 
diese Vorschriften nur für Online-Plattformen gelten, lässt dies den Schluss zu, dass Suchmaschinen als 
besondere Kategorie von Online-Plattformen gelten und damit notwendigerweise auch als Hosting-
Provider anzusehen sind. Allerdings könnte es sich hierbei auch um eines der zahlreichen 
Redaktionsversehen handeln, die dem Verordnungsgeber durch die späte Einbeziehung von sehr 
großen Online-Suchmaschinen in die Art. 33 ff. DSA unterlaufen sind.49 Die Leistungen von 
Suchmaschinen sind zu heterogen, um abschließend als Durchleitung, Caching, Hosting qualifiziert zu 
werden.50 Vor diesem Hintergrund erscheint es überzeugend, Online-Suchmaschinen als eine 
eigenständige vierte Kategorie von Vermittlungsdiensten i.S.d. Art. 3 lit. g DSA anzusehen. 

 

d. Genießen KI-Suchmaschinen die Haftungsprivilegierungen der Art. 4 ff. DSA? 
Unterstellt, dass der DSA auf KI-Suchmaschinen Anwendung findet (dazu sogleich unter 3.a.) und 
unterstellt, dass Art. 4 bis 6 DSA auf Suchmaschinen im Allgemeinen grundsätzlich – ggf. analog51 – 
Anwendung finden können, stellt sich weiter die Frage, ob KI-Suchmaschinen im Besonderen in den 
Genuss dieser Haftungsprivilegien kommen können. Alle drei Regelungen setzen voraus, dass es sich 
bei dem betreffenden Inhalt um „von einem Nutzer bereitgestellte Informationen“, d.h. für einen dem 
Vermittlungsdienst fremden Inhalt, handelt. 

 
45  Dafür offenbar Holznagel, in: Müller-Terpitz/Köhler (Hrsg.), DSA, 2024, Art. 3 Rn. 86; siehe auch Raue/Heesen, 

NJW 2022, 3537 (3538). 
46  Einen abschließenden Charakter des Art. 3 lit. g DSA befürwortend: Raue/Heesen, NJW 2022, 3537 (3538); 

Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 61; Köhler, in: Müller-Terpitz/Köhler (Hrsg.) DSA, 
2024, Art. 3 Rn. 51. 

47  Vgl. hierzu auch Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 63. 
48  Raue/Heesen, NJW 2022, 3537 (3538); Busch, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, 

Art. 3 DSA Rn. 44; Spindler, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 6 DSA Rn. 22. 
49  Vgl. Oster, in: BeckOK InfoMedienR, Art. 35 DSA Rn. 42; siehe zu weiteren Redaktionsversehen bspw. Oster, 

in: BeckOK InfoMedienR, Art. 39 DSA Rn. 4 und Art. 42 DSA Rn. 5. 
50  Köhler, in: Müller-Terpitz/Köhler (Hrsg.), DSA, 2024, Art. 3 Rn. 60; Sesing-Wagenpfeil, in: BeckOK IT-Recht, Art. 

3 Rn. 111 ff. 
51  Sofern man der Auffassung folgt, dass es sich bei Suchmaschinen um Host-Provider handelt, wäre Art. 6 DSA 

auf diese anwendbar; wer hingegen – wie hier – die Auffassung vertritt, dass Suchmaschinen eine vierte 
Kategorie von Vermittlungsdiensten sind, kann Art. 6 DSA nur analog auf Suchmaschinen anwenden. Hofmann 
(in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 64 ff.), der die Auffassung vertritt, dass Suchmaschinen 
keine Vermittlungsdienste sind, müsste Art. 6 DSA gleichsam doppelt analog anwenden: Zum einen müsste er 
das Erfordernis der „von einem Nutzer bereitgestellten Informationen“ im Allgemeinen überwinden (d.h. die 
Eigenschaft als Vermittlungsdienst), zum anderen das Vorliegen eines Hosting-Anbieters im Besonderen. 
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Grundsätzlich ist ein Kommunikationsintermediär i.S.d. Art. 4 bis 6 DSA für fremde Inhalte nur dann 
verantwortlich, wenn die Voraussetzungen der einschlägigen Regelung vorliegen. Allerdings ist ein 
Intermediär für fremde Inhalte voll verantwortlich, wenn ihm die Inhalte als eigene zugerechnet 
werden können. Hierfür lassen sich aus der Rechtsprechung folgende Fallgruppen identifizieren:  

a) Der Intermediär macht sich Inhalte Dritter zu eigen, 

b) der Intermediär übt redaktionelle Kontrolle über Inhalte Dritter aus, oder  

c) der Intermediär hat bei der Kundgabe der Inhalte Dritter eine aktive Rolle gespielt, die ihm eine 
Kenntnis der Information oder eine Kontrolle über sie verschaffen konnte. 

aa. Zu-Eigen-Machen der Inhalte Dritter  
Ein Intermediär übernimmt die Inhalte Dritter, wenn er sie als Ausdruck seiner eigenen Ansicht 
vorbringt oder sie sich sonst zu eigen macht.52 Hierbei handelt es sich zwar „nur“ um eine 
Rechtsprechung deutscher Gerichte, die so vom EuGH noch nicht übernommen wurde. Allerdings ist 
davon auszugehen, dass ein Intermediär, der sich Inhalte Dritter zu eigen macht, regelmäßig erst recht 
eine „aktive Rolle“ i.S.d. Rechtsprechung des EuGH (dazu sogleich unter cc.) einnimmt.53 Ob ein Zu-
Eigen-Machen vorliegt, „ist aus der Sicht eines verständigen Durchschnittsnutzers auf der Grundlage 
einer Gesamtbetrachtung aller relevanten Umstände zu beurteilen.“54 Ein Zu-Eigen-Machen liegt 
regelmäßig vor, wenn die fremde Äußerung „so in den eigenen Gedankengang eingefügt wird, dass die 
gesamte Äußerung als eigene erscheint“.55 So macht sich der Betreiber einer Internet-Seite 
nutzergenerierte Inhalte (User-Generated Content) zu eigen, wenn er erkennbar die inhaltliche 
Verantwortung für die Informationen übernimmt, den Text inhaltlich überprüft oder zurechenbar den 
Anschein erweckt, er identifiziere sich mit den fremden Inhalten.56 Ist dies der Fall, dann kann sich der 
Betreiber auch nicht dadurch der Haftung entziehen, dass er in seinen Nutzungsbedingungen erklärt, 
sich veröffentlichte Inhalte nicht zu eigen machen zu wollen.57  

Ein Zu-Eigen-Machen fremder Inhalte ist jedoch grundsätzlich nur zurückhaltend anzunehmen.58 Ein 
Zu-Eigen-Machen liegt insbesondere nicht vor bei der Wiedergabe eines Suchergebnisses durch eine 
Internet-Suchmaschine.59  

 
52  EGMR, Bladet Tromsø und Stensaas/Norwegen [1999] Beschwerde-Nr. 21980/93 [66]; BVerfG NJW 2004, 590 

(591) – „CSU-Mafia“; BGH GRUR 1969, 147 (150) – Korruptionsvorwurf; BGH NJW 1970, 187 (188 f.) – 
„Hormoncreme“; BGH NJW 1976, 799 (800) – VUS; BGHZ 128, 1 (11) – Erfundenes Exklusiv-Interview; BGHZ 
132, 13 (18) – „Lohnkiller“; BGH, Urt. v. 16.11.2004, Az. VI ZR 298/03 – „Bauernfängerei“-Zitat; BGH NJW 2015, 
3443 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH NJW 2016, 2106 Rn. 17 – Ärztebewertung III. 

53  Vgl. BGH NJW 2017, 2029 Rn. 20 – Klinikbewertung; Sesing-Wagenpfeil, in: BeckOK IT-Recht, Art. 3 DSA Rn. 
40a; Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, vor Art. 4 ff. DSA Rn. 14. 

54  Vgl. BGH NJW 2015, 3443 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH NJW 2016, 804 Rn. 13 – Implantate-
Akupunktur; BGH NJW 2016, 2106 Rn. 17 – Ärztebewertung III. 

55  BVerfG NJW 2004, 590 (591) – „CSU-Mafia“; BGH NJW 1976, 1198 (1199) – Panorama; BGH NJW 2010, 760 
Rn. 11 – Helmut Markwort; BGH NJW 2012, 2345 Rn. 11 – RSS-Feed; BGH NJW 2014, 6 Rn. 19 – Sächsische 
Korruptionsaffäre. 

56  BGH NJW 2015, 3443 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH NJW 2016, 2106 Rn. 17 – Ärztebewertung III; BGH 
NJW 2017, 2029 Rn. 18 – Klinikbewertung. 

57  BGH NJW 2015, 3443 Rn. 27 – Hotelbewertungsportal. 
58  BGH NJW 2015, 3443 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH NJW 2016, 2106 Rn. 17 – Ärztebewertung III; BGH 

NJW 2018, 2324 Rn. 28 – Google II. 
59  BGH NJW 2018, 2324 Rn. 29 – Google II. 
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bb. Redaktionelle Kontrolle über Inhalte Dritter 
Selbst wenn ein Internet-Diensteanbieter weder eigene Inhalte bereitstellt noch sich fremde zu eigen 
macht, so geht er doch über die Rolle als bloßer Intermediär hinaus, wenn er die Informationen Dritter 
redaktionell auf Vollständigkeit und Richtigkeit überprüft oder auswählt.60 Der BGH spricht in diesen 
Fällen ebenfalls von einem Zu-Eigen-Machen. Im Ergebnis unterschiedslos, aber begrifflich und 
dogmatisch trennschärfer dürfte es indessen sein, die Zurechnung von Informationen aufgrund 
„redaktioneller Kontrolle“ als eigene Rechtsfigur zu behandeln. Das Prinzip der Zurechnung aufgrund 
redaktioneller Kontrolle ist etwa in Art. 4 Abs. 1 lit. c und Art. 5 Abs. 1 lit. a DSA wiedergegeben, wonach 
der Diensteanbieter nicht für übermittelte bzw. gespeicherte Informationen verantwortlich ist, die er 
nicht veränderte. Hieraus folgt im Umkehrschluss, dass der Diensteanbieter dann wie ein 
Inhalteanbieter zu behandeln ist, wenn – und nicht nur „soweit“ – er übermittelte bzw. gespeicherte 
Informationen veränderte. Erwägungsgrund 18 S. 2 des DSA bestätigt, dass die Haftungsausschlüsse 
„nicht für die Haftung im Zusammenhang mit Informationen gelten, die nicht vom Nutzer bereitgestellt 
werden, sondern vom Anbieter des Vermittlungsdienstes selbst, auch wenn diese Informationen im 
Rahmen der redaktionellen Verantwortung dieses Anbieters entwickelt wurden“. 

cc. Ausüben einer „aktiven Rolle“ bei der Kundgabe der Information 
Nach der Rechtsprechung des EuGH ist ein Host-Provider nur dann nach (nunmehr) Art. 6 DSA von der 
Haftung freigestellt, wenn er „keine aktive Rolle gespielt hat, die ihm eine Kenntnis der gespeicherten 
Daten oder eine Kontrolle über sie verschaffen konnte.“61 Eine solche „aktive Rolle“ eines Host-
Providers besteht jedenfalls dann nicht, wenn der Host-Provider „insofern neutral ist, als sein Verhalten 
rein technischer, automatischer und passiver Art ist und er weder Kenntnis noch Kontrolle über die 
weitergeleitete oder gespeicherte Information besitzt.“62 Eine „aktive Rolle“ liegt etwa vor, wenn der 
Intermediär eine Äußerung einem anderen Publikum bekanntgibt, d.h. einem Publikum, auf das der 
ursprüngliche Inhalteanbieter noch nicht abzielte.63 Erwägungsgrund 18 S. 1 des DSA nimmt diese 
Rechtsprechung auf: 

„Die in dieser Verordnung festgelegten Haftungsausschlüsse sollten nicht gelten, wenn der 
Anbieter sich nicht darauf beschränkt, die Dienstleistungen auf neutrale Weise und durch die 
bloße technische und automatische Verarbeitung der vom Nutzer bereitgestellten Informationen 
zu erbringen, sondern dahin gehend eine aktive Rolle einnimmt, dass er Wissen oder Kontrolle 
über diese Informationen erhält.“ 

dd. Anwendung dieser Prinzipien auf KI-Suchmaschinen  
Selbst wenn man annimmt, dass KI-Suchmaschinen keine eigenen Inhalte anbieten, sondern lediglich 
die Inhalte Dritter verbreiten, wird man ihnen diese Inhalte als eigene zurechnen müssen. KI-
Suchmaschinen präsentieren Inhalte nicht unverändert, sondern kleiden sie neu ein, bringen sie in ein 
neues Format und vermischen ggf. verschiedene Inhalte, die in keinem sachlichen Zusammenhang 
miteinander stehen (Halluzinationen). Die Haftungsprivilegien der Art. 4 bis 6 DSA können daher auf 
KI-Suchmaschinen keine unmittelbare Anwendung finden.  

 
60  BGH NJW 2012, 2345 Rn. 12 – RSS-Feed; BGH NJW 2015, 3443 Rn. 25 – Hotelbewertungsportal; BGH NJW 

2016, 2106 Rn. 18 – Ärztebewertung III. 
61  EuGH, verb. Rs. C-236/08–C-238/08 [2010] Google France SARL u.a./Louis Vuitton Malletier SA u.a. [120]; 

siehe zur „aktiven Rolle“ auch BGHZ 191, 19 Rn. 23 – Stiftparfüm; BGH NJW 2015, 3443 Rn. 35 – 
Hotelbewertungsportal; BGH NJW 2017, 2029 Rn. 20 – Klinikbewertung. 

62  EuGH, verb. Rs. C-236/08–C-238/08 [2010] Google France SARL u.a./Louis Vuitton Malletier SA u.a. [114]; s.a 
Rs. C-324/09 [2011] L’Oréal SA u.a./eBay International AG u.a. [113]. 

63  Vgl. EuGH, Rs. C-466/12 [2014] Svensson u.a./Retriever Sverige AB [24]. 

https://www.jurion.de/de/document/show/0:5306580,0/0:7406823?
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3. Regulatorische Konsequenzen  

a. Europäische Kommission 
Da bzw. soweit es sich bei KI-generierten Antworten um eigene Inhalte des Anbieters handelt, bleibt 
für die Anwendung des DSA im Allgemeinen und den Haftungsprivilegien der Art. 4 bis 6 DSA im 
Besonderen kein Raum. Dieses Ergebnis liegt auch deswegen nahe, da der Verordnungsgeber KI-
Suchmaschinen schlicht nicht vor Augen hatte, als er den DSA erließ. 

Presseberichten zufolge prüft die Europäische Kommission, ChatGPT als „sehr große Online-
Suchmaschine“ i.S.d. DSA zu deklarieren,64 was voraussetzt, dass der DSA auf ChatGPT anwendbar ist. 
Zudem sieht sich OpenAI offenbar bereits jetzt an den DSA gebunden.65 Auch wenn dies keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf die rechtliche Bewertung hat, ist es doch von erheblicher praktischer 
Relevanz. In rechtlicher Hinsicht ist ein Vorgehen der Kommission gegen KI-Suchmaschinen auf der 
Grundlage des DSA aus den dargestellten Gründen angreifbar; es gibt aber durchaus auch Argumente, 
die dafür sprechen, den DSA ganz oder zumindest teilweise auf KI-Suchmaschinen anzuwenden: 

(1.) Ein mögliches Argument wäre, dass der Begriff der Online-Suchmaschine in Art. 3 lit j DSA – anders 
als der des Vermittlungsdienstes in Art. 3 lit. g DSA – nicht explizit voraussetzt, dass es sich um „von 
einem Nutzer bereitgestellte Informationen“ handeln muss. Dagegen spricht allerdings, dass es sich bei 
Online-Suchmaschinen um einen Unterfall eines Vermittlungsdienstes handelt (s.o.). Alle drei 
(weiteren) kodifizierten Fälle des Vermittlungsdienstes setzen „von einem Nutzer bereitgestellte 
Informationen“ voraus. Daher überzeugt es nicht, Suchmaschinen von dieser Voraussetzung 
auszunehmen.66 Vielmehr wohnt die bloße Vermittlung von Fremdinhalten einem „Vermittlungsdienst“ 
(engl. „intermediary service“) schon begrifflich inne. Das Kriterium der „von einem Nutzer 
bereitgestellte[n] Informationen“ ließe in dem Erfordernis des Art. 3 lit j DSA wiederfinden, wonach die 
Suche auf „Websites“ stattfinden muss und der Nutzer nur „Ergebnisse“ auf seine Suchanfrage 
„angezeigt […] bekomm[t]“, ohne aber dass die Suchmaschine selbst einen Inhalt generiert.  

(2.) Die Autocomplete-Entscheidung des BGH wirft die Frage auf, ob nicht zumindest das 
Haftungsprivileg des Art. 6 DSA auf KI-Suchmaschinen analog – und zwar in mindestens doppelter 
Analogie67 – anzuwenden sei. Der BGH unterwarf den Suchmaschinenbetreiber Google (nur) einer 
besonderen Prüfungspflicht – „ebenso wie bei der Haftung eines Hostproviders wegen der Verbreitung 

 
64  Siehe z.B. Schaal/Lenner/Akinyemi, Searching for Answers: Why the EU Commission Should Designate 

Chatbots as Search Engines under the DSA, Verfassungsblog, 20.2.2026, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/searching-for-answers/; siehe auch https://table.media/europe/news/dsa-
chatgpt-vor-der-benennung-als-sehr-grosse-onlineplattform-oder-suchmaschine; 
https://www.euractiv.com/news/commission-checking-if-chatgpt-falls-under-eu-online-governance-rules/. 

65  Siehe https://help.openai.com/en/articles/8959649-eu-digital-services-act-dsa. 
66  Vgl. Sesing-Wagenpfeil, in: BeckOK IT-Recht, Art. 3 DSA Rn. 39, 113; insofern ist allerdings nochmal auf die a.A. 

von Hofmann (in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 64 ff.) hinzuweisen, der die Auffassung 
vertritt, dass Suchmaschinen keine Vermittlungsdienste sind. 

67  Zum einen müsste das Erfordernis der „von einem Nutzer bereitgestellten Informationen“ im Allgemeinen 
überwunden werden (d.h. die Eigenschaft als Vermittlungsdienst), zum anderen das Vorliegen eines Hosting-
Anbieters im Besonderen. Wer der Auffassung ist, dass die Regelungen zu Online-Suchmaschinen i.S.d. Art. 3 
lit. j DSA analog auf KI-Suchmaschinen anzuwenden sind, benötigt sogar eine dreifache Analogie: die analoge 
Anwendung der Regelungen zu Online-Suchmaschinen auf KI-Suchmaschinen, die analoge Anwendung des 
Art. 6 DSA auf Suchmaschinen, und die analoge Anwendung des Art. 6 DSA auf Dienste, die keine 
Vermittlungsdienste sind. 
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einer in einem Blog enthaltenen Äußerung eines Dritten“68 – nicht jedoch einer allgemeinen 
Prüfungspflicht, obwohl dies mangels Anwendbarkeit des Art. 15 Abs. 1 ECRL (nunmehr Art. 8 DSA) 
zulässig gewesen wäre. Der BGH entschied, dass der Betreiber einer Suchmaschine grundsätzlich nicht 
dazu verpflichtet sei, die algorithmisch generierten Suchergänzungsvorschläge generell vorab auf 
etwaige Rechtsverletzungen zu kontrollieren. Dies würde den Betrieb einer Suchmaschine mit einer 
der schnellen Recherche der Nutzer dienenden Suchergänzungsfunktion zumindest unzumutbar 
erschweren. Den Betreiber einer Internet-Suchmaschine trifft deshalb grundsätzlich erst dann eine 
Prüfungspflicht, wenn er Kenntnis von der Rechtsverletzung erlangt, etwa wenn ein Betroffener auf 
eine Verletzung seiner Persönlichkeitsrechte hinweist.69 Faktisch wandte der BGH die 
Haftungsprivilegierung des (nunmehr) Art. 6 DSA auf die Autocomplete-Funktion analog an.70 

Diese Überlegungen lassen sich, mit einzelnen Modifikationen, wertungsmäßig auf KI-Suchmaschinen 
übertragen. Eine solche Entscheidung könnte letztverbindlich allerdings nur vom EuGH getroffen 
werden, nicht von einem nationalen Gericht. 

(3.) Die Nicht-Anwendung des DSA auf KI-Suchmaschinen schafft erhebliche Regelungslücken. Der DSA 
trifft die Wertung, „das Online-Umfeld sicher, berechenbar und vertrauenswürdig“ zu machen, indem 
er die Anbieter von Vermittlungsdiensten zu einem „verantwortungsvolle[n] und sorgfältige[n] 
Verhalten“ anhält.71 Selbst wenn KI-Suchmaschinen keine Vermittlungsdienste i.S.d. Begrifflichkeit des 
DSA sind, lässt sich nicht bestreiten, dass KI-Suchmaschinen wertungsmäßig dem DSA unterfallen 
sollten. Auch wegen ihrer Grundrechtsrelevanz (dazu III.) liegt es nahe, KI-Suchmaschinenanbieter 
zumindest den verfahrensrechtlichen Maßgaben des DSA, etwa zur Meldung rechtswidriger Inhalte 
(dazu Art. 16, 20 und 22 DSA), ggf. sogar zum Risikomanagement, zu unterwerfen.  

Daher sprechen teleologische Erwägungen dafür, KI-Suchmaschinen unter den Begriff der Online-
Suchmaschine zu subsumieren. Der DSA beruht auf dem Grundsatz der Technologieneutralität72 und 
damit Entwicklungsoffenheit. Wenngleich Suchmaschinen in Gestalt von „KI-Antwortmaschinen“ 
technologisch keine reine Vermittlungsdienste sind, steht dies nicht dem Befund entgegen, dass der 
Verordnungsgeber von 2022 diese mutmaßlich im DSA berücksichtigt haben würde, wenn er ihre 
Entwicklung vorausgesehen hätte.  

(4.) Zudem spricht für eine Subsumtion von Online-Suchmaschinen unter den DSA eine systematische 
Überlegung. Außer im DSA wird der Begriff der „Online-Suchmaschine“ in Art. 2 Nr. 5 P2B-VO 
legaldefiniert; auf diese Regelung verweist auch Art. 2 Nr. 6 DMA. Die Begriffsbestimmung in Art. 2 Nr. 
5 P2B-VO weicht in einem zentralen Punkt73 von der des DSA ab. Während der DSA Online-
Suchmaschinen als einen „Vermittlungsdienst“ qualifiziert, setzt die P2B-VO lediglich einen „digitalen 

 
68  BGHZ 197, 213 Rn. 29 – Google Autocomplete-Funktion. 
69  BGHZ 197, 213 Rn. 30 – Google Autocomplete-Funktion. 
70  Oster, UFITA 2018, 14 (34); vgl. auch Peifer/Becker, GRUR 2013, 754 (755). 
71  Erwägungsgrund 3 DSA. 
72  Erwägungsgrund 4 S. 4 DSA; vgl. auch Erwägungsgrund 14 S. 4 DMA. 
73  Die Begriffsbestimmung der P2B-VO weicht auch in ihrer Formulierung am Ende etwas vom DSA ab, was aber 

für die vorliegenden Zwecke ausgeblendet bleiben kann: „zu einem beliebigen Thema vorzunehmen und 
Ergebnisse in einem beliebigen Format angezeigt zu bekommen, über die sie Informationen im 
Zusammenhang mit dem angeforderten Inhalt finden können“ (so die P2B-VO); demgegenüber der DSA: „zu 
einem beliebigen Thema vorzunehmen und Ergebnisse in einem beliebigen Format, in dem Informationen im 
Zusammenhang mit dem angeforderten Inhalt zu finden sind, angezeigt zu bekommen“. 
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Dienst“ voraus.74 Für die P2B-VO scheint somit unerheblich zu sein, ob der Suchmaschinenbetreiber 
eigene Inhalte anbietet oder lediglich fremde Inhalte vermittelt. Es ist fraglich, ob der 
Verordnungsgeber den Begriff der Online-Suchmaschine im DSA anders definieren wollte als in der 
P2B-VO und damit auch anders als in der Parallelverordnung zum DSA, dem DMA. Stattdessen liegt 
folgende Erwägung nahe: Anders als im DSA war der Begriff der „Online-Suchmaschine“ im DMA 
bereits im Kommissionsentwurf vorgesehen, und zwar mit dem besagten Verweis auf die P2B-VO. In 
den DSA hingegen wurde die Online-Suchmaschine erst im Trilog-Verfahren eingeführt. Um dem 
Regelungszweck und der Systematik des DSA zu entsprechen (siehe Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1 DSA, dazu 
oben aa.), musste es sich bei der Online-Suchmaschine allerdings um einen Vermittlungsdienst 
handeln. Der Verordnungsgeber hat die Online-Suchmaschine im DSA damit gleichsam zu einem 
Vermittlungsdienst „erklären müssen“, um sie in den DSA integrieren zu können. Zwar ist mit dem 
Gedanken der „Einheit der Rechtsordnung“ gerade im Europarecht75 zurückhaltend umzugehen, da 
diesem der Grundsatz der Relativität der Rechtsbegriffe entgegengehalten werden kann.76 Es ist jedoch 
unwahrscheinlich, dass der Verordnungsgeber in zwei Parallelakten der Digitalgesetzgebung, die fast 
zeitgleich im Herbst 2022 verabschiedet wurden, eine unterschiedliche Begrifflichkeit der Online-
Suchmaschine zugrunde legen wollte. Stattdessen liegt nahe, den Begriff der Online-Suchmaschine im 
DSA ebenso auszulegen wie in der P2B-VO und im DMA. Das widerspräche zwar der Systematik des 
DSA; allerdings ist insofern nochmals darauf hinzuweisen, dass der Verordnungsgeber diese 
Implikationen bei der Einfügung der Online-Suchmaschinen in den DSA offenbar nicht bedacht hat. Im 
Nachhinein war es ein historischer Zufall, dass Online-Suchmaschinen nach ihrem technischen Stand 
in September/Oktober 2022 bloße Vermittlungsdienste waren und deswegen sowohl unter die 
Begrifflichkeit von P2B-VO und DMA wie auch des DSA fielen. 

 

b. Landesmedienanstalten 
Da bzw. soweit es sich bei KI-generierten Antworten um eigene Inhalte des Anbieters handelt, auf die 
der DSA und damit auch dessen Haftungsprivilegierungen keine Anwendung findet, unterliegen die 
Anbieter grundsätzlich den allgemeinen Regeln. Sie haften daher deliktisch und sind straf- und 
verwaltungsrechtlich verantwortlich.77 Dies gilt allerdings unter dem Vorbehalt der Autocomplete-
Erwägungen des BGH (dazu unter 1.). Sofern der EuGH diese Erwägungen übernimmt,78 dürfte es zu 
einer analogen Anwendung der Grundsätze des Art. 6 DSA kommen. 

Für den MStV im Besonderen bedeutet dies, dass KI-Suchmaschinenanbieter bis auf weiteres als 
Anbieter eigener Telemedien zu qualifizieren sind. § 2 Abs. 1 S. 3 MStV definiert „Telemedien“ im 
Wesentlichen negativ als alle elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste, soweit sie 
nicht Telekommunikationsdienste nach § 3 Nr. 61 TKG sind, die ganz in der Übertragung von Signalen 
bestehen, oder telekommunikationsgestützte Dienste nach § 3 Nr. 63 TKG oder Rundfunk nach § 2 Abs. 
1 S. 1 und 2 MStV sind. Der Medienstaatsvertrag kennt verschiedene Kategorien von Telemedien, die 

 
74  Hiermit dürfte ein „Dienst der Informationsgesellschaft“ i.S.d. Art. 1 Abs. 1 lit. b der Richtlinie (EU) 2015/1535 

gemeint sein (so Dietrich/Jung, in: Kersting/Meyer-Lindemann/Podszun (Hrsg.), Kartellrecht, 5. Aufl. 2025, 
Art. 2 DMA Rn. 12); a.A. Paal/Kieß, in: BeckOK InfoMedienR, Art. 2 DMA Rn. 32, die davon ausgehen, dass es 
für den „digitalen Dienst“ nicht auf Entgeltlichkeit ankomme, was angesichts der Binnenmarktrationalität der 
P2B-VO (siehe Art. 2 Abs. 1 P2B-VO) indes problematisch ist.  

75  Vgl. dazu etwa EuGH, Rs. C-296/95 [1998] Queen/Commissioners of Customs and Excise [31]. 
76  Möllers, Juristische Methodenlehre, 5. Aufl. 2023, § 6 Rn. 18.  
77  LG München I, Urt. v. 28.5.2026, Az. 26 O 869/26, Rn. 3.5 – Google AI Overview.  
78  Anders LG München I, Urt. v. 28.5.2026, Az. 26 O 869/26, Rn. 3.4 ff. – Google AI Overview, das von der 

Übertragung der Autocomplete-Kriterien des BGH auf Google AI Overview ausdrücklich absieht. 
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sich am Anbieter (z.B. öffentlich-rechtliche Telemedienangebote, § 2 Abs. 2 Nr. 29 MStV), am Inhalt 
(z.B. rundfunkähnliche Telemedien, § 2 Abs. 2 Nr. 13 MStV) oder an der Funktion (z.B. 
Medienintermediäre, § 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV) orientiert. Bei KI-Suchmaschinen handelt es sich zunächst 
nicht um einen Telekommunikationsdienst. § 3 Nr. 61 TKG nimmt Dienste, die Inhalte über 
Telekommunikationsnetze und -dienste anbieten, ausdrücklich von der Legaldefinition eines 
Telekommunikationsdienstes aus.79 Ein solches Inhalteangebot liegt allerdings bei der Antwort einer 
KI-Suchmaschine vor. Ein telekommunikationsgestützter Dienst i.S.d. § 3 Nr. 63 TKG liegt ebenfalls nicht 
vor; hierunter fallen etwa Auskunftsdienste nach § 3 Nr. 5 TKG oder die (0)180-Service-Rufnummern 
i.S.d. § 3 Nr. 51 TKG.80 KI-Suchmaschinenantworten sind auch kein „Rundfunk“ i.S.d. § 3 Abs. 1 S. 1 
MStV, da dieser nur lineare Informations- und Kommunikationsdienste umfasst. 

An der Subsumtion von KI-Suchmaschinen unter den Telemedienbegriff des MStV bestünden dann 
Zweifel, wenn es sich hierbei um eine Individual- statt um eine Massenkommunikation handelte. Dafür 
spricht, dass KI-Antworten auf individuelle Fragen und insbesondere Nachfragen individuell generiert 
werden. Allerdings lässt sich die Dichotomie von Individual- und Massenkommunikation längst nicht 
mehr trennscharf aufrechterhalten.81 KI-Suchmaschinen kommunizieren nur scheinbar individuell, 
tatsächlich stellen sie aber eine massenhafte Kommunikation dar. Der Begriff der „massenhafter 
Individualkommunikation“, der bereits für soziale Netzwerke und Videoportale geprägt wurde,82 
erscheint auch hier angebracht. Damit handelt es sich bei KI-Suchmaschinen um Telemedien i.S.d. 
MStV, die eigene Inhalte anbieten. Daher unterliegen sie entsprechenden Pflichten, etwa denen zur 
Werbekennzeichnung nach § 22 MStV oder denen zum Jugend- und Menschenwürdeschutz nach dem 
JMStV. 

Für die Landesmedienanstalten bedeutet dies, dass sie gegen KI-Suchmaschinenanbieter ebenso wie 
gegen andere Anbieter eigener Inhalte auch vorgehen dürfen, etwa nach §§ 4, 20 JMStV i.V.m. § 109 
MStV. Dies gilt allerdings unter dem Vorbehalt, dass es sich nicht ausnahmsweise um eine bloße 
Vermittlung von Drittinhalten handelt (dazu 1.) Es gilt ferner mit dem Hinweis, dass die Europäische 
Kommission hierzu mutmaßlich die Rechtsauffassung vertreten wird, dass der DSA auf KI-
Suchmaschinen Anwendung findet und es deshalb zu Kompetenzkonflikten kommen könnte. 

Da KI-Suchmaschinen mit ihren Antworttexten in der Regel eigene Inhalte anbieten, bedeutet dies im 
Umkehrschluss, dass die Regelungen für Medienintermediäre (§§ 91 ff. MStV) auf diesen Teil der KI-
Suchmaschinen zumeist keine Anwendung finden (zur Einstufung von weiterführenden Links siehe V.). 
Hier offenbaren sich ähnliche Wertungswidersprüche wie unter dem DSA: Die grundsätzliche 
Einordnung als Anbieter eigener Inhalte führt dazu, dass die Betreiber von KI-Suchmaschinen zwar für 
diese Inhalte zivil- wie auch straf- und verwaltungsrechtlich haften, sie aber nicht die Sorgfaltspflichten 
der Medienintermediäre beachten müssen. Wie auch die Autocomplete-Entscheidung des BGH 
bestätigt, müsste es wertungsmäßig umgekehrt sein. 

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen: Eine KI-Suchmaschine verbreitet „halluzinierte“ Fehlinformationen, 
die sich auf die Meinungsbildung im Hinblick auf eine bevorstehende Bundestagswahl auswirken 
könnten. Der Suchmaschinenbetreiber haftet hierfür als Anbieter eigener Inhalte. Fehlinformation ist 
jedoch als solche nicht justiziabel; eine Regel, wonach ein Inhalteanbieter immer die Wahrheit sagen 
muss, gibt es nicht. Tatbestände, die das Verbreiten von Fehlinformationen sanktionieren, wie etwa § 

 
79  Zur Trennung von Transport und Inhalt als Prinzip des europäischen Medienrechts Oster, European and 

International Media Law, 2017, S. 13 ff. 
80  Ditscheid/Rudloff, in: Geppert/Schütz (Hrsg.), Beck'scher TKG-Kommentar, 5. Aufl. 2023, § 3 Nr. 63 Rn. 151. 
81  Statt vieler Schrödter, in: FS Gounalakis, 2025, 517.  
82  So bereits Dörr, Die regulatorische Relevanz der Organisation massenhafter Individualkommunikation, unter 

besonderer Berücksichtigung der Sicherung der Meinungsvielfalt, 2019. 
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187 StGB oder § 824 BGB, sind die Ausnahme, nicht die Regel. Da es sich bei der Antwort der KI-
Suchmaschine um algorithmisch generierte Informationen handelt, liegt es aber wertungsmäßig nahe, 
sie Sorgfaltspflichten zu unterwerfen, vergleichbar beispielsweise mit der Transparenzpflicht nach § 93 
MStV und dem Diskriminierungsverbot nach § 94 MStV für Medienintermediäre: Erstere könnte helfen, 
die Halluzination aufzudecken, und letztere könnte dazu beitragen, dass es gar nicht erst zu der 
Halluzination kommt. Diese Sorgfaltspflichten sind für KI-Suchmaschinen gesetzlich festzulegen (siehe 
unter VIII.2.). 

Spiegelbildliches gilt im Übrigen auf EU-Ebene: Eine KI-Suchmaschine, die von der Kommission als „sehr 
große Online-Suchmaschine“ qualifiziert wird, muss eine Risikobewertung nach Art. 34 DSA 
durchführen. Zu den systemischen Risiken zählt die Regelung auch „alle tatsächlichen oder absehbaren 
nachteiligen Auswirkungen auf die gesellschaftliche Debatte und auf Wahlprozesse“ (Art. 34 Abs. 1 
UAbs. 2 S. 2 lit. c DSA). Dies setzt allerdings voraus, dass der DSA auf KI-Suchmaschinen anwendbar ist, 
was nach der hier vertretenen Auffassung aber regelmäßig nicht der Fall ist. 

Etwas anderes gälte dann, wenn KI-Suchmaschinen Anbieter eigener Inhalte wären, die 
ausnahmsweise besondere Sorgfaltspflichten treffen. Dies wäre insbesondere der Fall, wenn es sich 
hierbei um journalistisch-redaktionell gestalte Angebote handelte. Dann müsste das Angebot 
anerkannten journalistischen Grundsätzen entsprechen, § 19 Abs. 1 S. 1 MStV. 

Journalisten können sich zur Unterstützung ihrer Arbeit (selbstverständlich) auch der KI bedienen.83 
Ebenso selbstverständlich müssen Journalisten beim Einsatz von KI journalistische Sorgfaltspflichten 
beachten; § 6 Abs. 2 S. 1 des novellierten Landesmediengesetzes von Rheinland-Pfalz stellt dies 
ausdrücklich klar. Aus rechtlichen Wertungen wie etwa Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO und Art. 18 Abs. 1 
S. 1 lit. e EMFA folgt aber, dass für KI-assistierten Journalismus ein Verfahren der menschlichen 
Überprüfung bzw. der redaktionellen Kontrolle notwendig ist (sog. „human in the loop“).84 Der 
juristische Journalismusbegriff ist daher nach wie vor anthropozentrisch.85 In Ermangelung einer 
menschlichen Kontrolle der von ihnen generierten Inhalte handelt es sich bei den Ergebnissen von KI-
Suchmaschinen daher nicht um journalistische Inhalte. Für sie gelten daher nur die allgemeinen 
(Sorgfalts-)-Pflichten zur Wahrung des geltenden Rechts, im Übrigen aber das sog. Laienprivileg.86 Die 
Einordnung von KI-Suchmaschinen als journalistisch-redaktionelles Angebot erscheint darüber hinaus 
auch mit Blick auf die für journalistische Angebote geltenden Privilegien wie den Quellenschutz und 
die datenschutzrechtliche Öffnungsklausel (Art. 85 DSGVO) nicht zutreffend. Soweit für KI-
Suchmaschinen de lege ferenda spezifische Sorgfaltspflichten gelten sollen – was im Ergebnis zu 
bejahen ist –, sollten diese systematisch im Rahmen eines neu zu definierenden Telemedientyps 
formuliert werden; vgl. hierzu VIII 2. 

  

 
83  Statt vieler Oster, MedienWirtschaft 2019, 32 ff.  
84  Vgl. auch Schwartmann, AfP 2024, 1 (5); Oster, in: FS Gounalakis, 2025, 827 (830 ff.); Schwartmann/Köhler, in: 

FS Gounalakis, 2025, 871 (880). 
85  Ausführlich zum juristischen Journalismusbegriff Oster, in: Cole/Oster/Wagner (Hrsg.), HK-MStV/JMStV, 99. AL 

April 2024, MStV, § 12 Rn. 28 ff. m.w.N. 
86  Dazu BVerfGE 85, 1 (22) – Bayer-Aktionäre.  
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V. Themenkomplex 2: Positionierung von KI-Antworten und Integration 
weiterführender Links 
 

Themenkomplex 2 betrifft die Positionierung von KI-Antworten und die Integration weiterführender 
Links in Suchmaschinenergebnissen. Insofern stellt sich zum einen die Frage, welche medienrechtlichen 
Vorgaben, insbesondere im Hinblick auf Transparenz und Kennzeichnung, bei der Auswahl der 
weiterführenden Links im Umfeld von KI-Antworten zu beachten sind. Ferner ist die hervorgehobene 
Positionierung und damit bevorzugte Wahrnehmbarkeit von KI-Antworten im Verhältnis zu 
organischen Suchergebnissen medienrechtlich, wettbewerbsrechtlich (einschließlich DMA) und 
regulatorisch (insb. DSA) zu bewerten. 

 

1. Medienrechtliche Vorgaben  

In Betracht kommt, KI-Suchmaschinen als „Medienintermediäre“ i.S.d. MStV einzustufen mit der Folge, 
dass insbesondere die Transparenzregelung des § 93 MStV und das Gleichbehandlungsgebot des § 94 
MStV einschlägig sind. Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV ist ein Medienintermediär „jedes Telemedium, 
das auch journalistisch-redaktionelle Angebote Dritter aggregiert, selektiert und allgemein zugänglich 
präsentiert, ohne diese zu einem Gesamtangebot zusammenzufassen“. Ebenso wie für den Begriff des 
Vermittlungsdienstes kommt es somit zunächst darauf an, dass ein Medienintermediär auch 
Fremdinhalte präsentiert. Dass ein Medienintermediär daneben auch eigene Inhalte vermittelt, ist, im 
Unterschied zum DSA, unschädlich.87 Im Hinblick auf die Meinungsbildungsrelevanz, die der MStV 
adressiert, müssen unter diesen Drittinhalten allerdings journalistisch-redaktionelle Angebote sein; ein 
Intermediär, der ausschließlich nicht-journalistische Eigen- bzw. Fremdinhalte präsentiert, ist damit 
kein Medienintermediär i.S.d. § 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV. Nach der Amtlichen Begründung des 
Medienstaatsvertrages sind Suchmaschinen, Soziale Netzwerke, User Generated Content-Portale, 
Blogging-Portale und News Aggregatoren „im Regelfall“ als Medienintermediäre einzustufen.88 

Für die Frage, ob eine KI-Suchmaschine ein Medienintermediär ist, ist im Hinblick auf die (eigene) 
Antwort der KI-Suchmaschine einerseits (dazu a.) und der Einbettung von Links andererseits (dazu b.) 
zu differenzieren.  

 

a. Inhaltsangebot 
Die medienrechtliche Einordnung der KI-Antwort hängt wiederum davon ab, ob man die KI-Antwort als 
eigenen Inhalt des KI-Suchmaschinenbetreibers qualifiziert oder als fremden Inhalt (siehe dazu unter 
IV.1.). Betrachtet man die KI-Antwort als ausschließlich eigenen Inhalt des Anbieters, finden die 
allgemeinen Regeln Anwendung (dazu IV.2.e.), aber eben nicht die Spezialregelungen für 
Medienintermediäre: Eine KI-Suchmaschine, die nur Eigeninhalte präsentiert, präsentiert keine 
journalistischen Drittinhalte. Selbst wenn die Antworten einer KI-Suchmaschine als journalistisch-
redaktionell zu qualifizieren wären – siehe dazu allerdings IV.3.b. –, kann diese Suchmaschine kein 
Medienintermediär sein.89  

 
87  Vgl. Dörr, in: Cole/Oster/Wagner (Hrsg.), HK-MStV/JMStV, 87. AL Juni 2021, MStV, § 2 Rn. 126; Martini, in: 

BeckOK InfoMedienR, § 2 MStV Rn. 121. 
88  Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag, S. 13. 
89  Vgl. Dörr, in: Cole/Oster/Wagner (Hrsg.), HK-MStV/JMStV, 87. AL Juni 2021, MStV, § 2 Rn. 126. 
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Der durch KI-Suchmaschinen generierte Inhalt ist allerdings algorithmisch generiert, weshalb die auf 
Algorithmen zugeschnittenen Regelungen, wie die der §§ 93 und 94 MStV, wertungsmäßig zu passen 
scheinen. Für den MStV gilt daher ähnliches wie für den DSA: Wenngleich KI-Suchmaschinen nicht in 
toto unter die Buchstaben des Gesetzes – hier der Intermediärsregulierung – subsumiert werden 
können, sind die in diesen Regelungen enthaltenen Wertungen dennoch einschlägig. 

Wie beim DSA findet sich auch beim MStV eine Diskrepanz zwischen Wortlaut und Telos. Beim DSA 
sprechen systematische Erwägungen dafür, den Begriff der „Online-Suchmaschine“ weit auszulegen 
(dazu IV.3.a.) – gleichwohl ist keinesfalls gesichert, dass sich der EuGH dieser Auslegung anschließen 
würde. Der strengere Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes deutscher Lesart, der im 
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) wurzelt, spricht demgegenüber gegen eine extensive Auslegung 
hoheitlicher Eingriffsgrundlagen und eine Analogiebildung.90 Insofern ist an die besondere 
Grundrechtssensibilität der Regulierung KI-generierter Inhalte zu erinnern (dazu III.).  

Sollten die Gerichte eine Anwendung der Regelungen für Medienintermediäre auf KI-Suchmaschinen 
akzeptieren, müssten die Anbieter – vorausgesetzt, dass keiner der Ausnahmetatbestände des § 91 
Abs. 2 MStV eingreift91 – insbesondere die Transparenz- und die Gleichbehandlungsregelung (§§ 93 
und 94 MStV) einhalten. Gemäß § 93 MStV haben Anbieter von Medienintermediären bestimmte 
Informationen leicht wahrnehmbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten, insb. die 
zentralen Kriterien einer Aggregation, Selektion und Präsentation von Inhalten und ihre Gewichtung 
einschließlich Informationen über die Funktionsweise der eingesetzten Algorithmen.92 § 94 MStV 
verbietet es Medienintermediären, journalistisch-redaktionell gestaltete Angebote, auf deren 
Wahrnehmbarkeit sie besonders hohen Einfluss haben, zu diskriminieren. Die Vorschrift dient der 
Sicherung der Medienvielfalt und soll verhindern, dass Medienintermediäre einen unzulässigen 
Einfluss auf die Auffindbarkeit von journalistisch-redaktionell gestalteten Inhalten ausüben.93 Nach § 
94 Abs. 2 MStV kann eine Diskriminierung i.S.d. § 94 Abs. 1 MStV in zwei Fällen vorliegen: (1) wenn 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund von den nach § 93 Abs. 1 bis 3 MStV zu veröffentlichenden 
Kriterien für Zugang, Verbleib, Aggregation, Selektion und Präsentation von Inhalten zugunsten oder 
zulasten eines bestimmten Angebots systematisch abgewichen wird; (2) wenn diese Kriterien selbst 
bestimmte Angebote unmittelbar oder mittelbar systematisch behindern. Die beiden – abschließend 
geregelten94 – Tatbestände setzten eine systematische Diskriminierung voraus. Diese liegt etwa vor, 
wenn bestimmte journalistisch-redaktionelle Inhalte aufgrund ihrer politischen Ausrichtung planmäßig 

 
90  Zu der umstrittenen Frage nach der Möglichkeit einer Analogiebildung bei belastenden Maßnahmen im 

Verwaltungsrecht eindeutig BVerfG NJW 1996, 3146 – Taschengeld eines Strafgefangenen: „Da sie als 
Verwaltungsbehörde nicht über dem Gesetz steht und nicht befugt ist, selbst neue Eingriffstatbestände zu 
schaffen, konnte sie die gesetzliche Grundlage nicht im Wege der analogen Anwendung des § 121 V StVollzG 
gewinnen.“; einen Überblick bietet Beaucamp, AöR 134 (2009), 83 (89 ff.), m.w.N. auch zur Gegenansicht. 

91  Mit Ausnahme des § 95 MStV gelten die §§ 91 ff. MStV nicht für Medienintermediäre, die 
1. im Durchschnitt von sechs Monaten in Deutschland weniger als eine Million Nutzer pro Monat erreichen 
oder in ihrer prognostizierten Entwicklung erreichen werden, 
2. auf die Aggregation, Selektion und Präsentation von Inhalten mit Bezug zu Waren oder Dienstleistungen 
spezialisiert sind oder 
3. ausschließlich privaten oder familiären Zwecken dienen. 

92  Vgl. dazu auch §§ 4 bis 6 der Satzung der Landesmedienanstalten zur Regulierung von Medienintermediären 
gemäß § 96 MStV. 

93  Hain, in: Spindler/Schuster/Kaesling (Hrsg.), Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl. 2026, § 94 MStV Rn. 6. 
94  Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag, S. 51. 



 
 

29 
 

über- oder unterrepräsentiert werden.95 Ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot kann von dem 
betroffenen Anbieter bei der zuständigen Landesmedienanstalt geltend gemacht werden (§ 94 Abs. 3 
S. 1 MStV). In offensichtlichen Fällen ist auch eine Verfolgung von Amts wegen möglich (§ 94 Abs. 3 S. 
1 MStV). 

Sieht man hingegen die KI-Antworten zumindest auch als Präsentation von Fremdinhalten an, kommt 
es weiter darauf an, ob diese auch journalistisch-redaktionelle Angebote umfassen. Das dürfte 
wiederum unschwer zu bejahen sein, da KI-Suchmaschinen zur Generierung ihrer Antworten auch auf 
journalistische Inhalte, etwa die Webseiten von Online-Zeitungen, zugreifen.  

 

b. Linksetzung 
Anders gelagert ist die Situation im Hinblick auf die Integration weiterführender Links. Es dürfte 
unstreitig sein, dass es sich bei dem Inhalt der Webseite, auf den der Link verweist (sog. „Quelle“96), 
um einen für den Linksetzer fremden Inhalt handelt. Die hierzu ergangene Rechtsprechung drehte sich 
daher um die Frage, unter welchen Umständen sich der Linksetzer diesen Inhalt „zu eigen gemacht“ 
hat und dementsprechend hierfür haftet (bzw. keine Haftungsfreistellung genießt).97 Dies gilt auch für 
herkömmliche Suchmaschinen: Auch für diese ist die verlinkte Webseite ein fremder Inhalt, weshalb 
sie grundsätzlich Vermittlungsdienste i.S.d. DSA bzw. Medienintermediäre i.S.d. MStV sind.98 Nichts 
anderes gilt daher für die Linksetzung von KI-Suchmaschinen; auch für diese sind die Quellen, auf die 
sie verweisen, fremde Inhalte.  

Aus der vorgenannten Überlegung folgt indes noch nicht zwingend, dass KI-Suchmaschinen im Hinblick 
auf die Auswahl der von ihnen gesetzten Links immer als bloße Medienintermediäre zu qualifizieren 
sind und damit den §§ 91 ff. MStV unterfallen. Dies würde einen grundsätzlichen Unterschied zwischen 
traditionellen Suchmaschinen und KI-Suchmaschinen verkennen: Traditionelle Suchmaschinen 
präsentieren nur die Links sowie kurze Textauszüge (Snippets) der fremden Webseite. Der MStV 
reguliert sie insbesondere deswegen, weil die Reihenfolge (Ranking) der Linkpräsentation Einfluss auf 
die tatsächliche Wahrnehmung der Inhalte, einschließlich journalistischer Inhalte, hat. Bei KI-
Suchmaschinen hingegen können die Links in einen eigenen Inhalt, die Antwort der KI-Suchmaschine, 
eingebettet sein. Unter diesen Umständen wäre die Linksetzung Bestandteil dieses Inhalts.99  

Entscheidend ist somit, ob die Linksetzung im Einzelfall – was wohl der Regelfall sein dürfte100 – als 
bloße „weiterführende Quelle“ fungiert, die ggf. nur generisch auf fremde Webseiten verweist, oder 
ob sie als Nachweis einer konkreten Fundstelle dient. Im erstgenannten Fall operiert der 
Suchmaschinenanbieter als bloßer Intermediär mit der Folge, dass er insbesondere dem 
Diskriminierungsverbot nach § 94 MStV unterliegt. Im letztgenannten Fall hingegen wäre die 

 
95  Hain, in: Spindler/Schuster/Kaesling (Hrsg.), Recht der elektronischen Medien, 5. Aufl. 2026, § 94 MStV Rn. 6; 

siehe auch Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag, S. 51 f. 
96  Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 

Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 15. 
97  Vgl. BGHZ 158, 343 (353) – Schöner Wetten; BGH NJW 2008, 1882 Rn. 21 – ueber18.de; BVerfG NJW 2012, 

1205 Rn. 35 – AnyDVD; BGH NJW 2016, 804 Rn. 13 ff. – Implantate-Akupunktur. 
98  Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag, S. 13; vgl. auch BGH NJW 2018, 2324 Rn. 29 – Google II: kein 

Zu-Eigen-Machen bei Wiedergabe eines Suchergebnisses durch eine Internet-Suchmaschine.  
99  Vgl. dazu BGH GRUR 2012, 74 Rn. 23 f. – Coaching-Newsletter, der unter dieser Bedingung ein Zu-Eigen-

Machen bejahte; siehe im Umkehrschluss BGH NJW 2016, 804 Rn. 18 – Implantate-Akupunktur. 
100  Vgl. Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 

Meinungsvielfalt, Oktober 2025, S. 23, 33, 51. 
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Linksetzung Teil des Inhalteangebots, weshalb er im Hinblick auf die Auswahl dieser Links – ähnlich 
dem Verfasser eines Aufsatzes – als Inhalteanbieter, nicht als Intermediär, fungiert. 

 

2. Wettbewerbsrechtliche Vorgaben  

Auch für KI-Anbieter gelten die allgemeinen Regelungen des Wettbewerbsrechts, insbesondere zum 
Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung (Art. 102 AEUV, § 19 GWB) und zum grundsätzlichen 
Kartellverbot (Art. 101 AEUV, § 1 GWB). Diese Regelungen sind jedoch aufgrund des Erfordernisses von 
Marktdefinition und Marktanalyse in der Praxis recht schwerfällig und damit der schnelllebigen 
Plattformökonomie häufig nicht gewachsen. Zudem fällt der Nachweis des Missbrauchs einer 
marktbeherrschenden Stellung bei Tech-Unternehmen häufig schwer, da ihre Macht nicht aus der 
Dominanz auf einem einzelnen Markt herrührt (die es auch erst einmal nachzuweisen gälte), sondern 
aus der konglomeraten Beherrschung eines marktübergreifenden Plattform-Ökosystems.101 
Beispielhaft hierfür steht Alphabet mit seinen Anwendungen Google Search und Google Gemini sowie 
seiner Video-Sharing-Plattform YouTube.  

 

a. § 19a GWB 
§ 19a GWB sieht vor, dass das Bundeskartellamt in einem zweistufigen Vorgehen Unternehmen, die 
eine überragende marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb haben, 
wettbewerbsgefährdende Praktiken untersagen kann. Die erste Stufe ist die Feststellung der 
überragenden marktübergreifenden Bedeutung für den Wettbewerb von Unternehmen, die in 
erheblichem Umfang auf mehrseitigen Märkten und Netzwerken (§ 18 Abs. 3a GWB) tätig sind. Auf der 
Grundlage dieser Regelung hat das BKartA bereits Verfahren gegen die großen Digitalkonzerne 
Microsoft, Alphabet, Amazon, Apple und Meta geführt.102 Zu beachten ist, dass das Bestehen einer 
marktbeherrschenden Stellung nur ein Kriterium zur Feststellung einer überragenden 
marktübergreifendenden Bedeutung für den Wettbewerb darstellt, von § 19a Abs. 1 GWB aber nicht 
zwingend vorausgesetzt wird.103 Die zweite Stufe betrifft Untersagungen spezifischer Verhaltensweisen 
solcher Unternehmen gemäß den Regeln der speziellen Missbrauchsaufsicht (§19a Abs. 2 GWB).  

 

b. DMA 
§ 19a GWB wurde mit der 10. GWB-Novelle im Jahr 2021 und damit noch vor dem Digital Markets Act 
(DMA) der EU aus dem Jahr 2022 erlassen. Dieser verfolgt allerdings ähnliche Zielsetzungen wie § 19a 
GWB, weshalb das Verhältnis dieser beiden Regelwerke zueinander zu klären sein wird. Der DMA gilt 
für zentrale Plattformdienste, die designierte Torwächter (gatekeepers) für in der EU niedergelassene 
gewerbliche Nutzer oder in der Union niedergelassene oder aufhältige Endnutzer bereitstellen oder 
anbieten; dies gilt ungeachtet des Niederlassungsorts und Standorts der Torwächter (Art. 1 Abs. 2 
DMA). Anders als im hergebrachten Wettbewerbsrecht ist Anknüpfungspunkt des DMA nicht ein Markt, 
auf dem ein bestimmtes Unternehmen agiert, sondern das Unternehmen selbst, das als sog. 

 
101  Statt vieler Schweitzer, in: Immenga/Mestmäcker (Begr.), Wettbewerbsrecht, 7. Aufl. 2024, § 19a GWB Rn. 11; 

ausf. Fischer, Konglomerate Marktmacht auf digitalen Märkten, 2025. 
102  Nachweise unter BKartA, Verfahren gegen große Digitalkonzerne, abrufbar unter 

https://www.bundeskartellamt.de/DE/DigitalWirtschaft/VerfahrenGegenGrosseDigitalkonzerne/verfahrenge
gengrossedigitalkonzerne_node.html. 

103  Schweitzer, in: Immenga/Mestmäcker (Begr.), Wettbewerbsrecht, 7. Aufl. 2024, § 19a GWB Rn. 107; vgl. BT-
Drs. 19/23492, S. 73. 
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Torwächter benannt worden ist.104 Der DMA verzichtet somit auf die im Wettbewerbsrecht 
grundsätzlich erforderliche komplexe und zeitaufwändige Marktdefinition und -analyse.  

„Torwächter“ ist gemäß Art. 2 Nr. 1 DMA ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste i bereitstellt 
und das nach Art. 3 DMA von der Europäischen Kommission als Torwächter benannt worden ist. 
„Zentrale Plattformdienste“ sind die in Art. 2 Nr. 2 DMA aufgeführten Dienste, wovon hier allein 
Online-Suchmaschinen interessieren. Art. 2 Nr. 6 DMA verweist für deren Definition auf die 
Legaldefinition in Art. 2 Nr. 5 P2B-VO. Ebenso wie unter dem DSA stellt sich unter dem DMA die Frage, 
ob KI-Suchmaschinen unter den Begriff der „Online-Suchmaschinen“ subsumiert werden können und 
damit „zentrale Plattformdienste“ i.S.d. DSA sind. Unter Hinweis auf die obigen Ausführungen (dazu 
IV.2.e.aa.) wird man dies bejahen können, da die P2B-VO und somit der DMA gerade nicht 
voraussetzen, dass es sich bei Online-Suchmaschinen um „Vermittlungsdienste“ handelt. Daher ist es 
grundsätzlich möglich, dass die Kommission ein Unternehmen, das eine KI-Suchmaschine bereitstellt, 
als Torwächter benennt. 

Die sachlichen Voraussetzungen einer Benennung von Torwächtern regelt Art. 3 Abs. 1 DMA: 

• Es muss sich um ein Unternehmen i.S.d. Art. 2 Nr. 27 handeln, 

• das erheblichen Einfluss auf den Binnenmarkt hat und 

• einen zentralen Plattformdienst i.S.d. Art. 2 Nr. 2 bereitstellt, 

• der gewerblichen Nutzern 

• zu Endnutzern  

• als wichtiges Zugangstor dient, und 

• das Unternehmen hat hinsichtlich seiner Tätigkeiten eine gefestigte und dauerhafte Position inne 
oder es ist absehbar, dass es eine solche Position in naher Zukunft erlangen wird.  

Zur Ermittlung, ob die ökonomischen Voraussetzungen des Abs. 1 – erheblicher Einfluss auf den 
Binnenmarkt, wichtiges Zugangstor, tatsächliche oder absehbare gefestigte und dauerhafte Position – 
vorliegen, stellt Art. 3 zwei Methoden bereit. Zum einen statuiert Abs. 2 bestimmte Schwellenwerte, 
bei deren Überschreitung davon ausgegangen wird, dass ein Unternehmen die jeweiligen 
Anforderungen des Abs. 1 erfüllt. Insbesondere muss der Plattformdienst mindestens 45 Millionen 
monatlich aktive Endnutzer sowie mindestens 10.000 jährlich aktive gewerbliche Nutzer gehabt haben. 
Insofern ähnelt Art. 3 Abs. 2 DMA den Voraussetzungen für sehr große Online-Plattformen (VLOPs) und 
sehr große Online-Suchmaschinen (VLOSEs) nach dem DSA. Hinzu treten aber auch Bedingungen 
hinsichtlich des Jahresumsatzes und der Marktkapitalisierung. Die Voraussetzung für eine Benennung 
zu Torwächtern sind daher strenger als die zur VLOP oder VLOSE unter dem DSA. Die Schwellenwerte 
des Abs. 2 sind vergleichsweise hoch; die Kommission hat bislang erst sieben Unternehmen – Alphabet, 
Amazon, Apple, ByteDance, Booking, Meta und Microsoft – als Torwächter benannt.105  

Sofern diese Schwellenwerte nicht erreicht werden, kann die Kommission zum anderen gemäß Absatz 
8 UAbs. 1 eine Marktuntersuchung nach Art. 17 durchführen. Die Wahl der Methode beeinflusst 
wiederum das einschlägige Verfahren. Zur Ermittlung der Schwellenwerte des Abs. 2 ist das Verfahren 
nach Abs. 3 bis 5 durchzuführen; die Benennung als Torwächter erfolgt nach Abs. 4. Verfahren und 
Entscheidung einer Marktuntersuchung werden (neben Art. 17) in Abs. 8 geregelt.  

 
104  Akman, European Law Review 47 (2022), 85 (103 f.). 
105  https://digital-markets-act.ec.europa.eu/gatekeepers_en. 
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Die Torwächter unterliegen gemäß Art. 3 Abs. 10 DMA ex lege bestimmten Verpflichtungen, die in Art. 
5 ff. DMA aufgefächert sind. Für die vorliegende Untersuchung interessant sind insbesondere die 
Zugriffsrechte anderer Unternehmen auf von Torwächtern gesammelte Daten. Wettbewerber können 
dadurch beispielsweise vergleichbar leistungsfähige KI-Systeme trainieren. Auf diese Weise will die 
Verordnung verhindern, dass die Torwächter ihre Machtposition festigen. Gemäß Art. 6 Abs. 10 DMA 
muss der Torwächter den auf seiner Plattform aktiven gewerblichen Nutzern Echtzeitzugriff auf die mit 
ihrer Plattformnutzung zusammenhängenden Daten gewähren. Art. 6 Abs. 11 DMA verpflichtet den 
Torwächter, Drittunternehmen, die Online-Suchmaschinen anbieten, Zugang zu Ranking-, Anfrage-, 
Klick- und Ansichtsdaten zu gewähren. Ferner sieht Art. 5 Abs. 9, 10 DMA Auskunftsansprüche für 
Werbetreibende und Publisher vor. Damit sollen die Bedingungen für die Schaltung von Werbung auf 
den Plattformen transparenter werden.  

Im DMA finden sich zudem mehrere Regelungen, die die Nutzung von Daten zu Lasten der Torwächter 
einschränken. Betroffen sind damit auch Daten, mit denen große Digitalunternehmen ihre KI-Systeme 
trainieren. Ein Beispiel hierfür ist Art. 6 Abs. 2 DMA. Danach darf ein Torwächter im Wettbewerb mit 
gewerblichen Nutzern keine Daten verwenden, die er von diesen gewerblichen Nutzern infolge der 
Bereitstellung seines zentralen Plattformdienstes – etwa eines Online-Marktplatzes – erhalten hat. 
Torwächter, die zugleich als Wettbewerber der gewerblichen Nutzer auf nachgelagerter Marktstufe 
auftreten, sollen auf diese Weise keine wettbewerblichen Vorteile – etwa durch Optimierung der 
eigenen Leistungen – aus ihrer vertikalen Integration ziehen können.  

Zudem regelt Art. 6 Abs. 5 S. 1 DMA ein Verbot der Selbstbevorzugung (self-preferencing). Danach darf 
ein Torwächter die von ihm selbst angebotenen Dienstleistungen und Produkte beim Ranking106 sowie 
bei der damit verbundenen Indexierung und dem Auffinden gegenüber ähnlichen Dienstleistungen und 
Produkten eines Dritten nicht bevorzugen. Art. 6 Abs. 5 S. 2 DMA bestimmt ergänzend, dass der 
Torwächter das Ranking anhand transparenter, fairerer und diskriminierungsfreier Bedingungen 
vornehmen muss. 

 

c. Verhältnis des DMA zum nationalen Recht 
Art. 1 Abs. 5 DMA regelt das Verhältnis des DMA zur Kompetenz der Mitgliedstaaten, Art. 1 Abs. 6 S. 2 
DMA die Anwendbarkeit nationalen Wettbewerbsrechts. Beide Regelungen sind leider äußerst 
missverständlich formuliert und nicht aufeinander abgestimmt. Sie lassen sich kurz so 
zusammenfassen,107 dass die Mitgliedstaaten Unternehmen für Angelegenheiten, die in den 
Anwendungsbereich des DMA fallen, keine Verpflichtungen auferlegen dürfen.108 Umgekehrt dürfen 
die Mitgliedstaaten Unternehmen für solche Angelegenheiten, die nicht in den Anwendungsbereich 
der DMA fallen, Verpflichtungen auferlegen.109 Angelegenheiten, die nicht in den Anwendungsbereich 

 
106  Art. 2 Nr. 22 DMA definiert „Ranking“ als „die relative Hervorhebung von Waren und Dienstleistungen, die 

über Online-Vermittlungsdienste, Online-Dienste sozialer Netzwerke, Video-Sharing-Plattform-Dienste oder 
virtuelle Assistenten angeboten werden, oder die Relevanz, die den Suchergebnissen von Online-
Suchmaschinen mittels entsprechender Darstellung, Organisation oder Kommunikation durch die 
Unternehmen, die Online-Vermittlungsdienste, Online-Dienste sozialer Netzwerke, Video-Sharing-Plattform-
Dienste, virtuelle Assistenten oder Online-Suchmaschinen anbieten, zugemessen wird, unabhängig von den 
für diese Darstellung, Organisation oder Kommunikation verwendeten technischen Mitteln und unabhängig 
davon, ob nur ein einziges Ergebnis dargestellt oder kommuniziert wird“. 

107  Für Einzelheiten ist auf weiterführende Literatur zu verweisen, etwa Oster, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz 
(Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 1 DMA Rn. 59 ff. 

108  Oster, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 1 DMA Rn. 59, 78. 
109  Oster, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 1 DMA Rn. 68. 
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des DMA fallen, sind nach Erwägungsgrund 9 S. 2 DMA Maßnahmen, mit denen andere legitime Ziele 
des öffentlichen Interesses im Sinne des AEUV und Rechtsprechung des EuGH verfolgt werden. Hierzu 
zählt auch die Medienpluralität.110 Wegen Art. 11 Abs. 2 EUGRCh, Art. 167 AEUV sollten die 
Mitgliedstaaten daher dazu befugt sein, Maßnahmen der nationalen Kultur- und Medienpolitik111 auch 
dann zu treffen, wenn diese den Anwendungsbereich des DMA tangieren.112  

So dient Art. 6 Abs. 5 DMA im Unterschied zu § 94 MStV dazu, bestreitbare und faire Märkte 
sicherzustellen. Angesichts der unterschiedlichen Zielsetzungen der Regelungen wird § 94 MStV nicht 
durch Art. 6 Abs. 5 DMA verdrängt. Die Vorschriften finden vielmehr nebeneinander Anwendung. Zwar 
sieht Art. 1 Abs. 5 S. 1 DMA vor, dass die Mitgliedstaaten Torwächtern keine weiteren Verpflichtungen 
auferlegen dürfen, um bestreitbare und faire Märkte zu gewährleisten. Der DMA hindert die 
Mitgliedstaaten jedoch nicht, Regelungen mit anderen Zielsetzungen zu erlassen (Art. 1 Abs. 5 S. 2 
DMA). 

 

3. Vorgaben des DSA 

Unter der Prämisse, dass der DSA auf KI-Suchmaschinen anwendbar ist (dazu IV.2.e.aa.), sind auch die 
Transparenzpflichten des DSA relevant. Art. 27 DSA sieht eine Transparenzpflicht für 
Empfehlungssysteme113 vor. Nach Art. 27 Abs. 1 und 2 DSA sind die Anbieter einer Online-Plattformen 
verpflichtet, in ihren AGB in klarer und verständlicher Sprache die wichtigsten Parameter darzulegen, 
die in ihren Empfehlungssystemen verwendet werden. Anzugeben sind ferner alle Möglichkeiten für 
die Nutzer, diese wichtigen Parameter zu ändern oder zu beeinflussen. Beispielhaft für ein 
Empfehlungssystem ist die Einblendung des Hinweises auf Social Media-Plattformen: „folgender 
Beitrag könnte Dich interessieren“, aber auch die Reihenfolge eines Suchergebnisses bei 
Suchmaschinen.114 Empfehlungssysteme haben damit maßgebliche Auswirkungen darauf, welche 
Informationen Nutzer abrufen und mit welchen Informationen sie interagieren.115 

Art. 27 DSA gilt allerdings nur für Anbieter von Online-Plattformen. Dies ergibt sich neben dem Wortlaut 
aus der systematischen Stellung des Art. 27 DSA im Abschnitt 3, der Bestimmungen nur „für Anbieter 
von Online-Plattformen“ vorsieht. Art. 38 DSA erweitert diese Transparenzpflicht jedoch sowohl für die 
Anbieter sehr großer Online-Plattformen als auch für die Anbieter sehr großer Online-Suchmaschinen. 
Zusätzlich zu den Transparenzpflichten aus Art. 27 DSA müssen diese mindestens eine Option für ihre 
Empfehlungssysteme vorsehen, die nicht auf Profiling (Art. 4 Abs. 4 DSGVO) beruht. Art. 38 DSA 
beschränkt sich damit nicht auf Algorithmentransparenz (algorithmic transparency), sondern zielt 

 
110  EuGH, Rs. C-368/95 [1997] Familiapress; vgl. Art. 21 Abs. 4 UAbs. 2 FKVO. 
111  Dazu Oster/Wagner, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, Stand: EL 51 Oktober 

2020, § 38 Rn. 21.  
112  Oster, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 1 DMA Rn. 69. 
113  Nach Art. 3 lit. s DSA ist ein Empfehlungssystem „ein vollständig oder teilweise automatisiertes System, das 

von einer Online-Plattform verwendet wird, um auf ihrer Online-Schnittstelle den Nutzern bestimmte 
Informationen vorzuschlagen oder diese Informationen zu priorisieren, auch infolge einer vom Nutzer 
veranlassten Suche, oder das auf andere Weise die relative Reihenfolge oder Hervorhebung der angezeigten 
Informationen bestimmt“. 

114  Oster, BeckOK InfoMedienR, Art. 38 Rn. 6. 
115  Erwägungsgrund 70 S. 4 DSA. 
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darauf, den Nutzern eine Wahlmöglichkeit (algorithmic choice) hinsichtlich der algorithmischen 
Priorisierung von Inhalten einzuräumen.116  

Problematisch ist allerdings, ob VLOSEs tatsächlich in den Anwendungsbereich des Art. 38 DSA fallen. 
Hier erweist sich einmal mehr als Problem, dass VLOSEs erst im Trilog-Verfahren in Art. 33 ff. DSA ff. 
berücksichtigt worden sind. Art. 27 DSA, auf den Art. 38 DSA aufbaut („Zusätzlich zu den in Artikel 27 
festgelegten Anforderungen“), verpflichtet – wie eben dargestellt – allein Anbieter von Plattformen, 
nicht aber solche von Suchmaschinen. Für Anbieter von VLOSEs kämen die Anforderungen des Art. 38 
DSA somit nicht „zusätzlich“ zu denen in Art. 27 DSA, sondern erstmalig im DSA. Hinzu kommt, dass 
der Begriff des „Empfehlungssystems“ i.S.d. DSA konzeptionell nur auf Online-Plattformen Anwendung 
findet: Ein Empfehlungssystem ist gem. Art. 3 lit. s DSA ein System, das „von einer Online-Plattform“ 
verwendet wird. 

Richtigerweise wird man jedoch sowohl die Bezugnahme auf Art. 27 DSA als auch die auf Online-
Plattformen reduzierte Konzeption des „Empfehlungssystems“ als redaktionelle Nachlässigkeiten des 
Verordnungsgebers betrachten müssen.117 Seinem Zweck nach kann Art. 38 DSA jedenfalls 
uneingeschränkt auf VLOSEs angewendet werden. Art. 3 lit. s DSA weist ausdrücklich darauf hin, dass 
ein Empfehlungssystem „auch infolge einer vom Nutzer veranlassten Suche“ die Reihenfolge oder 
Hervorhebung von Informationen bestimmt. Damit ist die Funktion von Suchmaschinen hinreichend 
beschrieben. Ebenso wie die Empfehlungssysteme von Online-Plattformen können die in einem 
Ranking geordneten Suchergebnisse von Suchmaschinen die Wahrnehmung bestimmter 
Informationen erheblich erleichtern oder erschweren. 

Neben der in Art. 38 DSA geregelten Verpflichtung zur Bereitstellung einer Profiling-freien 
Empfehlungsoption können sich für Anbieter sehr großer Online-Plattformen und sehr großer 
Suchmaschinen auch aus Art. 34 f. DSA weitergehende Anforderungen an die Algorithmentransparenz 
ergeben. Im Rahmen der Pflicht zur Bewertung und Minderung systemischer Risiken ist dabei 
insbesondere auch die Gestaltung von Empfehlungssystemen und anderer relevanter algorithmischer 
Systeme zu berücksichtigen.118 

 

4. Vorgaben der P2B-VO 

Ergänzend zu den Vorgaben des DSA sind die Transparenzanforderungen für Rankings aus Art. 5 P2B-
VO zu beachten. Danach sind u.a. Angaben zu den das Ranking bestimmenden Hauptparametern und 
zur relativen Gewichtung der Hauptparameter erforderlich (Art. 5 Abs. 2 P2B-VO).119 
Überschneidungen ergeben sich mit den für Medienintermediäre geltenden Transparenzvorgaben aus 
§ 93 Abs. 1 Nr. 2 MStV. Insoweit stellt sich die Frage, ob P2B-VO die Vorgaben aus § 93 Abs. 1 Nr. 2 MStV 
aufgrund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts verdrängt. Dies dürfte zu verneinen sein. Für eine 
parallele Anwendung von P2B-VO und MStV spricht, dass die beiden Regelungen unterschiedliche Ziele 

 
116  Vgl. Busch, From Algorithmic Transparency to Algorithmic Choice: European Perspectives on Recommender 

Systems and Platform Regulation, in: Genovesi, Kaesling, Robbins (Hrsg.) Recommender Systems: Legal and 
Ethical Issues, 2023, S. 31. 

117  Oster, BeckOK InfoMedienR, Art. 38 Rn. 5; so im Ergebnis auch Beyerbach/Seyer, in: Müller-Terpitz/Köhler 
(Hrsg.), DSA, 2024, Art. 38 Rn. 7; Kaesling, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 38 Rn. 9; 
Kettemann/Böck, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, Art. 38 DSA Rn. 14; wegen 
einer erst nachträglichen Korrektur durch die Rechts- und Sprachendienste der Institutionen für Teilnichtigkeit 
plädierend Maamar, in: Kraul (Hrsg.), Das neue Recht der digitalen Dienste, 2023, § 4 Rn. 234 

118  Vgl. Art. 34 Abs. 2 S. 1 lit. a DSA und Art. 35 Abs. 1 S. 2 lit. d DSA. 
119  Dazu näher Busch, in: Busch (Hrsg.), P2B-VO, 2022, Art. 5 Rn. 43 ff. 
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verfolgen. Während die Art. 5 Abs. 2 P2B-VO in erster Linie dazu dient, im Interesse von „Nutzern mit 
Unternehmenswebsite“ (Art. 2 Nr. 7 P2B-VO) eine angemessene Transparenz zu gewährleisten, sollen 
die Transparenzregeln des MStV zur Sicherung von Medien- und Meinungsvielfalt beitragen.120 

Aktuell ist die Zukunft der P2B-VO ungewiss. Der am 19.11.2025 von der EU-Kommission vorgelegte 
Vorschlag für eine Digital-Omnibus-Verordnung121 sieht eine Reihe von Maßnahmen zur Vereinfachung 
und Konsolidierung des Bestands von EU-Rechtsvorschriften für den digitalen Bereich vor. Neben einer 
Reihe von Änderungen im Datenschutz- und Datenwirtschaftsrecht sieht der Vorschlag der Digital-
Omnibus-Verordnung auch eine Aufhebung der P2B-VO vor. Zur Begründung verweist die EU-
Kommission darauf, dass die Bestimmungen der P2B-VO nach dem Inkrafttreten des DSA und DMA 
weitgehend überholt seien. Lediglich einzelne Bestimmungen der P2B-VO sollen nach den Plänen der 
EU-Kommission in Kraft bleiben, um Rechtssicherheit für Rechtsakte zu gewährleisten, die auf die 
Bestimmungen der P2B-VO verweisen.122  

Im Rahmen der – im Zeitpunkt der Erstellung dieser Studie – noch nicht abgeschlossenen 
Trilogverhandlungen zeichnet sich jedoch ab, dass die P2B-VO doch nicht als Ganzes aufgehoben wird, 
sondern lediglich einzelne Artikel gestrichen werden.123 Die für KI-Suchmaschinen besonders 
relevanten Transparenzanforderungen des Art. 5 P2B-VO sollen danach offenbar erhalten bleiben. 

 

5. Vorgaben des Datenschutzrechts 

„Targeting“ bezeichnet die zielgerichtete Ansprache spezifischer Zielgruppen oder sogar individueller 
Nutzer mit bestimmten Inhalten. Das Problem des Targeting ist bislang vor allem verbraucher- und 
datenschutzrechtlich erfasst. Nach Art. 246a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 EGBGB müssen Unternehmer 
Verbraucher darüber informieren, wenn der Preis auf der Grundlage einer automatisierten 
Entscheidungsfindung personalisiert wurde. Zudem setzt Targeting die Verarbeitung 
personenbezogener Daten voraus und unterliegt dementsprechend datenschutzrechtlichen 
Anforderungen, insbesondere dem Erfordernis einer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO bzw. – beim 
Einsatz von Cookies – Art. 5 Abs. 3 e-privacy-RL).124 Für besondere Kategorien personenbezogener 
Daten, etwa Gesundheitsdaten, gelten die noch strengeren Anforderungen des Art. 9 DSGVO. Dessen 
ungeachtet hat das Profiling durch KI-Suchmaschinen im Besonderen auch eine vielfaltsbedrohende 
Wirkung, wenn nämlich Nutzern nur noch die Antworten angezeigt werden, die ihrem Profil 
entsprechen. Dies spricht dafür, Targeting auch unter Vielfaltsgesichtspunkten medienrechtlich zu 
regulieren (dazu VIII.2.). 

 

  

 
120  Busch, in: Busch (Hrsg.), P2B-VO, 2022, Art. 5 Rn. 24; für eine parallele Anwendung wohl auch Broemel, in: 

Binder/Vesting (Hrsg.), Beck’scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. Aufl. 2024, § 93 MStV Rn. 7. 
121  COM(2025) 837 final. 
122  COM(2025) 837 final, S. 10. 
123 Der „Presidency revised compromise text“ vom 15.04.2026 sieht vor, dass in einem ersten Schritt mit 

Inkrafttreten der Digital-Omnibus-Verordnung lediglich die Art. 2 Abs. 11 und Abs. 12, Art. 6, 8 bis 10, 12 bis 
14 sowie 16 bis 18 P2B-VO aufgehoben werden. In einem zweiten Schritt sollen zum 01.01.2033 auch Art. 4 
und 11 P2B-VO entfallen. 

124  Vgl. EDSA, Leitlinien 8/2020 über die gezielte Ansprache von Nutzer:innen sozialer Medien vom 13.4.2021, 
Version 2.0, S. 19 ff. 
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VI. Themenkomplex 3: Nutzung der Inhalte Dritter  
 

Themenkomplex 3 behandelt die Nutzung von Inhalten Dritter (Online-Publisher) für die Generierung 
von KI-Antworten. Der Fokus liegt dabei auf dem Urheberrecht (dazu 1.), insbesondere dem 
Presseverleger-Leistungsschutzrecht (dazu 2.). Kurz behandelt wird ferner das Wettbewerbsrecht (dazu 
3.) Wenngleich diese Bereiche nicht in die Gesetzgebungskompetenz der Länder fallen, sind sie 
dennoch im Kontext dieses Gutachtens mitzudenken: Urheber- und Wettbewerbsrecht sind 
„Bausteine“125 im Ordnungsrahmen einer Intermediärsregulierung, die Angebotsvielfalt und 
individuelle und öffentliche Meinungsbildung ganzheitlich im Blick hat. Ohne qualitativ hochwertige – 
d.h. insbesondere journalistische – Inhalte wird es auf Dauer keinen hochwertigen Content auf 
Plattformen und in KI-Suchmaschinen mehr geben.126 KI kann nur auf vorhandene Daten aufbauen, 
und die Qualität ihres Outputs bestimmt sich nach der Qualität der ihr zur Verfügung stehenden 
Datensätze. Urheber- und Leistungsschutzrecht, flankiert durch das Wettbewerbsrecht, ist daher so 
auszulegen, dass das Interesse der Online-Publisher angemessen berücksichtigt wird – dies auch im 
Eigeninteresse der KI-Anbieter selbst.127 Anderenfalls besteht ein Trittbrettfahrerproblem.128 Hinter 
alldem verbirgt sich das Problem, dass sich für die Nutzung geschützter Werke bzw. Leistungen noch 
keine funktionierenden flächendeckenden Vergütungsstrukturen etabliert haben (dazu 4.). 

 

1. Urheberrecht, insb. Text und Data Mining (§ 44b UrhG) 

KI-generierte Inhalte sind in dreifacher Hinsicht urheberrechtlich relevant. Einerseits ist denkbar, dass 
ein mittels KI geschaffenes Produkt Werkqualität i.S.d. § 2 UrhG hat und damit urheberrechtlich 
geschützt ist; diese Frage bleibt für das vorliegende Gutachten ausgeklammert.129 Andererseits kann 
das Training eines KI-Modells (dazu a.) oder die Erstellung eines synthetischen Mediums (dazu b.) in 
ein bestehendes Urheberrecht oder verwandtes Schutzrecht eingreifen. 

 

a. Urheberrechtsverletzungen durch Training des KI-Modells 
Häufig nutzen KI-Entwickler das Internet mit seiner Fülle an urheberrechtlich geschützten Inhalten, um 
Trainingsdatensätze für KI-Modelle zusammenzustellen. Hierbei geht es um sogenanntes Webcrawling, 
einen automatisierten Prozess des Durchsuchens des Internets, bei dem ein Webcrawler eine Website 
besucht und deren Daten extrahiert. Das Text und Data Mining (TDM) bzw. die dazu erforderliche 
automatisierte Auswertung von reinen Sachinformationen ist zwar für sich gesehen noch keine 

 
125  Dazu Schweitzer/Fetzer/Peitz, Digitale Plattformen: Bausteine für einen künftigen Ordnungsrahmen, ZEW 

Discussion Papers, No. 16-042, 2016 (abrufbar unter https://madoc.bib.uni-mannheim.de/41160/); vgl. auch 
Oster, ZUM 2026, 1. 

126  Vgl. Steinvorth, AfP 2022, 10 (13 f.) m.w.N.; siehe die Stellungnahme des High Level Panel on Public Interest 
Media des Forum Information Democracy (FID), The Economic Imperative of Investing in Public Interest 
Media, September 2025 (abrufbar unter https://informationdemocracy.org/wp-
content/uploads/2025/09/The-Economic-Imperative-of-Investing-in-Public-Interest-Media.pdf). 

127  Oster, ZUM 2026, 1 (2). 
128  Zum Trittbrettfahrerproblem (free-rider problem) Tuck, Free Riding, 2008; Schäfer/Ott, Lehrbuch der 

ökonomischen Analyse des Zivilrechts, 6. Aufl. 2020, S. 692 f.; Hacker, Verhaltensökonomik und Normativität, 
2017, S. 115, 412 f. 

129  Dazu etwa Lauber-Rönsberg, GRUR 2019, 244 (247); Krone, RDi 2023, 117 (122); Olbrich/Bongers/Pampel, 
GRUR 2022, 870 (874). 
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urheberrechtlich relevante Handlung.130 Urheberrechtlich beachtlich sind jedoch solche Handlungen, 
die zur Vorbereitung der automatisierten Auswertung vorgenommen werden und dabei die Nutzung 
von geschützten Werken betreffen.131 Vor diesem Hintergrund ist vor allem die Bildung eines 
Datenkorpus, der später algorithmisch analysiert werden soll, als relevante Handlung einzustufen. 
Denn hierzu werden auch urheberrechtlich geschützte Werke in ein analysefähiges Digitalisat 
umgewandelt, was üblicherweise durch eine Vervielfältigung i.S.d § 16 UrhG erfolgt.132  

Im Kern geht es um die Frage, ob die Zusammenstellung und Nutzung von Trainingsdatensätzen zum 
Zwecke des Trainings generativer KI nach den – vergütungsfreien – TDM-Schranken der §§ 44b und ggf. 
§ 60d UrhG gerechtfertigt sind. Das TDM wird in § 44b Abs. 1 UrhG legaldefiniert als die automatisierte 
Analyse von einzelnen oder mehreren digitalen oder digitalisierten Werken, um daraus Informationen 
insbesondere über Muster, Trends und Korrelationen zu gewinnen. Weder § 44b UrhG noch § 60d UrhG 
enthalten eine Beschränkung auf einzelne Werkarten. Damit kämen insbesondere, aber nicht 
abschließend, Computerprogramme (§§ 69a IV, 44b UrhG), Datenbanken sui generis (§§ 87c, 44b UrhG) 
sowie verwandte Schutzrechte, einschließlich des Presseverleger-Leistungsschutzrechts (dazu auch 
sogleich unter 2.) in Betracht.133 Die überwiegende Auffassung in der Literatur und erste gerichtliche 
Entscheidungen gehen daher davon aus, dass KI-Training grundsätzlich unter den Begriff des Text und 
Data Mining in § 44b Abs. 1 UrhG fällt.134 Dafür spricht, dass sowohl der weite Wortlaut des § 44b Abs. 
1 UrhG („insbesondere“) als auch das Tatbestandsmerkmal „um Informationen […] zu gewinnen“ auf 
das Training von KI passt, da – im Falle des Trainings von neuronalen Netzen – „Gewichte“ (engl. 
weights) erzeugt werden, die als neu gewonnene Informationen betrachtet werden können. Dafür 
spricht auch Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO, der offenbar davon ausgeht, dass das Training von Basismodellen, 
die typischerweise mit sehr großen Datenmengen trainiert werden, von Art. 4 Abs. 3 DSM-RL erfasst 
ist (dazu ausführlich unter VII.3.).  

Das LG München hat insofern zwischen folgenden zeitlich aufeinanderfolgenden Phasen differenziert: 

(1) das Extrahieren und die Überführung des Trainingsmaterials in ein maschinenlesbares Format, dem 
Erstellen des Trainingsdatenmaterials, 

(2) die Analyse des Datenmaterials und ihre Anreicherung mit Meta-Informationen, dem Training des 
Modells, und 

(3) die nachfolgende Nutzung des trainierten Modells durch Prompts und Outputs.135 

Während Phase 1 von der TDM-Schranke umfasst sei, gelte dies nicht mehr für Phase 2.136 Das LG 
München I begründet dies mit einer richtlinienkonformen Auslegung des § 44b UrhG. Art. 2 Nr. 2 DSM-

 
130  BT-Drs. 18/12329, 40; Kleinkopf/Jacke/Gärtner, MMR 2021, 196; Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), 

UrhG, 6. Aufl. 2022, § 44b Rn. 5. 
131  Bomhard, in: BeckOK UrhR, § 44b UrhG Rn. 12. 
132  Kleinkopf/Jacke/Gärtner, MMR 2021, 196. 
133  Vgl. BT-Drs. 19/27426, 87. 
134  Baumann, NJW 2023, 3673 (3674); Bullinger/Vonthien, MittdtPatA 2023, 446; de la Durantaye, ZUM 2023, 

645 (651); Maamar, ZUM 2023, 481 (483); Bomhard, DSRITB 2023, 255 (259); LG München I ZUM 2026, 38 
Rn. 196 – Gema/OpenAI; LG Hamburg NJW 2024, 3383 Rn. 37 ff. – LAION (das LG ließ im Ergebnis offen, ob 
die Schranke nach § 44b UrhG greift, da „Einiges dafür“ spreche, dass ein wirksamer Nutzungsvorbehalt 
vorliege; das LG Hamburg nahm allerdings die Schranke des § 60d UrhG an); das LG bestätigend OLG Hamburg 
MMR 2026, 140 – LAION. 

135  LG München I ZUM 2026, 38 Rn. 166 – Gema/OpenAI. 
136  LG München I ZUM 2026, 38 Rn. 204 ff. – Gema/OpenAI. 
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RL definiert Text und Data Mining als „eine Technik für die automatisierte Analyse von Texten und Daten 
in digitaler Form, mit deren Hilfe Informationen […] über Muster, Trends und Korrelationen gewonnen 
werden können“. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie erlaubt Vervielfältigungen nur „zum Zwecke des Text und 
Data Mining“, d.h. nur für die in Art. 2 Nr. 2 DSM-RL genannten Zwecke. Vervielfältigungen im Modell 
dienten jedoch nicht der weiteren Datenanalyse, weshalb die Schrankenregelung hierfür nicht als 
Legitimationsgrundlage in Betracht komme.137 

Die Erlaubnis beschränkt sich nach § 44b Abs. 2 S. 1 UrhG auf Vervielfältigungen von „rechtmäßig 
zugänglichen Werken“. Der Zugang zu Werken erfolgt üblicherweise rechtmäßig, wenn diese frei 
zugänglich sind oder wenn eine Nutzungslizenz für die gewünschten Nutzungszwecke besteht.138 § 44b 
Abs. 2 UrhG stellt allein auf die Rechtmäßigkeit des Zugangs ab, nicht jedoch auf die Rechtmäßigkeit 
der Zugänglichmachung.139 Insofern hat der Gesetzgeber den Interessen des gutgläubigen Entwicklers 
von KI-Modellen gegenüber den Interessen des Rechtsinhabers, dessen Inhalte möglicherweise 
rechtswidrig zugänglich gemacht werden, Vorrang eingeräumt.  

Zudem sieht § 44b Abs. 2 S. 2 UrhG vor, dass die Vervielfältigungen zu löschen sind, wenn sie für das 
TDM nicht mehr erforderlich sind. Wann Vervielfältigungen zum Training einer KI „nicht mehr 
erforderlich“ sind, lässt sich allerdings nur schwer feststellen. Eine KI ist nie „fertig trainiert“, denn es 
droht mit zunehmendem zeitlichem Abstand zum Training eine schrittweise Verschlechterung der 
Vorhersagegenauigkeit eines KI-Systems.140 Ein solches sog. Model Drift lässt sich nur durch ständiges 
Nachtraining effektiv vermeiden.141 Ferner müssen Trainingsdaten aufgehoben werden, um eine 
spätere Qualitätskontrolle, z.B. bezüglich der Kriterien auf Richtigkeit und Vollständigkeit, zu 
ermöglichen; auch die KI-VO selbst sieht eine solche Dokumentationspflicht vor (s. etwa Art. 11 KI-
VO).142 

Schließlich regelt § 44b Abs. 3 UrhG, dass Nutzungen zum TDM nur zulässig sind, wenn sich der 
Rechtsinhaber diese nicht vorbehalten hat. Dogmatisch bewirkt § 44b Abs. 3 UrhG somit, dass die im 
Urheberrecht als Standard vorgesehene „Opt in“-Lösung – der Berechtigte muss grundsätzlich seine 
Zustimmung zur Nutzung erklären (vgl. § 15 UrhG) – für die Zwecke des TDM zu einer „Opt out“-Lösung 
wird: Der Rechtsinhaber wird gleichsam dazu gezwungen, „pro-aktiv“ seine Rechte zu wahren. Unklar 
ist jedoch, wie genau dieser Vorbehalt im Einzelnen geltend gemacht werden kann.143 § 44b Abs. 3 S. 
2 UrhG hebt hervor, dass ein Nutzungsvorbehalt bei online zugänglichen Werken nur dann wirksam ist, 
wenn er in maschinenlesbarer Form erfolgt.144 Dies unterstreicht wiederum den technischen, 
automatisierten Charakter des TDM. Wie genau ein Nutzungsvorbehalt „in maschinenlesbarer Form“ 
wirksam erklärt werden kann, ist allerdings noch unklar. Denkbar sind insofern beispielsweise digitale 
Wasserzeichen oder digitale Fingerabdrücke, die in einer Datenbank hinterlegt werden. Hier stecken 
die Probleme allerdings im Detail: So funktioniert die „Fingerabdrucklösung“ etwa nicht für 
audiovisuelle Sendungen, die über DVB-T-Signal verbreitet werden. Auch erfolgt der Vorbehalt in der 
Praxis deswegen nur selten, weil das Werk dann in den Vorschlägen von Internet-Suchmaschinen nicht 

 
137  LG München I ZUM 2026, 38 Rn. 206 – Gema/OpenAI. 
138  Z.B. bei Open Access: BT-Drs. 19/27426, 88 
139  Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), 8. Aufl. 2025, § 44b Rn. 8. 
140  Bomhard, in: BeckOK UrhR, § 44b UrhG Rn. 22b. 
141  Bomhard, DSRITB 2023, 255 ff. 
142  Vgl. Bomhard, in: BeckOK UrhR, § 44b UrhG Rn. 23. 
143 Vgl. Leistner, GRUR 2025, 1123 (1128).  
144  Vgl. Erwägungsgrund 18 Abs. 2 S. 2 DSM-RL. 
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angezeigt wird. Allgemein besteht bei dem Opt out-Ansatz des § 44b Abs. 3 UrhG zudem das Problem, 
dass häufig mehrere Berechtigte Rechte an einem Werk innehaben, beispielsweise an einer 
Opernaufführung. Überlegungen zur Lösung dieser Probleme betreffen allerdings häufig eher eine lex 
ferenda als die lex lata, beispielsweise die kollektive Lizenzierung durch Verwertungsgesellschaften 
(dazu unten 4. sowie VIII.1.). 

 

b. Urheberrechtsverletzungen durch KI-Output 
Ob KI-Outputs urheberrechtlich zulässig sind, liegt weniger in den Grundsätzen als im Detail des 
Urheberrechts, insbesondere in der Auslegung von § 23 und § 51a UrhG. Daher werden die 
Ausführungen hierzu kurz gehalten.  

aa. Urheberpersönlichkeitsrecht 
Nach dem im Urheberpersönlichkeitsrecht wurzelnden § 14 UrhG hat der Urheber das Recht, eine 
Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung seines Werkes zu verbieten, die geeignet ist, seine 
berechtigten geistigen oder persönlichen Interessen am Werk zu gefährden. „Beeinträchtigen“ 
bedeutet, die Wirkung des Werkes zu hemmen, behindern, schmälern oder einzuschränken.145 
„Entstellung“ ist ein Unterfall der Beeinträchtigung und bedeutet einen tiefgreifenden Zustand der 
Verfälschung oder Verzerrung der Wesenszüge des Werkes.146 Die Veränderung eines Werkes bspw. 
durch einen Deepfake stellt mindestens eine Beeinträchtigung, ggf. sogar eine Entstellung dar und ist 
somit grds. rechtfertigungsbedürftig.  

bb. Verwertungsrechte 

(1) Eingriff 

Nach § 23 Abs. 1 S. 1 UrhG dürfen auch Bearbeitungen oder andere Umgestaltungen eines Werkes nur 
mit Zustimmung des Urhebers veröffentlicht oder verwertet werden. Wahrt das neu geschaffene Werk 
aber einen hinreichenden Abstand zum benutzten Werk, so liegt keine Bearbeitung oder Umgestaltung 
im Sinne des Satzes 1 vor, sondern eine sog. freie Benutzung nach § 23 Abs. 1 S. 2 UrhG.147 Ob es sich 
bei einem Inhalt um eine grds. zustimmungsbedürftige Umgestaltung i.S.d. § 23 Abs. 1 S. 1 UrhG oder 
um eine freie Benutzung nach § 23 Abs. 1 S. 2 UrhG handelt, ist eine Frage des Einzelfalls. Hierfür hat 
der BGH eine abgestufte Prüfungsfolge entwickelt: 

„Zunächst ist im Einzelnen festzustellen, welche objektiven Merkmale die schöpferische 
Eigentümlichkeit des benutzten Werks bestimmen. Sodann ist durch Vergleich der einander 
gegenüberstehenden Gestaltungen zu ermitteln, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang in 
der neuen Gestaltung eigenschöpferische Züge des älteren Werks übernommen worden sind. 
Maßgebend für die Entscheidung ist letztlich ein Vergleich des jeweiligen Gesamteindrucks der 
Gestaltungen, in dessen Rahmen sämtliche übernommenen schöpferischen Züge in einer 
Gesamtschau zu berücksichtigen sind. Stimmt danach der jeweilige Gesamteindruck überein, 
handelt es sich bei der neuen Gestaltung um eine Vervielfältigung des älteren Werks. Es ist dann 
– soweit erforderlich – weiter zu prüfen, ob die neue Gestaltung gleichwohl so wesentliche 
Veränderungen aufweist, dass sie nicht als reine Vervielfältigung, sondern als (unfreie) 
Bearbeitung oder andere Umgestaltung des benutzten Werks anzusehen ist. Weicht der 
jeweilige Gesamteindruck voneinander ab, liegt jedenfalls weder eine Vervielfältigung noch eine 
Bearbeitung, sondern möglicherweise eine freie Benutzung vor. Um eine freie Benutzung im 

 
145  Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG, 6. Aufl. 2022, § 14 Rn. 3. 
146  Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG, 6. Aufl. 2022, § 14 Rn. 3 m.w.N. 
147  Dazu BGH GRUR 1994, 191 (193) – Asterix-Persiflagen; jüngst etwa BGH ZUM 2022, 557 Rn. 43 – Porsche 911. 
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Sinne von § 24 Abs. 1 UrhG aF handelt es sich, wenn ein selbstständiges Werk geschaffen wurde 
und das ältere Werk als Grundlage für die Schöpfung des neuen Werks diente“.148 

Diese Maßstäbe wird man auch auf KI-generierte Inhalte anwenden müssen. Dabei wird es im Einzelfall 
darauf ankommen, ob ein mittels KI generiertes Werk einen hinreichenden Abstand zum 
ursprünglichen Werk aufweist und damit ohne Zustimmung des Urhebers des ursprünglichen Werkes 
zulässig ist. Umstritten ist allerdings, ob die Bearbeitung bzw. Umgestaltung ihrerseits Werkqualität 
haben muss.149 Dies ist bei KI-generierten „Werken“ problematisch, da § 2 Abs. 2 UrhG auf einen 
menschlichen Schöpfungsakt abstellt.  

Bearbeitungen und Umgestaltungen, die zwar keinen „äußeren Abstand“, sondern lediglich einen sog. 
„inneren“ Abstand zum vorbestehenden Werk haben, können als Karikaturen, Parodien oder Pastiches 
durch § 51a UrhG gerechtfertigt sein (dazu sogleich). Vor diesem Hintergrund sind an eine freie 
Bearbeitung nach § 23 Abs. 1 S. 2 UrhG strenge Anforderungen zu stellen. Produktionen, mit denen 
Elemente des Originals karikiert oder parodiert werden, setzen gerade die Erkennbarkeit des Originals 
voraus und halten daher keinen hinreichenden (äußeren) Abstand.  

(2) Gesetzliche Erlaubnis 

Eine gesetzliche Erlaubnis scheidet für KI-generierte Inhalte regelmäßig aus, weil die Schranken einem 
Änderungsverbot unterliegen, § 62 Abs. 1 S. 1 UrhG. § 62 Abs. 4a UrhG sieht allerdings eine Ausnahme 
vom Veränderungsverbot für Karikaturen, Parodien und Pastiches nach § 51a UrhG vor.150 § 51a UrhG 
ist nicht auf bestimmte Nutzer beschränkt; die Vorschrift erfasst professionell angefertigte Karikaturen 
ebenso wie nutzergenerierte Inhalte, etwa sog. Memes. Im Einklang mit Art. 5 Abs. 3 lit. k InfoSoc-RL 
verpflichtet § 51a UrhG nicht zur Quellenangabe.151 Für KI-generierte Inhalte von besonderer 
Bedeutung ist der Umstand, dass in den Genuss der Schranke nach § 51a UrhG nur solche 
Bearbeitungen kommen, die in einer Weise hinreichende Unterschiede zu dem Original besitzen, dass 
sie auch als Karikatur, Parodie oder Pastiche erkennbar sind.152 Deepfakes, die darauf angelegt sind, 
vom Publikum als Original wahrgenommen zu werden, unterfallen daher nicht § 51a UrhG. 

cc. Schadensersatzanspruch 
Im Falle eines Schadensersatzanspruchs wird in jedem Einzelfall zu klären sein, inwieweit der Nutzer 
eine Urheberrechtsverletzung mittels KI i.S.d. § 97 Abs. 2 UrhG zu vertreten hat; entsprechende 
Verschuldens- und insbesondere Fahrlässigkeitsmaßstäbe wird die Rechtsprechung noch entwickeln 
müssen. Dies betrifft insbesondere die Frage, inwieweit Nutzer – die mit der genauen Funktionsweise 
von KI regelmäßig nicht vertraut sein dürften – die Vorschläge etwa von ChatGPT ungeprüft 
übernehmen dürfen.  

 
148  BGH ZUM 2022, 557 Rn. 57 – Porsche 911. 
149  So Ahlberg/Lauber-Rönsberg, in: BeckOK UrhR, § 23 UrhG Rn. 36; a.A. Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), 

UrhG, 6. Aufl. 2022, § 23 Rn. 28; Pesch/Böhme, GRUR 2023, 997 (1003). 
150  Aus der Rechtsprechung EuGH, Rs. C-201/13 [2014] Deckmyn [20]; LG München I, MMR 2022, 979 Rn. 35 – 

bird berlin; LG Berlin, GRUR-RR 2021, 216 – The Unknowable. 
151  Vgl. EuGH, Rs. C-201/13 [2014] Deckmyn [33]. 
152  Vgl. Lauber-Rönsberg, in: BeckOK UrhR, § 51a UrhG Rn. 21; Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), UrhG, 6. 

Aufl. 2022, § 14 Rn. 7. 
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c. Praxis 
Soweit ersichtlich, verhält es sich in der Praxis derzeit so, dass die Anbieter von KI-Systemen die Nutzer 
auf ihre eigene Verantwortung für mögliche Urheberrechtsverletzungen hinweisen.153 Es deutet sich 
allerdings an, dass sich der Schutz vor Haftung zu einem Geschäftsmodell entwickelt: ChatGPT stellt 
gegen Aufpreis eine Funktion zur Verfügung, die Quellennachweise erbringt. Dadurch besteht ein 
gewisser Schutz vor Urheberrechtsverletzungen. Anbieter wie beispielsweise OpenAI oder Microsoft 
für Copilot bieten sogar einen sogenannten „Copyright Shield“ an, der wie eine Art Versicherung gegen 
Urheberrechtsverletzungen wirkt.154  

 

2. Leistungsschutzrechte, insb. das Presseverleger-Leistungsschutzrecht (§§ 87f ff. 
UrhG) 

Geschäftsmodelle von KI-Suchmaschinenanbietern155 beruhen auch darauf, Presseveröffentlichungen 
oder Teile hiervon für die eigene Wertschöpfung zu verwenden.156 In Umsetzung von Art. 15 Abs. 1 
DSM-RL i.V.m. Art. 2 und Art. 3 Abs. 2 InfoSoc-RL hat ein Presseverleger gemäß § 87g Abs. 1 UrhG das 
ausschließliche Recht, seine Presseveröffentlichung157 im Ganzen oder in Teilen für die Online-Nutzung 
durch Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft öffentlich zugänglich zu machen158 und zu 
vervielfältigen159. Presseverleger können diese Nutzungen ihrer Presseveröffentlichungen somit 
untersagen oder entsprechende Nutzungsrechte einräumen.  

Kern des Presseverleger-Leistungsschutzrechts ist, dass eine Pflicht zum Lizenzerwerb dann bestehen 
sollte, wenn die Nutzung von Presseveröffentlichungen durch Plattformen den Besuch der 
Presseverleger-Seite substituiert.160 Dass KI-Antworten zu geringeren Zugriffszahlen führen und somit 
substituierende Wirkung haben, ist inzwischen empirisch belegt.161 Auf dieser Beobachtung beruhte 
im Übrigen auch die Entscheidung des US District Court für den District of Columbia, Google von 
kartellrechtlichen Auflagen weitgehend freizuhalten: Die Entwicklung von KI-Zusammenfassungen 
führe dazu, dass die Google-Suchmaschine steigendem Wettbewerb ausgesetzt sei.162  

§ 87g Abs. 2 UrhG legt die Grenzen des Schutzbereichs des Leistungsschutzrechts fest. Nach Nr. 1 
umfassen die Rechte des Presseverlegers nicht die Nutzung der in einer Presseveröffentlichung 

 
153 So weist etwa OpenAI in seinen Geschäftsbedingungen den Nutzer auf seine eigene Verantwortung hin, die 

Rechtmäßigkeit seiner Inhalte sicherzustellen: https://openai.com/de-DE/policies/eu-terms-of-use/. 
154  Siehe z.B. https://blogs.microsoft.com/on-the-issues/2023/09/07/copilot-copyright-commitment-ai-legal-

concerns/. 
155  Adressaten des Presseverleger-Leistungsschutzrechts sind nicht nur „klassische“ Suchmaschinenbetreiber, 

sondern alle Dienste der Informationsgesellschaft (Stieper, ZUM 2020, 166 (168)). 
156  Vgl. RegE, BT-Drs. 19/27426, S. 49. 
157  Zum Begriff der „Presse“ i.S.d. Presseverleger-Leistungsschutzrechts Oster, ZUM 2026, 1 (3 f.); dort auch zu 

der umstrittenen Frage, ob KI-generierte Inhalte „Presseveröffentlichungen“ sein können. 
158  Dies entspricht Art. 3 Abs. 2 InfoSoc-RL. 
159  Das entspricht Art. 2 InfoSoc-RL. 
160  Vgl. Peukert, ZUM 2023, 233 (234). 
161  Vgl. Lewandowski, Integration von KI-Anwendungen in Suchmaschinen und ihre Auswirkungen auf die 

Meinungsvielfalt, Oktober 2025.  
162  US et al. v. Google LLC, Urt. v. 5.8.2025, Case No. 20-cv-3010 (APM), Case No. 20-cv-3715 (APM). 
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enthaltenen Tatsachen.163 Das entspricht einem allgemeinen Grundsatz des Urheberrechts.164 Die 
Rechte des Presseverlegers umfassen ferner nicht die private oder nicht kommerzielle Nutzung einer 
Presseveröffentlichung durch einzelne Nutzer (Nr. 2). Nach Nr. 3 ist das Setzen von Hyperlinks ebenfalls 
gemeinfrei. Im Umkehrschluss aus Nr. 2 gilt für Nr. 3, dass das Setzen von Hyperlinks auf eine 
Presseveröffentlichung auch dann nicht von den Rechten des Presseverlegers umfasst ist, wenn dieses 
Setzen kommerziell oder nicht-privat erfolgt.165 Richtigerweise ist § 87g Abs. 2 Nr. 3 UrhG im Einklang 
mit der Rechtsprechung des EuGH aber so zu lesen, dass das Verlinken als solches gemeinfrei ist.166 Nur 
der technische Vorgang der Verlinkung an sich ist nicht von den Rechten des Presseverlegers umfasst. 
Die Norm sagt aber nichts über die konkrete Ausgestaltung der Verlinkung aus. Die Länge des Linktextes 
etwa oder die Verwendung von Vorschaubildern ist daher an § 87g Abs. 1 UrhG zu messen. 

Nach § 87g Abs. 2 Nr. 4 UrhG umfassen die Rechte des Presseverlegers nicht „die Nutzung einzelner 
Wörter oder sehr kurzer Auszüge aus einer Presseveröffentlichung“. Das wirft die Frage auf, wie viele 
Wörter „einzelne Wörter“ sind und wann Auszüge aus einer Presseveröffentlichung „sehr kurz“ sind.167 
Unter Berücksichtigung von Erwägungsgrund 58168 sollte die Ausnahme des § 87g Abs. 2 Nr. 4 UrhG 
hinreichend extensiv ausgelegt werden, damit sich das Presseverleger-Leistungsschutzrecht nicht zu 
Lasten der Presseverleger auf die Aufmerksamkeitsökonomie des Internets auswirkt. Die Nutzung 
einzelner Wörter oder sehr kurzer Auszüge darf jedoch nur so weit reichen, als sie die Investitionen, 
die Presseverlage für die Herstellung der Inhalte getätigt haben, nicht zunichtemachen.169 Diese Grenze 
ist in jedem Fall dann überschritten, wenn die Nutzung einzelner Wörter oder kurzer Auszüge 
substituierende Wirkung hat, d.h. wenn Nutzer die Anzeige anstelle der Presseveröffentlichung 
konsumieren.170 Im Ergebnis ist daher der Auffassung zuzustimmen, dass § 87g Abs. 2 UrhG „nur sehr 
kleinteilige, fragmentarische Nutzungen freistellt“.171  

Problematisch ist die Verwertung von Bildern oder Grafiken. Da diese nicht aus „einzelnen Wörtern“ 
bestehen, lässt sich insofern nur auf die Variante des „sehr kurze[n] Auszug[s]“ abstellen. 
Vorauszuschicken ist dafür zunächst, dass auch Bilder und Grafiken vom Schutzbereich des 
Presseverleger-Leistungsschutzrecht umfasst sind. Nach § 87f Abs. 1 UrhG bestehen 
Presseveröffentlichungen nur „hauptsächlich“ aus Schriftwerken, aber sie können auch sonstige Werke 
oder geschützte Schutzgegenstände, wie etwa Lichtbildwerke, Lichtbilder, Grafiken oder Videos 

 
163  Siehe auch Erwägungsgrund 57 S. 3 DSM-RL. 
164  Vgl. auch § 2 Abs. 2, § 49 Abs. 2 UrhG, Art. 9 Abs. 2 TRIPS, Art. 2 WIPO-Urheberrechtsvertrag. 
165  Vgl. RegE, BT-Drs. 19/27426, S. 113. 
166  Spiegel, in: Barudi (Hrsg.), Das neue Urheberrecht, 2021, § 5 Rn. 37; Peukert, ZUM 2023, 233 (238); Oster, 

ZUM 2026, 1 (6). 
167  Dazu etwa Ackermann, ZUM 2019, 375 (377); Jani, ZUM 2019, 674 (679); Jani, ZUM 2020, 169 (170); Spiegel, 

in: Barudi (Hrsg.), Das neue Urheberrecht, 2021, § 5 Rn. 38 ff. 
168 „[3][D]ie Nutzung einzelner Wörter oder sehr kurzer Abschnitte von Presseveröffentlichungen durch Anbieter 

von Diensten der Informationsgesellschaft [dürfte] die Investitionen, die Presseverlage für die Herstellung der 
Inhalte getätigt haben, wohl nicht zunichtemachen. […] [5]Angesichts der umfassenden Kumulierung und 
Nutzung von Presseveröffentlichungen durch Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft ist es 
wichtig, dass der Ausschluss von sehr kurzen Abschnitten so interpretiert wird, dass die Wirksamkeit der in 
der vorliegenden Richtlinie festgelegten Rechte nicht beeinträchtigt wird.“ 

169 Oster, ZUM 2026, 1 (6). 
170  Spiegel, in: Barudi (Hrsg.), Das neue Urheberrecht, 2021, § 5 Rn. 39; Steinvorth, AfP 2022, 10 (16); vgl. Peukert, 

ZUM 2023, 233 (234). 
171  Peukert, ZUM 2023, 233 (241).  
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enthalten.172 Nicht gefolgt werden kann daher der Auffassung, wonach die gesonderte Nutzung von 
Bildern oder Bildsequenzen im Rahmen einer reinen Bilder- oder Videosuche nicht in den 
Schutzbereich des § 87g Abs. 1 UrhG falle. Der Umstand, dass § 87f Abs. 1 UrhG „hauptsächlich“ auf 
Schriftwerke abstellt, bedeutet nicht, dass auch die Nutzung der Presseveröffentlichung vorwiegend 
textbasiert sein muss.173 § 87g Abs. 1 UrhG schützt die Investitionsleistung des Presseverlegers, die 
auch die Anfertigung textbegleitenden Bildmaterials umfasst.  

Nicht geregelt in §§ 87f ff. UrhG ist die konkrete Höhe der Vergütung der Presseverleger. Teilweise wird 
hierfür auf das Prinzip der „angemessenen Vergütung“ nach § 11 S. 2 UrhG Bezug genommen, welches 
wiederum durch § 32 UrhG näher ausgefüllt wird.174 Daran ist problematisch, dass § 32 UrhG eine Norm 
zum Schutz der Urheber i.S.v. § 7 UrhG und der Interpreten i.S.v. § 73 UrhG (vgl. § 79 Abs. 2a UrhG) ist. 
Man kann das Telos der Norm, die nur Kreative als natürliche und strukturell schwache Vertragspartner 
im Blick hat, nicht ohne weiteres auf Presseunternehmen ausdehnen. Das Gebot einer „angemessenen 
Vergütung“ für Presseverleger ergibt sich stattdessen aus ihrer Bedeutung für die Meinungs- und 
Informationsvielfalt und hat sich auch hieran zu messen. Die Vergütungshöhe lässt sich zudem durch 
die Systematik des UrhG, etwa § 87k UrhG, näherungsweise bestimmen.175  

 

3. Wettbewerbsrecht 

Dem Wettbewerbsrecht176 kommt in der Digitalregulierung eine überragende Bedeutung für die 
Durchsetzung verschiedener Regulierungszweige zu. Auf Transparenzpflichten wurde insofern bereits 
unter V.2. eingegangen. Das Wettbewerbsrecht, und dort insbesondere die Missbrauchskontrolle, kann 
sich aber auch als Hebel zur Durchsetzung individueller Rechte für Online-Publisher erweisen. 

Der EuGH bestätigte in seiner Meta-Entscheidung die Auffassung des BKartA, dass ein Verstoß gegen 
datenschutzrechtliche Vorschriften den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung begründen 
kann.177 In seiner Entscheidung zu Google News Showcase konnten zudem die Bedenken des BKartA 
wegen einer möglichen bevorzugten Einbindung der Google News Showcase-Inhalte in die Ergebnisse 
der Google-Suche, einer vertraglichen Erschwerung der Durchsetzung des Leistungsschutzrechts für 
Presseverleger und einer eventuellen Diskriminierung bei der Zugangsgewährung zu Google News 
Showcase nur durch verschiedene Maßnahmen von Seiten Googles „weitgehend ausgeräumt 
werden“.178 Noch weiter ging die französische Autorité de la Concurrence: Diese verhängte im März 
2024 eine Geldbuße gegen Alphabet, da der Google-Mutterkonzern Verpflichtungszusagen hinsichtlich 
der Behandlung der Leistungsschutzrechte der Presseverlage nicht eingehalten habe, die in einer 
Entscheidung aus dem Jahr 2022 für verbindlich erklärt worden waren.179 Diese Überlegungen lassen 

 
172  Erwägungsgrund 56 S. 3 DSM-RL; statt vieler Steinvorth, AfP 2022, 10 (15); Graef, in: BeckOK UrhR, § 87f UrhG 

Rn. 17. 
173  So aber Peukert, ZUM 2023, 233 (240). 
174  Flechsig, GRUR 2022, 939 (942 ff.). 
175  Graef, in: BeckOK UrhR, § 87f UrhG Rn. 5b. 
176  Zur Anwendbarkeit des Wettbewerbsrechts auf KI-Suchmaschinen siehe unter V.2. 
177  EuGH, Rs. C-252/21 [2023] – Meta Platforms. 
178  BKartA, Entscheidung v. 21.12.2022, Az. V-43/20, Kartellrechtliche Prüfung von „Google News Showcase“. 
179  Autorité de la Concurrence, Entscheidung Nr. 24-D-03 vom 15.3.2024 „relative au respect des engagements 

figurant dans la décision de l’Autorité de la concurrence n° 22-D-13 du 21 juin 2022 relative à des pratiques 
mises en œuvre par Google dans le secteur de la presse.“ 
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sich auf Inhaltevielfalt in KI-Suchmaschinen übertragen: Wenn Anbieter von KI-Suchmaschinen mit 
beträchtlicher Marktmacht oder mit überragender marktübergreifender Bedeutung für den 
Wettbewerb die Darstellung der Inhalte einzelner Anbieter ohne sachliche Rechtfertigung 
benachteiligen oder die Geltendmachung und Durchsetzung ihrer Rechte systematisch erschweren, 
dann stellt dies auch einen wettbewerbsrechtlich relevanten Missbrauch dar.180  

 

4. Rechtsdurchsetzung und Vergütungsstrukturen 

Während das geltende Urheberrecht zwar in der Lage ist, die unlizenzierte Nutzung geschützter Werke 
durch KI-Suchmaschinen als Rechtsverletzung dogmatisch zu qualifizieren, stößt seine auf individuelle 
Unterlassungsansprüche angelegte Rechtsdurchsetzung an seine Grenzen. Online-Publishern wird es 
kaum oder gar nicht möglich sein, eine Nutzung ihrer Werke durch eine KI-Suchmaschine 
nachzuweisen. Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, einerseits die Pflicht zur Nachforschung von den 
Urhebern auf die Betreiber der KI-Suchmaschinen zu übertragen, und andererseits die Mechanismen 
der kollektiven Rechtewahrnehmung weiterzuentwickeln.181 Als Vorbild hierfür könnte das 2021 
beschlossene UrhDaG dienen, welches Art. 17 DSM-RL umsetzt. So erklärte der EuGH jüngst eine 
italienische Regelung für mit dem Europarecht vereinbar, wonach Plattformanbieter dazu verpflichtet 
sind, mit Presseverlagen Verhandlungen aufzunehmen, wenn sie deren Inhalte nutzen wollen, und die 
Sichtbarkeit dieser Inhalte nicht einzuschränken.182 Dies könnte Vorbildwirkung auch für KI-
Suchmaschinen haben. Zu erwägen ist auch eine Abgabepflicht für Anbieter von KI-Systemen („KI-
Abgabe“), vergleichbar mit der Geräte- und Speichermedienabgabe gemäß §§ 54 ff. UrhG.183  

  

 
180  Vgl. zum Presseverleger-Leistungsschutzzrecht Steinvorth, AfP 2022, 10 (17 ff.). 
181 Vgl. Leistner, GRUR 2025, 1123 (1133). 
182 EuGH, Rs. C-797/23 [2026] Meta Platforms Ireland/AGCOM. 
183 Dazu Senftleben, in: FS Dreier, 2022, 111 ff.; Schack, NJW 2024, 113 (117); Drexl, ZUM 2026, 153 (164 ff.). 
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VII. Themenkomplex 4: Konformität von KI-Antworten mit der KI-VO 
 

1. Zweck und Systematik der KI-VO 

Eine zentrale Rolle in der Regulierung von KI nimmt die KI-VO der EU ein. Diese sieht eine abgestufte 
Regulierungsintensität nach der Risikoaffinität der eingesetzten KI vor. Im Grundsatz gilt: Je größer das 
Risiko (vgl. dazu die Legaldefinition in Art. 2 Nr. 2 KI-VO) der KI ist, desto stärker wird sie reguliert oder 
auch ganz verboten. Insbesondere die Risikoklasse der Hochrisiko-KI-Systeme spiegelt die Dogmatik 
des „New Legislative Framework“ (NLF) des Produktsicherheitsrechts der EU wider.184 Anders als ihr 
Name „Verordnung über künstliche Intelligenz“ suggeriert, nimmt die KI-VO KI nicht holistisch in den 
Blick, sondern hat einen starken Fokus auf Produktsicherheit.185  

Die Europäische Kommission nutzt für die Systematik der KI-VO das Bild einer Pyramide (Übersetzung 
und Kapitelverweise durch Verf.):186  

 
 

Dieses Bild ist allerdings bestenfalls als Grobüberblick geeignet, im Detail sogar irreführend. 
Missverständlich ist zunächst die – soweit ersichtlich – übliche Bezeichnung des Kapitels IV (Art. 50 KI-
VO) als „eigene Risikokategorie“187. Art. 50 KI-VO stellt gerade nicht querschnittsartig auf die Größe 
eines Risikos ab, sondern allein auf eine bestimmte „Fähigkeit“ des konkreten KI-Systems, nämlich 

 
184 Die KI-Verordnung ähnelt etwa dem Konformitätsbewertungsverfahren für Medizinprodukte; vgl. dazu die 

Verordnung (EU) 2017/745 vom 5. April 2017 über Medizinprodukte, zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG, 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 und zur Aufhebung der Richtlinien 
90/385/EWG und 93/42/EWG des Rates, ABl. L 117/1. 

185  Borges, CR 2023, 706; Becker, CR 2024, 353; Bronner, KIR 2024, 55 (61); Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 
(146); Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15; Steinrötter, ZEuP 2025, 1 (4). 

186  https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/regulatory-framework-ai. 
187  Statt vieler Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 1. 

verbotene 
Praktiken 
(Kapitel II)

Hochrisiko-KI-Systeme 
(Kapitel III)

Beschränktes Risiko
(Kapitel (IV)

Minimales Risiko
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seinen Einsatz in der Kommunikation mit Menschen (siehe dazu unter 4.). Dies bringt die Überschrift 
des Art. 50 KI-VO wie auch des Kapitels IV zum Ausdruck, die von „bestimmten“ KI-Systemen sprechen. 
Interaktive KI-Systeme oder KI-Systeme, mit deren Hilfe Deepfakes hergestellt werden können, stuft 
Art. 50 KI-VO abstrakt als riskant ein, unabhängig von ihrer konkreten Verwendung und daraus 
folgenden Gefahr. Folgerichtig bleiben die Vorschriften über Hochrisiko-Systeme neben Art. 50 KI-VO 
anwendbar (vgl. Art. 50 Abs. 6 KI-VO). 

Zudem erfasst das Bild der Pyramide nicht die Regelungen über KI-Modelle mit allgemeinem 
Verwendungszweck nach Kapitel V (Art. 51 ff. KI-VO). Diese – erst im Gesetzgebungsverfahren 
eingefügten – Vorschriften folgen ihrer eigenen Binnenlogik: Anders als Kapitel III der KI-VO stellen sie 
nicht auf ein konkretes Risiko, sondern auf „systemische“ Risiken ab (siehe dazu unter 3.). Diese leitet 
Art. 51 KI-VO im Wesentlichen aus dem Wirkungsgrad des KI-Modells ab.  

Der persönliche und sachliche Anwendungsbereich der KI-VO lässt sich daher statt anhand einer 
Pyramide am treffendsten an der Wertschöpfungskette für sog. KI-Systeme verdeutlichen. Grob 
zusammengefasst ergibt sich für KI-Systeme folgende Wertschöpfungskette: 

 

 1. Anbieter von GPAI-Modellen 

2. Anbieter von KI-Systemen 

3. Betreiber von KI-Systemen 

4. natürliche Personen, die der KI „ausgesetzt“ sind 

 

Der Kreis der Regulierungsverpflichteten der KI-VO lässt sich vor diesem Hintergrund wie folgt 
zusammenfassen:  

Stufe der 
Wertschöpfungskette 

Regulierungsgegenstand Regulierungsadressat Regelungen 

Modellebene  

 1. GPAI-Modelle 

a) GPAI-Modelle allgemein Anbieter Art. 25, 53, 54 

 b) GPAI-Modelle mit 
systemischem Risiko 

Anbieter zusätzlich: Art. 
55 

Anwendungs-
/Systemebene  

 2.-4. KI-System 

a) verbotene Praktiken188 Alle Art. 5 

 b) Hochrisiko-KI Anbieter Art. 16 ff. 

  Betreiber  Art. 26, 27 

 c) „Kommunikations-KI“ Anbieter Art. 50 Abs. 1 
und 2 

 
188  Z.B. Social Scoring oder kognitive Verhaltensbeeinflussungen; siehe dazu Commission Guidelines on 

prohibited artificial intelligence practices established by Regulation (EU) 2024/1689 (AI Act) vom 4.2.2025, 
C(2025) 884 final. 
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  Betreiber Art. 50 Abs. 3 
und 4 

Verbreitungsebene KI-generierte Inhalte Inhalteanbieter Allgemeine 
Regeln, z.B. 
StGB, BGB, 
UrhG 

  Plattformbetreiber Allgemeine 
Regeln, 
beachte aber 
DSA 

 

An dieser Übersicht ist zudem erkennbar, auf welcher Ebene KI-generierter Inhalte die KI-VO einsetzt, 
nämlich der Entstehungsebene, wobei sich diese nochmals unterteilen lässt in die Modellebene und 
die Anwendungsebene.189 Die Verbreitungsebene, die stärker an den konkreten Inhalt anknüpft (z.B. 
an den Gegenstand eines Deepfakes) wird durch andere Regelwerke erfasst, z.B. die AVMD-RL, den 
DSA, die Richtlinie 2024/1385 zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt190 
sowie die allgemeinen Regeln (BGB, StGB, UrhR usw.). 

 

2. Begriff des „KI-Systems“ 

Die KI-VO ist zunächst anwendbar auf „KI-Systeme“ gemäß Art. 3 Nr. 1 KI-VO. Die Begriffsbestimmung 
setzt sich aus mehreren Komponenten zusammen: 

1. ein maschinengestütztes System,  

2. das für einen in unterschiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist,  

3. das nach seiner Betriebsaufnahme anpassungsfähig sein kann  

4. und das aus den erhaltenen Eingaben für explizite oder implizite Ziele ableitet, wie Ausgaben erstellt 
werden, 

5. die physische oder virtuelle Umgebungen beeinflussen können. 

Auslegung und Relevanz der einzelnen Definitionsmerkmale sind nicht unumstritten.191 Im Folgenden 
wird nur auf die für die Zwecke dieses Gutachtens besonders bedeutsamen Fragen eingegangen. Die 
Entscheidung der KI ist dann als „autonom“ i.S.d. zweiten Kriteriums zu bezeichnen, wenn die konkrete 
Reaktion des Programms nicht vorgegeben ist, selbst der Programmierer also diese Entscheidung nicht 
vorhersehen konnte.192 Ist die Reaktion des Programms bereits im Algorithmus determiniert, so ist von 

 
189  Vgl. Becker, CR 2024, 353 f. 
190  Vgl. dort Erwägungsgrund 19 S. 4. 
191  Dazu und zur Genese des Art. 3 Nr. 1 KI-VO seit dem Kommissionsentwurf 

Wendehorst/Nessler/Aufreiter/Aichinger, MMR 2024, 605 ff. 
192  Erwägungsgrund 12 S. 11 KI-VO; vgl. Stiemerling, CR 2015, 762 (764); Müller-Hengstenberg/Kirn, MMR 2014, 

307 (309); Gleß/Weigend, ZStW 126 (2014), 561; Spindler, CR 2015, 766; Spiecker gen. Döhmann, CR 2016, 
698 (701); Eidenmüller, ZeuP 2017, 765 (769); Denga, CR 2018, 69 (70). Hanisch, in: Hilgendorf (Hrsg.), Robotik 
im Kontext von Recht und Moral, 2014, 27 (53) spricht positiv, in der Sache aber gleichbedeutend von einem 
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einem „automatischen“ System zu sprechen.193 Automatische, d.h. regelbasierte Systeme sind vom 
Anwendungsbereich der KI-VO ausgeschlossen.194 Nicht unter die KI-VO, und insbesondere nicht unter 
deren Art. 50, fällt daher bspw. die händische Bearbeitung von Bildern durch hergebrachte 
Bildbearbeitungsprogramme, z.B. Photoshop.195 „Autonomie“ ist indessen kein binärer Begriff; 
stattdessen ist nach verschiedenen Graden an Eigenständigkeit einer Entscheidung zu 
unterscheiden.196 Dies bringt auch die Begriffsbestimmung des Art. 3 Nr. 1 KI-VO – „in 
unterschiedlichem Grade“ autonom – zum Ausdruck.  

Das dritte Kriterium der „Anpassungsfähigkeit“ bezieht sich auf die Lernfähigkeit einer KI, durch die sie 
sich während ihrer Verwendung verändern kann.197 Bei den hier relevanten Kommunikations-KI sind 
dies etwa Äußerungen von Gesprächspartnern, auf die die KI eine Antwort gibt.  

Das vierte Kriterium bezieht sich darauf, dass eine KI zielorientiert ist und fähig ist, dieses Ziel zu 
erreichen.198 Die Fähigkeit eines KI-Systems, abzuleiten, geht über die einfache Datenverarbeitung 
hinaus, indem Lern-, Schlussfolgerungs- und Modellierungsprozesse ermöglicht werden.199 Es ist dieses 
Kriterium des „Lernens aus eigener Erfahrung“, welches KI von anderen autonomen Systemen 
unterscheidet. Für das „Selbstlernen“ bestehen verschiedene Technologien; die derzeit führende ist 
das der Struktur des menschlichen Gehirns nachempfundene sog. deep learning.200 Gemeinsam mit 
dem Kriterium der Autonomie stellt das Kriterium des Selbstlernens die zentrale Herausforderung der 
KI für die Rechtswissenschaft dar, da im Zeitpunkt der Programmierung des Algorithmus nicht 
vorhersehbar ist, wie sich die KI in einer bestimmten Situation „verhalten“ wird.201 

Im Potential der möglichen Beeinflussung der „Umgebung“ dürfte das wichtigste 
Abgrenzungskriterium zwischen KI-Systemen und KI-Modellen (dazu sogleich) liegen; dies ist ein für die 
KI-VO zentraler Unterschied,202 den die Verordnung aber nirgends richtig verdeutlicht. Damit KI-
Modelle zu KI-Systemen werden, ist nach Erwägungsgrund 97 S. 1 die Hinzufügung weiterer 
Komponenten, „zum Beispiel einer Nutzerschnittstelle“, erforderlich.  

 
„Entscheidungsspielraum“ des Roboters; wegen der anthropologischen Konnotation dieses Begriffs wird hier 
aber die negative Definition bevorzugt. 

193  Vgl. Erwägungsgrund 12 S. 2 KI-VO; siehe DIN 19233 zu „Automat“: „Ein selbsttätig arbeitendes künstliches 
System, dessen Verhalten entweder schrittweise durch vorgegebene Entscheidungsregeln oder 
zeitkontinuierlich nach festgelegten Beziehungen bestimmt wird und dessen Ausgangsgrößen aus seinen 
Eingangs- und Zustandsgrößen gebildet werden.“. 

194  Erwägungsgrund 12 S. 2 KI-VO; kritisch dazu Roth-Isigkeit, KIR 2024, 15 (16). 
195  Kumkar/Griesel, KIR 2024, 117 (119 f.). 
196  Boden, in: Boden (Hrsg.), The Philosophy of Artificial Life, 1996, S. 95; Ball/Callaghan, Explorations of 

autonomy: an investigation of adjustable autonomy in intelligent environments, 8th International Conference 
on Intelligent Environments (IE), 2012, 114; Schulz, Verantwortlichkeit bei autonom agierenden Systemen, 
2015, S. 44 f.; Reichwald/Pfisterer, CR 2016, 208 (210); Oster, UFITA 82 (2018), 14 (19 f.). 

197  Erwägungsgrund 12 S. 12 KI-VO. 
198  Erwägungsgrund 12 S. 8 KI-VO; vgl. Oster, UFITA 82 (2018), 14 (19). 
199  Erwägungsgrund 12 S. 6 KI-VO. 
200  Vgl. Erwägungsgrund 12 S. 5 KI-VO. 
201  Statt vieler Beck, JR 2009, 225 (226); Gleß/Weigend, ZStW 126 (2014), 561 (564 f.); Oster, UFITA 82 (2018), 14 

(21). 
202  Vgl. dazu auch Erwägungsgrund 97 Sätze 1 und 6 KI-VO. 
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3. Regelungen zu KI-Modellen, Art. 51 ff. KI-VO 

Der Kommissionsentwurf sah noch keine Regelung spezifisch für KI-Modelle vor. Erst das Aufkommen 
generativer KI veranlasste den Verordnungsgeber, KI-Modelle ebenfalls in die KI-VO aufzunehmen. 
Kapitel V der KI-VO (Art. 51 ff. KI-VO) sieht daher ein spezielles Regulierungsregime für „KI-Modelle mit 
allgemeinem Verwendungszweck“ vor. Die Bezeichnung deutet bereits an, warum KI-Modelle nicht in 
gleicher Weise reguliert werden können wie KI-Systeme: Die betreffenden KI-Modelle haben einen 
allgemeinen Verwendungszweck, d.h. sie könnten in Hochrisikobereichen grundsätzlich ebenso 
verwendet werden wie für harmlose Tätigkeiten. Es ergäbe keinen Sinn, auf ein KI-Modell per se die 
Regulierung für Hochrisikosysteme anzuwenden, nur weil dieses KI-Modell die Grundlage für ein 
Hochrisikosystem sein könnte; aus diesem Grunde geht die in der Literatur häufig anzutreffende 
Darstellung der KI-VO als einer „Pyramide“ fehl (dazu 1.). Allein Art. i.V.m. Art. 51 KI-VO stellt einen 
Zusammenhang zwischen der quantitativen Größe des KI-Modells und seiner möglichen 
Risikogeneigtheit her.  

Ein KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck (engl. general purpose AI model, Abk. GPAI) ist nach 
Art. 3 Nr. 63 KI-VO 

1. ein KI-Modell,  

2. das eine erhebliche allgemeine Verwendbarkeit aufweist und  

3. in der Lage ist, unabhängig von der Art und Weise seines Inverkehrbringens ein breites Spektrum 
unterschiedlicher Aufgaben kompetent zu erfüllen,  

4. und das in eine Vielzahl nachgelagerter Systeme oder Anwendungen integriert werden kann. 

5. Ausgenommen hiervon sind KI-Modelle, die vor ihrem Inverkehrbringen für Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten oder die Konzipierung von Prototypen eingesetzt werden.  

Der Begriff des „KI-Modells“ (1.) wird in Art. 3 Nr. 63 KI-VO nicht ausdrücklich definiert. Er geht zurück 
auf das Konzept des „Basismodells“ (foundation model),203 wobei sich der Verordnungsgeber aus eher 
formalen Gründen letztlich für den Begriff der GPAI entschied.204 Art. 3 Nr. 63 KI-VO hebt hervor, dass 
der Begriff des KI-Modells solche Fälle einschließt, in denen ein solches KI-Modell mit einer großen 
Datenmenge unter umfassender Selbstüberwachung trainiert wird. Das bedeutet im Umkehrschluss, 
dass weder die Größe der Datenmenge noch die Art des Trainings – bewachtes, unüberwachtes oder 
bestärkendes Lernen205 – für den Begriff des KI-Modells konstitutiv ist. In der Begrifflichkeit der KI-VO 
lässt sich das Konzept des „KI-Modells“ nur negativ herleiten, nämlich als die Grundlage, auf der ein KI-
System „beruht“ (vgl. Art. 3 Nr. 66 KI-VO). Dies spiegelt die Wertschöpfungskette von KI-Systemen wider 
(dazu unter 1.). Als Modelle, die eine erhebliche allgemeine Verwendbarkeit aufweisen (2.) und ein 
breites Spektrum unterschiedlicher Aufgaben kompetent erfüllen (3.), sollen Modelle mit mindestens 
einer Milliarde Parametern gelten, die mit einer großen Datenmenge unter umfassender 
Selbstüberwachung trainiert werden.206  

 
203  Vgl. Europäisches Parlament, Abänderungen vom 14.6.2023 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz 
(Gesetz über künstliche Intelligenz) und zur Änderung bestimmter Rechtsakte der Union (COM(2021)0206 — 
C9-0146/2021 — 2021/0106(COD)), Abänderung 99.  

204  Keber/Zenner, in: Schwartmann/Keber/Zenner (Hrsg.), KI-VO, 2024, 2. Teil, 1. Kap. Rn. 16. 
205  Vgl. Erwägungsgrund 97 S. 3 KI-VO. 
206  Erwägungsgrund 98 KI-VO. 
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Obwohl KI-Modelle wesentliche Komponenten von KI-Systemen sind, stellen sie für sich genommen 
keine KI-Systeme dar.207 Damit sie zu KI-Systemen werden, ist die Hinzufügung weiterer Komponenten, 
zum Beispiel einer Nutzerschnittstelle, erforderlich (4.).208 KI-Modelle sind in der Regel in KI-Systeme 
integriert und Teil davon. Ein typisches Beispiel für KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck 
sind große generative KI-Modelle (Large Generative AI Models, LGAI), da sie eine flexible Erzeugung 
von Inhalten ermöglichen, etwa in Form von Text- Audio-, Bild- oder Videoinhalten, die leicht ein breites 
Spektrum unterschiedlicher Aufgaben umfassen können.209 Am Beispiel von ChatGPT lässt sich der 
Unterschied zwischen GPAI-Modell und KI-System verdeutlichen: ChatGPT ist ein KI-System, welches 
auf dem GPAI-Modell GPT-4 von OpenAI beruht. Weitere Beispiele für generative GPAI-Modelle sind 
Claude (Anthropic), LLaMA (Meta) und Gemini (Google DeepMind). 

Art. 53 f. KI-VO betrifft alle Anbieter von GPAI-Modellen. Zusammengefasst treffen die Anbieter von KI-
Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck folgende Pflichten:  

• Dokumentations- und Transparenzpflichten, insbesondere hinsichtlich des Trainingsverfahrens (Art. 
53 Abs. 1 lit. a KI-VO), 

• Bereitstellung von Informationen für Anbieter von KI-Systemen, die beabsichtigen, das GPAI-Modell 
in ihre KI-Systeme zu integrieren (Art. 53 Abs. 1 lit. b KI-VO), 

• eine Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts und damit zusammenhängender Rechte auf den Weg 
zu bringen (Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO), 

• eine hinreichend detaillierte Zusammenfassung der für das Training des KI-Modells verwendeten 
Inhalte nach einer vom Büro für Künstliche Intelligenz bereitgestellten Vorlage zu erstellen und zu 
veröffentlichen (Art. 53 Abs. 1 lit. d KI-VO), 

• Anbieter aus Drittstaaten müssen einen in der EU niedergelassenen Bevollmächtigten benennen (Art. 
54 KI-VO). 

Eine Ausnahme von lit. a und b gilt für Anbieter von Open Source-KI-Modellen (Art. 53 Abs. 2 KI-VO). 

Art. 55 KI-VO ist demgegenüber nur für Anbieter von GPAI-Modellen mit systemischem Risiko210 
anwendbar. Sie trifft insbesondere eine Risikoermittlungs- und Risikobewertungspflicht. Dieser 
Regulierungsansatz ähnelt dem des DSA für VLOPs und VLOSEs.211  

Von besonderer Bedeutung für das vorliegende Gutachten ist die allgemeine Verpflichtung nach Art. 
53 Abs. 1 lit. c KI-VO, eine Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts auf den Weg zu bringen. In den 
letzten Zügen des Gesetzgebungsverfahrens integrierte das EU-Parlament, namentlich in Art. 53 KI-VO 
sowie in den Erwägungsgründen,212 mehrere Verweise auf Rechte des geistigen Eigentums im 
Allgemeinen und das Urheberrecht im Besonderen, in die KI-VO. Zunächst stellt Erwägungsgrund 108 
S. 2 KI-VO klar, dass die KI-VO nicht die Durchsetzung der Urheberrechtsvorschriften des EU-Rechts 
berührt. Nach Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO müssen Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem 
Verwendungszweck eine Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts der EU auf den Weg bringen. Dies 

 
207  Erwägungsgrund 97 S. 6 KI-VO. 
208  Erwägungsgrund 97 S. 7 KI-VO. 
209  Erwägungsgrund 99 KI-VO; vgl. auch Erwägungsgrund 105 S. 1 KI-VO. 
210  Dazu Art. 3 Nr. 65 KI-VO und Art. 51 Abs. 1 KI-VO. 
211  Vgl. Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 (150); Zenner/Schwartmann/Hansen, in: Schwartmann/Keber/Zenner 

(Hrsg.), KI-VO, 2024, 2. Teil, 1. Kap. Rn. 493. 
212  Siehe insb. Erwägungsgründe 105 f. KI-VO. 
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schließt insbesondere die Ermittlung und Einhaltung eines Vorbehalts zum Text und Data Mining (Art. 
4 Abs. 3 DSM-RL), auch durch modernste Technologien, ein.  

Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO setzt mutmaßlich auf den sogenannten Brussels-Effekt, d.h. die Erwartung, 
dass sich Anbieter aus Drittstaaten an die europäischen Regelungen – in diesem Fall des Urheberrechts 
– anpassen werden.213 Diese Rechnung geht allerdings nur dann auf, wenn die Kosten der Anpassung 
an europäische Urheberrechtsstandards geringer sind als die Kosten, den europäischen Markt zu 
umgehen oder für den europäischen Markt spezielle Produkte anzubieten. Dies hängt allerdings auch 
davon ab, inwieweit die europäische Rechtslage überhaupt von der Rechtslage in anderen Staaten, 
insbesondere den USA, divergiert. In den USA etwa ist nicht geklärt, ob das Training von KI-Modellen 
durch die fair use-Klausel gerechtfertigt ist.214 

Noch nicht geklärt ist zudem, welche Auswirkungen Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO auf den territorialen 
Anwendungsbereich des europäischen Urheberrechts hat: Nimmt man Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO 
wörtlich, so gilt allein für die (produktsicherheitsrechtliche und damit öffentlich-rechtliche) Pflicht zur 
Entwicklung einer Strategie das Marktortprinzip (Art. 2 KI-VO); für das (privatrechtliche) Urheberrecht 
als solches gilt jedoch weiterhin das Territorialitätsprinzip. Die wohl hM215 geht allerdings davon aus, 
dass Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO faktisch das Territorialitätsprinzip des EU-Urheberrechts zu einem 
Marktortprinzip umwandle. Hierfür spricht Erwägungsgrund 106, wonach jeder Anbieter, der ein GPAI-
Modell in der EU in Verkehr bringt, die Pflicht nach Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO erfüllen soll, „unabhängig 
davon, in welchem Hoheitsgebiet die urheberrechtlich relevanten Handlungen, die dem Training dieser 
KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck zugrunde liegen, stattfinden“.216 Dies sei 
„erforderlich, um gleiche Wettbewerbsbedingungen für Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem 
Verwendungszweck sicherzustellen, unter denen kein Anbieter in der Lage sein sollte, durch die 
Anwendung niedrigerer Urheberrechtsstandards als in der Union einen Wettbewerbsvorteil auf dem 
Unionsmarkt zu erlangen.“217  

Adressaten des Art. 53 KI-VO sind ausschließlich Anbieter von GPAI-Modellen, nicht aber von GPAI-
Systemen. Es darf, muss sich aber nicht, um KI-Modelle mit systemischem Risiko handeln. Aus dem 
Umkehrschluss aus Art. 53 Abs. 2 KI-VO folgt, dass lit. c auch für Open Source-KI-Modelle gilt. 

Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO verpflichtet die Anbieter dazu, eine Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts 
der EU „auf den Weg bringen“. Diese Formulierung ist nicht glücklich gewählt. In der englischen 
Sprachfassung heißt es „shall […] put in place a policy“; eine „policy“ ist indes mehr – oder zumindest 
etwas anderes – als eine „Strategie“, und „put in place“ ist nicht bloß „auf den Weg bringen“. Aus der 
englischen wie auch aus der französischen Sprachfassung („mettent en place une politique“) geht 
vielmehr hervor, dass die Anbieter ein Konzept bzw. Regeln („policy“, „politique“) zur Einhaltung des 
Urheberrechts nicht nur auf den Weg bringen, sondern beschließen und umsetzen („put in place“, 

 
213  Die Theorie vom Brussels effect geht zurück auf Bradford, Northwestern University Law Review 107 (2012), 1 

ff. 
214  Dagegen US District Court for the District of Delaware, Thomson Reuters Enterprise Centre GmbH v. Ross 

Intelligence Inc., 11.2.2025 – 1:20-cv-613-SB; ein Verfahren u.a der New York Times u.a. gegen OpenAI vor 
dem US District Court for the Southern District of New York ist noch rechtshängig (The New York Times 
Company v. Microsoft Corporation, et al., 23-cv-11195 (SHS); Daily News LP, et al. v. Microsoft Corporation, et 
al., 24-cv-3285 (SHS); The Centre for Investigative Reporting v. OpenAI, Inc., et al., 24-cv-4872 (SHS)). 

215  Buchalik/Gehrmann, CR 2024, 145 (151); Stieper/Denga, GRUR 2024, 1473 (1479); Dregelies, GRUR 2024, 
1484 (1491); Nordemann/Rasouli, ZUM 2024, 780 (781); Bernsteiner/Schmitt, in: Martini/Wendehorst 
(Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 53 Rn. 35. 

216  Erwägungsgrund 106 S. 3 KI-VO. 
217  Erwägungsgrund 106 S. 4 KI-VO. 
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„mettent en place“) müssen. Solange es hierzu keine harmonisierten Normen oder Standards gibt (vgl. 
dazu Art. 40 KI-VO), dürfen sich Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck auf 
Praxisleitfäden i.S.d. Art. 56 KI-VO stützen, um die Einhaltung der in Abs. 1 genannten Pflichten 
nachzuweisen (Art. 53 Abs. 4 KI-VO). Entsprechende Praxisleitfäden werden durch bzw. im Auftrag des 
Büros für KI entwickelt (Art. 56 KI-VO).  

Für die Durchsetzung des Art. 53 KI-VO gelten zwar grundsätzlich die allgemeinen Regeln. Die KI-VO 
regelt den Vollzug der Verpflichtung aus Art. 53 Abs. 1 lit. c allerdings nur zurückhaltend: Nach 
Erwägungsgrund 108 S. 1 KI-VO soll das Büro für KI zwar „überwachen“, ob der Anbieter diese Pflichten 
erfüllt hat, ohne dies allerdings zu „überprüfen oder die Trainingsdaten im Hinblick auf die Einhaltung 
des Urheberrechts Werk für Werk zu bewerten“. Unklar ist auch, ob und inwieweit Art. 53 Abs. 1 lit. c 
KI-VO privatrechtlich durchsetzbar ist. Sieht man mit der hM in der Vorschrift eine urheberrechtliche 
Regelung (s.o.), handelt es sich bei Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO um ein Schutzgesetz iSd § 823 Abs. 2 
BGB.218 Art. 53 Abs. 1 lit c KI-VO dürfte zudem eine über §§ 3, 8 UWG durchsetzbare 
Marktverhaltensregelung iSd § 3a UWG sein. Erwägungsgrund 106 S. 3 KI-VO hält die Regelung für 
„erforderlich, um gleiche Wettbewerbsbedingungen für Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem 
Verwendungszweck sicherzustellen, unter denen kein Anbieter in der Lage sein sollte, durch die 
Anwendung niedrigerer Urheberrechtsstandards als in der Union einen Wettbewerbsvorteil auf dem 
Unionsmarkt zu erlangen.“ Fraglich ist allerdings, ob auch betroffene Urheber oder Rechteinhaber 
anspruchsberechtigte „Mitbewerber“ iSd § 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG sind. Nach dem BGH gelten jedenfalls 
Lizenzgeber als „Mitbewerber“ von Anbietern von Produkten oder Dienstleistungen, für die Lizenzen 
erteilt werden.219 Demnach sind etwa Verwertungsgesellschaften wie die GEMA „Mitbewerber“ von 
Vertreibern unlizenzierter Musik.220 

Art. 53 Abs. 1 lit. c KI-VO wird von lit. d flankiert, wonach Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem 
Verwendungszweck eine hinreichend detaillierte Zusammenfassung der für das Training des KI-Modells 
verwendeten Inhalte nach einer vom Büro für Künstliche Intelligenz bereitgestellten Vorlage erstellen 
und veröffentlichen müssen. Zweck der Regelung ist es, die Transparenz in Bezug auf die beim Training 
von GPAI-Modellen verwendeten Daten, einschließlich urheberrechtlich geschützter Texte und Daten, 
zu erhöhen.221 Dies soll „Parteien mit berechtigtem Interesse, einschließlich der Inhaber von 
Urheberrechten, die Ausübung und Durchsetzung ihrer Rechte nach dem Unionsrecht“ erleichtern.222 
Dafür, dass auch lit. d eine Marktverhaltensregelung ist, spricht wiederum Erwägungsgrund 107 S. 2 KI-
VO: „um Parteien mit berechtigtem Interesse, einschließlich der Inhaber von Urheberrechten, die 
Ausübung und Durchsetzung ihrer Rechte nach dem Unionsrecht zu erleichtern“.  

  

 
218  Dregelies, GRUR 2024, 1484 (1491); Nordemann/Rasouli, ZUM 2024, 780 (781). 
219  BGH GRUR 2014, 1114 Rn. 34 – nickelfrei. 
220  BGH GRUR 1965, 309 – gemafrei.  
221  Erwägungsgrund 107 S. 1 KI-VO. 
222  Erwägungsgrund 107 S. 2 KI-VO. 
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4. Interaktive Systeme und synthetische Medien 

Art. 50 KI-VO sieht Transparenzpflichten für KI-generierte Inhalte vor. Die Regelung wird ab dem 2. 
August 2026 gelten.223 Nach Art. 50 Abs. 6 Alt. 2 KI-VO lässt Art. 50 KI-VO andere Transparenzpflichten, 
die im Unionsrecht oder dem nationalen Recht für Betreiber von KI-Systemen festgelegt sind, 
unberührt. Neben Art. 50 KI-VO bleibt daher etwa die Kennzeichnungspflicht nach § 18 Abs. 3 MStV 
anwendbar.224 Art. 50 Abs. 1 KI-VO verpflichtet Anbieter interaktiver KI-Systeme, Art. 50 Abs. 2 KI-VO 
Anbieter von KI-Systemen, die synthetische Medien generieren. Art. 50 Abs. 4 KI-VO sieht eine 
Transparenzpflicht für Betreiber von KI-Systemen vor, die synthetische Medien generieren. Die 
hierdurch verbleibende Lücke – eine Transparenzpflicht für Betreiber interaktiver KI-Systeme – 
adressiert § 18 Abs. 3 MStV. Zwar ist in dieser Regelung ebenfalls von „Anbietern“ die Rede; dieser 
Begriff stimmt jedoch weitgehend mit dem des Betreibers nach der KI-VO überein. 

Im Hinblick auf KI-generierte Inhalte setzen die KI-VO und auch § 18 Abs. 3 MStV auf der 
Entstehungsebene an. Die Verbreitungsebene, die stärker an den konkreten Inhalt anknüpft (z.B. an 
den Gegenstand eines Deepfakes) wird durch die allgemeinen Regeln des Deliktsrechts, Strafrechts, 
Urheberrechts usw. erfasst. Diese Regelungen bleiben von Art. 50 KI-VO und § 18 Abs. 3 MStV 
unberührt. Ein Verstoß gegen Art. 50 KI-VO oder § 18 Abs. 3 MStV begründet somit für sich gesehen 
noch keinen rechtswidrigen Inhalt.225 Umgekehrt gewährleistet die Einhaltung der 
Transparenzpflichten noch nicht die Rechtmäßigkeit des Inhalts.226 

 

a. Interaktive Systeme (Art. 50 Abs. 1 KI-VO, § 18 Abs. 3 MStV) 
Abs. 1 KI-VO verpflichtet Anbieter von KI-Systemen, die für die direkte Interaktion mit natürlichen 
Personen bestimmt sind. Eine „Interaktion“ ist der Austausch zwischen einem Menschen auf der einen 
Seite und einem KI-System auf der anderen Seite; „direkt“ ist die Interaktion, wenn in diesen Austausch 
keine menschliche oder technische Intervention zwischengeschaltet ist.227 Dies umfasst vor allem 
Chatbots228 und Social Bots229. Begrifflich umfasst sind hiervon auch KI-Suchmaschinen.  

Allerdings gilt die Transparenzpflicht des Art. 50 Abs. 1 KI-VO nach Abs. 1 S. 1 Halbs. 2 dann nicht, wenn 
die Interaktion mit dem KI-System aufgrund der Umstände und des Kontexts der Nutzung offensichtlich 
ist. Maßstäblich hierfür ist zunächst die Sicht einer angemessen informierten, aufmerksamen und 
verständigen natürlichen Person und damit gleichsam der „Durchschnittsnutzer“ bzw. der 
„Durchschnittsverbraucher“.230 Der Ausnahmetatbestand soll die Transparenzpflicht auf solche 

 
223  Art. 113 KI-VO. 
224  Kern, KIR 2024, 94 (98). 
225  Erwägungsgrund 136 S. 3 und 4 KI-VO. 
226  Erwägungsgrund 137 KI-VO; Kremer/Haar, in: Schwartmann/Keber/Zenner (Hrsg.), KI-VO, 2024, 2. Teil, 1. Kap. 

Rn. 470. 
227  Vgl. Kremer/Haar, in: Schwartmann/Keber/Zenner (Hrsg.), KI-VO, 2024, 2. Teil, 1. Kap. Rn. 459. 
228  Kumkar, in: Hilgendorf/Roth-Isigkeit (Hrsg.), Die neue Verordnung der EU zur Künstlichen Intelligenz, 2023, § 

6 Rn. 40; Wendt/Wendt, Das neue Recht der Künstlichen Intelligenz, 2024, § 9 Rn. 3; Martini, in: 
Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 46. 

229  Kumkar, in: Hilgendorf/Roth-Isigkeit (Hrsg.), Die neue Verordnung der EU zur Künstlichen Intelligenz, 2023, § 
6 Rn. 40. 

230  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 52; Merkle, RDi 2024, 414 (418). 
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Systeme begrenzen, bei denen eine Verwechslungsgefahr besteht.231 Dies dürfte bei der Verwendung 
von Apps (z.B. ChatGPT) und Suchmaschinen (z.B. Google) zwar regelmäßig nicht gegeben sein, 
weshalb Anbieter von KI-Suchmaschinen nicht der Transparenzpflicht nach Art. 50 Abs. 1 KI-VO 
unterliegen. Erwägungsgrund 132 S. 4 KI-VO weist allerdings darauf hin, dass die Merkmale von 
natürlichen Personen, die aufgrund ihres Alters oder einer Behinderung schutzbedürftigen Gruppen 
angehören, berücksichtigt werden müssen, soweit das KI-System auch mit diesen Gruppen interagieren 
soll. Das ist Tatfrage: Sollte sich nachweisen lassen, dass etwa für Kinder und Jugendliche bei einer 
chatartigen (dialogischen) Interaktion mit der KI ein Immersionseffekt entsteht, der die 
Unterscheidbarkeit zwischen einer menschlichen und einer KI-Interaktion verschwimmen lässt, besteht 
eine Transparenzpflicht. 

§ 18 Abs. 3 MStV verpflichtet die Anbieter von Telemedien in sozialen Netzwerken dazu, bei mittels 
eines Computerprogramms automatisiert erstellten Inhalten oder Mitteilungen den Umstand der 
Automatisierung kenntlich zu machen, sofern das hierfür verwandte Nutzerkonto seinem äußeren 
Erscheinungsbild nach für die Nutzung durch natürliche Personen bereitgestellt wurde. Die 
Kennzeichnungspflicht gilt nach dem Willen des Gesetzgebers für Social Bots232 und darüber hinaus 
richtigerweise auch für Chatbots.233 Für die hier zu untersuchenden KI-Suchmaschinen ist die Regelung 
jedoch nicht weiter relevant, da bzw. soweit KI-Suchmaschinen nicht „in sozialen Netzwerken“ (dazu § 
1 Abs. 1 S. 1 NetzDG) betrieben werden.  

 

b. Synthetische Medien (Art. 50 Abs. 2 KI-VO) 
Art. 50 Abs. 2 KI-VO begründet eine Transparenzpflicht für KI-Systeme, die synthetische Audio-, Bild-, 
Video- oder Textinhalte erzeugen, wozu auch die Manipulation bestehender Inhalte gehört.234 
Hierunter fallen beispielsweise Chatbots,235 generative KI-Systeme wie ChatGPT236 und Google Gemini 
sowie Programme zur Erstellung sog. Deepfakes, etwa DeepFaceLab, FaceApp und Reface. Adressaten 
der Regelung sind die „Anbieter“ der KI-Systeme. Gemäß Art. 3 Nr. 3 KI-VO ist „Anbieter“ eine 
natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder sonstige Stelle, die ein KI-System oder ein 
KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck entwickelt oder entwickeln lässt und es unter ihrem 
eigenen Namen oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt237 oder in Betrieb nimmt,238 sei es 
entgeltlich oder unentgeltlich. Dies sind etwa OpenAI für ChatGPT und Alphabet für Google Gemini. Zu 
beachten ist aber, dass Anbieter auch ist, wer ein entsprechendes KI-System „entwickeln lässt“. Nicht 
durch Art. 50 Abs. 2 KI-VO verpflichtet werden die Betreiber, d.h. Nutzer, solcher KI-Systeme. Insofern 
greift allerdings Art. 50 Abs. 4 KI-VO.  

 
231  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 51. 
232  Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag; Lent, in: BeckOK InfoMedienR, § 18 MStV Rn. 13. 
233  Held/Ingold, in: Binder/Vesting, Beck‘scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. Aufl. 2024, § 18 MStV Rn. 95. 
234  Kumkar/Griesel, KIR 2024, 117 (123); Schwarz, MMR 2025, 786 (788), s.a. Erwägungsgrund 133 S. 3 KI-VO. 
235  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 57. 
236  Lauber-Rönsberg, in: BeckOK KI-Recht, Art. 50 KI-VO Rn. 26. 
237  „Inverkehrbringen“ ist nach Art. 3 Nr. 9 KI-VO die erstmalige Bereitstellung eines KI-Systems oder eines KI-

Modells mit allgemeinem Verwendungszweck auf dem Unionsmarkt. 
238  „Inbetriebnahme“ ist gemäß Art. 3 Nr. 11 KI-VO die Bereitstellung eines KI-Systems durch den Anbieter in der 

Union zum Erstgebrauch direkt an den Betreiber oder zum Eigengebrauch entsprechend seiner 
Zweckbestimmung. 
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Abs. 2 S. 1 verpflichtet die Anbieter dazu, sicherzustellen, dass die Ausgaben des KI-Systems in einem 
maschinenlesbaren Format gekennzeichnet und als künstlich erzeugt oder manipuliert erkennbar sind. 
Satz 1 birgt nach zutreffender Lesart zwei verschiedene Verpflichtungen: Zum einen müssen die 
synthetisch erzeugten Inhalte „in einem maschinenlesbaren Format gekennzeichnet“239 sein. Dies 
ermöglicht es Plattformbetreibern, Nutzerinhalte algorithmisch nach synthetischen Inhalten zu filtern 
(vgl. Art. 35 Abs. 1 lit. k DSA).240 Entsprechende Techniken sind etwa sog. digitale Wasserzeichen,241 
Metadatenidentifizierungen, kryptografische Methoden zum Nachweis der Herkunft und Authentizität 
des Inhalts, Protokollierungsmethoden, Fingerabdrücke oder eine Kombination derartiger 
Techniken.242 Zum anderen müssen die Inhalte „als künstlich erzeugt oder manipuliert erkennbar“ sein. 
In Abgrenzung zur ersten Alternative des Abs. 2 S. 1 handelt es sich hierbei nach zutreffender, wenn 
auch umstrittener Auffassung um die „Menschenlesbarkeit“.243  

Die Kennzeichnungspflicht gilt nach Abs. 2 S. 3 Halbs. 1 nicht, soweit die KI-Systeme eine 
unterstützende Funktion für die Standardbearbeitung (engl. standard editing) ausführen oder die vom 
Betreiber bereitgestellten Eingabedaten oder deren Semantik nicht wesentlich verändern. Diese 
Einschränkung dient der Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.244 Gemeint sind damit KI-
Systeme, die authentische Inhalte lediglich marginal verändern, wie beispielsweise KI-basierte 
Bildbearbeitungsprogramme, die Farbtöne und Helligkeit anpassen,245 oder Rechtschreibprüfungen.246  

 

c. Deepfakes (Art. 50 Abs. 4 UAbs. 1 KI-VO) 
Abs. 4 verpflichtet Betreiber eines KI-Systems, das Bild-, Ton- oder Videoinhalte erzeugt oder 
manipuliert, die ein Deepfake247 sind.248 Die Vorschrift ergänzt Abs. 2, der nur für Anbieter gilt (dazu 
soeben). „Betreiber“ ist gemäß Art. 3 Nr. 4 KI-VO „eine natürliche oder juristische Person, Behörde, 
Einrichtung oder sonstige Stelle, die ein KI-System in eigener Verantwortung verwendet“. Der 
Adressatenkreis des Art. 50 Abs. 4 UAbs. 1 KI-VO ist daher sehr weit: Wer KI-generierte Inhalte nicht 

 
239  Siehe dazu Art. 2 Nr. 13 der Richtlinie 2019/1024 über offene Daten und die Weiterverwendung von 

Informationen des öffentlichen Sektors. 
240  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 65. 
241  Dazu detailliert Vasse’i, RDi 2024, 406. 
242  Erwägungsgrund 133 S. 4 KI-VO; ausf. Brorsen/Falk, MMR 2025, 7 ff. 
243  Oster ZfDR 2026 (im Erscheinen); so auch Lauber-Rönsberg, in: BeckOK KI-Recht, Art. 50 KI-VO Rn. 34; a.A. 

Kumkar/Griesel, KIR 2024, 117 (124); Becker, CR 2024, 353 (359). 
244  Erwägungsgrund 133 S. 7 KI-VO. 
245  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 68. 
246  Kremer/Haar, in: Schwartmann/Keber/Zenner (Hrsg.), KI-VO, 2024, 2. Teil, 1. Kap. Rn. 465; Kumkar/Griesel, 

KIR 2024, 117 (125). 
247  Legaldefiniert in Art. 3 Nr. 60 KI-VO: Ein Deepfake ist danach ein „durch KI erzeugten oder manipulierten Bild-

, Ton- oder Videoinhalt, der wirklichen Personen, Gegenständen, Orten, Einrichtungen oder Ereignissen ähnelt 
und einer Person fälschlicherweise als echt oder wahrheitsgemäß erscheinen würde“. 

248  Am 7. Mai 2026 einigten sich der Rat und das Europäische Parlament darauf, ein Verbot nicht 
einvernehmlicher sexualisierter Deepfakes in den KI-Omnibus aufzunehmen 
(https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/05/07/artificial-intelligence-council-and-
parliament-agree-to-simplify-and-streamline-rules/). 
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nur zu privaten Zwecken249 verwendet, unterliegt grundsätzlich einer Kennzeichnungspflicht. Dies 
umfasst z.B. Werbetreibende, Influencer, Lehrende, politische Parteien, Journalisten, 
Rundfunkanbieter, Filmproduzenten u.v.m. Die unnötig dramatisierende negative Begrifflichkeit des 
Abs. 4 UAbs. 1 – „Deepfakes“ – darf nicht zu dem falschen Schluss verleiten, dass die Regelung eine 
böse Absicht des Verwenders voraussetzt. 

 

d. Synthetische Texte (Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO) 
Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO betrifft KI-Systeme, die Texte erzeugen oder manipulieren, die 
veröffentlicht werden, um die Öffentlichkeit über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse zu 
informieren. Die Regelung ist deswegen nötig, weil Texte begrifflich (dazu Art. 3 Nr. 60 KI-VO) nicht vom 
Konzept des „Deepfakes“ nach UAbs. 1 erfasst werden. Die grundsätzliche Aufteilung in Audio-, Video- 
oder Bildaufnahmen einerseits und KI-generierte Texte andererseits ist nachvollziehbar, weil erstere 
eine deutlich größere Suggestivkraft aufweisen.250Die Betreiber müssen offenlegen, dass der Text 
künstlich erzeugt oder manipuliert wurde. Insofern läuft UAbs. 2 mit der Verpflichtung nach UAbs. 1 
parallel. 

Ebenso wie Abs. 4 UAbs. 1 verpflichtet UAbs. 2 nur Betreiber entsprechender KI-Systeme. Wegen der 
Beschränkung auf Texte zu Angelegenheiten von öffentlichem Interesse dürfte Abs. 4 UAbs. 2 
insbesondere die Gruppen betreffen, die der EGMR als „public watchdogs“ bzw. „social watchdogs“ 
bezeichnet: Journalisten, Blogger und Nichtregierungsorganisationen.251 Die Regelung bezweckt, den 
öffentlichen Diskurs vor dem Verlust des Vertrauens in die Integrität meinungsbildungsrelevanter 
Inhalte zu schützen.252 Während dieser Zweck unmittelbar einleuchtet, ist seine Umsetzung in Abs. 4 
UAbs. 2 handwerklich nicht geglückt. Zunächst setzt Abs. 4 UAbs. 2 voraus, dass die Texte „die 
Öffentlichkeit“ informieren sollen. Dies dürfte solche Veröffentlichungen ausschließen, die nur einem 
überschaubaren und abgegrenzten Personenkreis erreichen sollen.253 Daran ist allerdings 
problematisch, dass sich auch solche, vermeintlich „kontrolliert“ veröffentlichte Texte wie ein Lauffeuer 
auch außerhalb dieser Kreise verbreiten können. Gleichzeitig kann mit „Öffentlichkeit“ nicht die 
gesamte Öffentlichkeit gemeint sein; eine „Netzwerköffentlichkeit“ reicht hierfür aus.254 Noch 
problematischer ist die Begrenzung der Transparenzpflicht auf Texte, die über Angelegenheiten von 
öffentlichem Interesse“ informieren sollen. Der in der Grund- und Menschenrechtsdogmatik zentrale 

 
249  Problematisch ist, ob Fälle, in denen die Nutzer etwa zu Zwecken der persönlichen Diffamierung im 

Bekanntenkreis (Stichwort „Rachepornos“) oder der politischen oder gesellschaftlichen Desinformation 
handeln, durch diese Ausnahme vom Betreiberbegriff von Art. 50 Abs. 4 UAbs. 1 KI-VO ausgeschlossen werden 
oder nicht; dazu Busch/Oster, Verantwortung digitaler Intermediäre für Inhalte und Medienvielfalt, 2026, S. 
57 f. 

250  Vgl. Erwägungsgründe 24 Satz 1 und 28 AVMD-RL; aus der Rspr. statt vieler EKomMR, C. Ltd./Vereinigtes 
Königreich [1989] Beschwerde-Nr. 14132/88, S. 8; EGMR, Manole u.a./Moldawien [2009] Beschwerde-Nr. 
13936/02 [97]; BVerfGE 119, 181 Rn. 116 m.w.N. – Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag; UN-
Menschenrechtsausschuss, Hertzberg u.a./Finnland [1982] Beschwerde-Nr. 61/1979 [10.4] sowie Allgemeine 
Bemerkung Nr. 34 Rn. 34. 

251  Grundlegend zum Begriff des „public watchdog“ als Bezeichnung journalistischer Medien EGMR, 
Jersild/Dänemark [1994] Beschwerde-Nr. 15890/89 [34]; zu „social watchdogs“ etwa EGMR, Vides 
Aizsardzības Klubs/Lettland [2004] Beschwerde-Nr. 57829/00 [40]; Medžlis Islamske Zajednice Brčko 
u.a./Bosnien und Herzegowina [2017] Beschwerde-Nr. 17224/11 [108]. 

252  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 113. 
253  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 113; Schwarz MMR 2025, 786 (789). 
254  Martini, in: Martini/Wendehorst (Hrsg.), KI-VO, 2024, Art. 50 Rn. 113. 
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Begriff des „öffentlichen Interesses“ ist nur schwer operabel und nicht frei von Paternalismus, ist er 
doch im Kern daran orientiert, wofür sich die Öffentlichkeit zu interessieren hat, was nicht notwendig 
deckungsgleich ist mit dem, wofür sich Teile der Öffentlichkeit tatsächlich interessieren.255 Dies führt 
zu der paradoxen Situation, dass von der Kommunikationsfreiheit besonders stark geschützte Beiträge 
zu Angelegenheiten von öffentlichem Interesse256 von Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO reguliert werden, 
der insb. vom EGMR verachtete Klatsch und Tratsch257 hingegen nicht. Das hinterlässt einen faden 
Beigeschmack. Einerseits leuchtet es ein, dass beispielsweise zur Beeinflussung einer Wahl eingesetzte 
Social Bots einer Transparenzpflicht unterliegen sollen, weil an Wahlen per se ein öffentliches Interesse 
besteht. Andererseits überzeugt es nicht, dass Social Bots keiner Transparenzpflicht unterliegen, wenn 
sie (Des-)Information über das Privatleben einer berühmten Persönlichkeit verbreiten, nur weil diese 
Inhalte – jedenfalls nach der Dogmatik des EGMR – nicht zu einer „Angelegenheit von öffentlichem 
Interesse“ beitragen. 

Vor diesem Hintergrund ist problematisch, ob KI-Suchmaschinen in den Anwendungsbereich des Art. 
50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO fallen oder nicht. KI-Suchmaschinen können dazu genutzt werden, sich über 
eine Angelegenheit von öffentlichem Interesse zu informieren, sie können aber auch dazu genutzt 
werden, sich über Angelegenheiten zu informieren, die nicht von öffentlichem Interesse sind. Für die 
Zwecke des vorliegenden Gutachtens kann diese Frage dahinstehen, da KI-Suchmaschinenbetreiber 
ohnehin der Transparenzpflicht des Art. 50 Abs. 2 KI-VO unterliegen (dazu b.). Der europäische 
Verordnungsgeber, der in Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO augenscheinlich den „algorithmischen 
Journalismus“ vor Augen hatte, aber keine nicht-journalistische Informationsverschaffung und -
vermittlung, sollte den Anwendungsbereich der Regelung klären.258  

 

e. Rechtsdurchsetzung 
aa. Hoheitliche Durchsetzung 
Die Durchsetzung der KI-VO obliegt grundsätzlich259 der „Marktüberwachungsbehörde“ nach Art. 70 
KI-VO als der benannten zuständigen nationalen Behörde. § 2 Abs. 1 des Regierungsentwurfs eines 
Gesetzes zur Marktüberwachung und Innovationsförderung von künstlicher Intelligenz (KI-
Marktüberwachungs- und Innovationsförderungs-Gesetz – KI-MIG-E)260 sieht grundsätzlich die BNetzA 
als Marktüberwachungsbehörde vor. Für die Fälle, in denen Mediendienstanbieter i.S.d. Art. 2 Nr. 2 
EMFA KI-Systeme bei der Veranstaltung, dem Angebot, der Verbreitung und der Zugänglichmachung 

 
255  Dazu Oster, Media Freedom as a Fundamental Right, 2015, S. 37 ff. 
256  Oster, Kommunikationsdeliktsrecht, 2019, S. 236 ff. m.w.N. 
257  Statt vieler EGMR, Index.hu ZRT/Ungarn [2023], Beschwerde-Nr. 77940/17 [25]: „sensational and, at times, 

lurid news intended to titillate and entertain, which are aimed at satisfying the curiosity of a particular 
readership regarding aspects of a person’s strictly private life. Such reporting does not attract the robust 
protection which Article 10 affords to the press.“ 

258  Vgl. dazu auch den Entwurf der Leitlinien der Europäischen Kommission zu Art. 50 KI-VO: Draft Guidelines on 
the implementation of the transparency obligations for certain AI systems under Article 50 of Regulation (EU) 
2024/1689 (the ‘AI Act’), S. 34. 

259  Eine Ausnahme gilt gemäß Art. 88 Abs. 1 KI-VO für KI-Systeme mit allgemeinem Verwendungszweck nach 
Kapitel V.  

260  Art. 1 des Entwurfs eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für künstliche 
Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 
2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 
2020/1828 (Gesetz zur Durchführung der Verordnung über künstliche Intelligenz). 
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von Mediendiensten zu journalistischen Zwecken oder zu Werbezwecken in Verkehr bringen, in Betrieb 
nehmen oder verwenden, obliegt nach § 2 Abs. 8 S. 1 KI-MIG-E die Marktüberwachung den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden.261 Die Zuständigkeit der Länder beschränkt sich somit im Kern auf 
die KI-Nutzung durch journalistische Medien.262 Es ist fraglich, ob diese Begrenzung der 
Gesetzgebungskompetenz der Länder sachgerecht und im Übrigen auch verfassungsgemäß ist, sind die 
Länder doch nicht nur für journalistische Inhalte, sondern für Medien insgesamt zuständig. Folgerichtig 
müsste die Zuständigkeit zur Durchführung der medienrelevanten Absätze 1, 2, 4 und 5 des Art. 50 KI-
VO insgesamt, und nicht nur im Hinblick auf journalistische Medien, in die Kompetenz der Länder fallen.  

§ 109 MStV reicht in seiner gegenwärtigen Fassung als Ermächtigungsgrundlage zur Durchsetzung des 
Art. 50 KI-VO jedenfalls nicht aus. Die Vorschrift setzt ausdrücklich einen Verstoß gegen den MStV 
voraus. Da § 17 MStV – und damit auch dessen Satz 3 zur Wahrung der „allgemeinen Gesetze“ – aus 
dem Anwendungsbereich des § 109 Abs. 1 S. 1 MStV ausgenommen ist, haben die 
Landesmedienanstalten keine Befugnis, Verstöße in Telemedien u.a. gegen die allgemeinen Gesetze zu 
ahnden. Die Herausnahme auch des § 17 S. 3 MStV aus dem Anwendungsbereich des § 109 MStV 
schneidet den Landesmedienanstalten daher – vom Gesetzgeber intendiert263 – weite Bereiche der 
Aufsicht über Telemedien ab, etwa im Bereich des Geistigen Eigentums, des Ehrschutzes, des 
Strafrechts und eben bei Verstößen gegen Art. 50 KI-VO. 

Die Rundfunkkommission der Länder sieht daher im Entwurf des Digitale Medien-Staatsvertrages eine 
entsprechende Ergänzung der Zuständigkeit der Landesmedienanstalten durch einen § 111 Abs. 5 
MStV n.F. vor.264 Zuständige Behörde u.a. für die Durchführung des Art. 50 Abs. 1, 2, 4 und 5 KI-VO in 
Rundfunk und Telemedien soll die nach § 106 MStV zuständige Landesmedienanstalt sein. Diese 
Regelungsvorschlag harmoniert allerdings nicht mit § 2 Abs. 8 S. 1 KI-MIG-E. Der MStV könnte die 
Landesmedienanstalten danach allein für die Durchführung des Art. 50 Abs. 1, 2, 4 und 5 KI-VO 
zuständig erklärt werden, soweit dies Mediendienstanbieter betrifft und auch nur, soweit diese KI-
Systeme zu journalistischen Zwecken oder zu Werbezwecken nutzen. Demgegenüber umfasst § 111 Abs. 
5 MStV-E die Nutzung von KI in Telemedien insgesamt und nicht nur in journalistisch-redaktionellen 
Telemedienangeboten i.S.d. § 19 MStV. Zwischen § 111 Abs. 5 MStV-E und § 2 Abs. 8 S. 1 KI-MIG-E klafft 
daher eine erhebliche Lücke. Dies betrifft u.a.265 die Fälle, in denen die Anbieter von KI-Systemen i.S.d. 
Art. 50 Abs. 1 und Abs. 2 KI-VO – beispielsweise OpenAI oder Perplexity AI – keine (journalistischen) 
Mediendiensteanbieter sind, was angesichts des anthropogenen Journalismusbegriffs (vgl. dazu unter 
IV.2.e.bb.) der Regelfall sein dürfte. 

 

bb. Private Durchsetzung 
Die KI-VO sieht nur in Ansätzen Regelungen zu ihrer privaten (Art. 85 KI-VO) und insbesondere zu ihrer 
privatrechtlichen (Art. 86 KI-VO) Durchsetzung, sog. private enforcement, vor. Sie schließt solche 
Ansprüche aber auch nicht aus. Inwieweit die KI-VO privatrechtlich durchsetzbar ist wird man allerdings 

 
261  § 2 Abs. 8 S. 2 KI-MIG-E trifft eine Sonderregelung für die Deutsche Welle. 
262  Vgl. zum Begriff des Mediendienstes Oster, in: BeckOK InfoMedienR, Art. 21 EMFA Rn. 29 ff. 
263  Bei dem Ausschluss des § 17 MStV – der in Satz 3 auch die allgemeinen Gesetze umfasst – aus § 109 Abs. 1 S. 

1 MStV handelt es sich nach zutreffender Auffassung nicht um ein Redaktionsversehen (Oster, in: 
Cole/Oster/Wagner (Hrsg.), HK-MStV/JMStV, 103. AL Juli 2025, MStV, § 109 Rn. 32 f., m.w.N. auch zur 
Gegenauffassung). 

264  Diskussionsentwurf der Rundfunkkommission der Länder (Stand: Juni 2025). 
265  Daneben besteht im Anwendungsbereich des Art. 50 Abs. 4 UAbs. 1 KI-VO („Deepfakes“) eine große 

Regelungslücke; dazu Oster, ZfDR 2026 (im Erscheinen). 
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für jede ihrer Regelungen individuell entscheiden müssen.266 Richtigerweise muss man in Art. 50 Abs. 
1, 2 und 4 KI-VO jeweils ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB zugunsten betroffener Rezipienten 
sehen, dienen die Regelungen doch dem Schutz natürlichen Personen vor Identitätsbetrug und 
Täuschung.267 Daneben sind Art. 50 Abs. 1, 2 und 4 KI-VO aber auch als Marktverhaltensregeln i.S.d. § 
3a UWG einzustufen.268  

Hiervon unberührt bleiben Ansprüche aufgrund des synthetischen Inhalts selbst; Art. 50 KI-VO trifft 
keine Aussage über die Rechtmäßigkeit bzw. Rechtswidrigkeit des Inhalts. Ansprüche gegen die 
Verbreitung von Deepfakes können sich etwa aus dem sog. allgemeinen Persönlichkeitsrecht ergeben. 
Dieses umfasst etwa das Recht am eigenen Bild269 und an der eigenen Stimme270 sowie das Recht gegen 
das Unterschieben nicht getätigter Äußerungen.271 

  

 
266  Vgl. Bronner, K&R 2025, 164 (169 f.). 
267  Vgl. Kraetzig, CR 2024, 207 (210); Steinrötter, ZEuP 2025, 1 (6). 
268  Schaal/Peintinger, GRUR-Prax 2025, 199 (201). 
269  Dazu §§ 22, 23 KUG. 
270  Vgl. etwa LG Berlin II NJW 2025, 3514 Rn. 12 – Manfred Lehmann: Verwendung der KI-imitierten Stimme eines 

bekannten Synchronsprechers zu Werbezwecken; Engel-Bunsas, RDi 2025, 292 ff. 
271  Grundlegend BVerfGE 34, 269 ff. – Soraya; vgl. BVerfGE 54, 148 ff. – Eppler. 
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VIII. Regulierungslücken und Lösungsvorschläge 
 

Kapitel VIII fasst die in den vorhergehenden Kapiteln aufgezeigten Regulierungslücken zusammen, die 
zu Gefährdungslagen mit Blick auf Meinungs- und Marktmacht führen können, und unterbreitet 
Lösungsvorschläge für Behörden und Gesetzgeber.  

 

1. EU- und Bundesgesetzgeber 

• DSA: Im DSA ist ausdrücklich klarzustellen, ob KI-Suchmaschinen dem DSA unterfallen oder nicht. 
Ferner ist zu regeln, inwieweit sie den Haftungsfreistellungen der Art. 4 bis 6 DSA unterfallen sollen 
oder nicht. Das im November 2025 von der EU-Kommission vorgelegt Omnibus-Paket, das auf eine 
Vereinfachung und Konsolidierung der bestehenden Vorschriften des EU-Digitalrechts zielt, sieht 
keine Änderungen des DSA vor. Eine Gelegenheit zur Änderung des DSA im Hinblick auf KI-
Suchmaschinen dürfte sich daher frühestens im Rahmen der für 2027 geplanten Evaluierung272 des 
DSA bieten. 

• KI-VO: Der Anwendungsbereich des Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO ist zu klären: Umfasst dieser auch 
KI-Suchmaschinen? Der ebenfalls im November 2025 vorgelegte Vorschlag273 der EU-Kommission 
für eine Digital-Omnibus-VO zur KI sieht zahlreiche Änderungen der KI-VO vor. KI-Suchmaschinen 
werden dabei nur am Rande erwähnt. Die Frage, ob Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO auf KI-
Suchmaschinen Anwendung findet, wird dabei nicht adressiert. Vorgesehen ist allerdings eine 
Zentralisierung der Aufsicht über KI-Systeme, die in VLOSEs eingebettet sind, beim Büro für 
Künstliche Intelligenz (AI Office).274 Zum Zeitpunkt der Erstellung der vorliegenden Studie sind die 
Trilogverhandlungen zum Digital-Omnibus-VO bereits weit vorangeschritten. Es erscheint daher 
wenig aussichtsreich, eine Klarstellung des Anwendungsbereichs von Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2 KI-VO 
noch in das laufenden Rechtsetzungsverfahren einzubringen. Zielführender könnte es sein, diese 
Frage im Rahmen der Praxisleitfäden zu adressieren, die vom AI Office erarbeitet werden sollen (Art. 
50 Abs. 7 KI-VO). 

• KI-MIG-E: Im KI-MIG-E sind im Hinblick auf die Durchführung der Art. 50 Abs. 1, 2, 4 und 5 KI-VO 
die verfassungsrechtlich geschützten Interessen der Länder zu wahren.  

• Urheberrecht: Es ist klarzustellen, ob und inwieweit das Training von KI-Modellen dem Text und 
Data Mining unterfällt (Art. 4 DSM-RL, § 44b UrhG): Welche Phasen des Trainings von KI-Modellen 
sind von der TDM-Schranke erfasst, und welche nicht? Wann sind Vervielfältigungen zu löschen? 
Ferner ist zu evaluieren, ob und wie der Nutzungsvorbehalt in der Praxis rechtlich und tatsächlich 
wirksam und effektiv erklärt werden kann oder ob die Regelung grundsätzlich zu überdenken ist. 
Schließlich ist eine angemessene Vergütung der Kreativen sicherzustellen, etwa durch eine „KI-
Abgabe“. Zu erwägen ist etwa eine Pflicht zu bestmöglichen Anstrengungen einer Lizenzierung (vgl. 
§ 4 Abs. 1 UrhDaG) oder die Möglichkeit erweiterter kollektiver Lizenzen.275 

 
272  Vgl. Art. 91 Abs. 2 DSA. Danach hat die EU-Kommission bis zum 17.11.2027 dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht über die Anwendung und 
Wirksamkeit des DSA vorzulegen. 

273  COM(2025) 836 final. 
274  COM(2025) 836 final, Art. 1 Abs. 25 lit. b. 
275  Leistner, GRUR 2025, 1123 (1133); vgl. dazu im Hinblick auf das UrhDaG Bibi, Erweiterte Kollektive Lizenzen 

und Plattformhaftung, 2025. 
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2. Landesgesetzgeber 

Wie dargestellt (dazu IV.1.), lassen sich KI-generierte Inhalte nicht zwanglos in die Kategorien „eigener“ 
versus „fremder“, aber ggf. „zu-eigen-gemachter“ Inhalte einfügen. Das ist indes kein Hindernis für 
Regulierung, sondern – im Gegenteil – ein Befund, der Rechtsunsicherheit erzeugt und gerade 
deswegen Regulierung erforderlich macht.  

Für das europäische und das deutsche Medienrecht systemprägend war – und ist in einem gewissen 
Umfang bis heute – die regulatorische Dichotomie vom Angebot eigener Inhalte einerseits und der 
bloßen Vermittlung fremder Inhalte durch Vermittlungsdienste (Intermediäre) andererseits.276 Für ihre 
eigenen Inhalte sind die Anbieter nach den allgemeinen Regeln verantwortlich, etwa nach § 19 MStV 
oder §§ 4 f. JMStV, aber auch nach dem BGB, dem StGB, dem UrhR usw. Die Vermittlung fremder Inhalte 
erfolgt durch eine Infrastruktur, etwa das Telekommunikationsnetz, welches die die Inhalte tragenden 
Signale durchleitet oder die Server, auf denen die Inhalte gespeichert werden. Hierfür greifen der 
europäische Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikation, geregelt vor allem in der Kodex-RL 
für die elektronische Kommunikation, aber auch die Haftungsbefreiungen in Art. 4 bis 6 DSA. In der 
Bundesrepublik spiegelt sich die Dichotomie von Transport und Inhalt in der Kompetenzverteilung des 
Grundgesetzes: Während der Bund für die Telekommunikation ausschließlich zuständig ist (Art. 73 Abs. 
1 Nr. 7 Alt. 2 i.V.m. Art. 71 GG), ist die Gesetzgebung im Hinblick auf Medieninhalte Ländersache.  

Das Konzept der „Plattform“ hat insofern eine Zwischenstufe eingenommen. Plattformen bauen 
einerseits auf Telekommunikationsinfrastrukturen und -diensten („dem“ Internet) auf und sind damit 
– technologisch gesprochen – Teil des zu transportierenden Signals. Sie stellen zumeist keine eigenen 
Inhalte zur Verfügung, sondern vermitteln oder speichern Inhalte Dritter und sind somit Intermediäre. 
Dabei werten Plattformanbieter allerdings die von Nutzern generierte Daten algorithmisch aus.277 Sie 
unterscheiden sich dadurch von anderen Intermediären, indem sie eine zweckspezifisch ausgestaltete 
Infrastruktur schaffen und dadurch Interaktionen und Transaktionen vermitteln.278 Sie leisten damit 
einen wesentlichen Beitrag zum Zugang zu Unterhaltung und Informationen wie auch zum „Marktplatz 
der Meinungen“ und zu öffentlichen Debatten. Dabei fungieren sie als „Flaschenhälse“ (bottlenecks) 
oder auch „Torwächter“ (gatekeepers), die darüber entscheiden, welche Inhalte besser zugänglich bzw. 
sichtbar gemacht werden und welche weniger oder gar nicht.279 Diese für die Meinungs- und 
Medienvielfalt wichtige Rolle adressieren die Gesetzgeber in verschiedenen Regelwerken des 
europäischen Mehrebenensystems, etwa dem DSA und dem DMA, aber auch in §§ 78 ff. MStV und §§ 
91 ff. MStV.  

KI-generierte Inhalte nehmen insofern eine weitere Zwischenstufe ein. Einerseits handelt es sich bei 
KI-generierten Inhalten mutmaßlich um eigene Inhalte, andererseits üben die Betreiber von KI-
Suchmaschinen über diese Inhalte nur algorithmische, aber keine menschliche Kontrolle aus. KI-
Suchmaschinen wären somit zwischen den Kategorien „Plattformen“ und „Inhalteanbietern“ 
einzufügen. Folgender Überblick soll dies verdeutlichen: 

 
276  Vgl. Erwägungsgrund 7 S. 2 der Kodex-RL; Oster, in: Mast/Kettemann/Dreyer/Schulz (Hrsg.), DSA/DMA, 2024, 

Art. 1 DMA Rn. 7; Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.) NK-DSA, 2023, Art. 3 Rn. 46 („kategorialer 
Unterschied“); ausf. Oster, European and International Media Law, 2017, S. 13 ff. 

277  Schweitzer, ZEuP 2019, 1 (2). 
278  Schweitzer, ZEuP 2019, 1 (3). 
279  Vgl. Siara, MMR 2020, 523 (524); Ory, ZUM 2021, 472 (478). 
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Weil bzw. sofern es Inhalteanbietern sind, liegt es einerseits nahe, Anbietern von KI-Suchmaschinen 
allgemeine Sorgfaltspflichten aufzuerlegen mit der Folge, dass sie grds. für bereitgestellte Inhalte 
haften. Da sie aber andererseits nur algorithmische Kontrolle über von ihnen generierte Inhalte 
ausüben, liegt es ebenso nahe, ihnen grundsätzlich das Haftungsprivileg für Hostingdienste zuzubilligen 
– unabhängig davon, ob man dieses Haftungsprivileg rechtspolitisch richtig findet oder nicht280 – und 
sie stattdessen besonderen (Sorgfalts-)Pflichten zu unterwerfen. 

Vor diesem Hintergrund ist dringend geboten, KI-Suchmaschinen einer eigenständigen Telemedien-
Kategorie zu unterwerfen. Dass sich KI-Suchmaschinen nicht nahtlos in das dargestellte regulatorische 
Gefüge einordnen lassen, steht dem nicht entgegen. Ähnlich verhält es sich mit Medienplattformen: 
Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie einerseits keine reine Transportleistung für fremde Inhalte 
übernehmen, andererseits aber auch nicht ausschließlich eigene Inhalte anbieten. Vielmehr muss es 
sich um ein Gesamtangebot handeln, dass sowohl aus eigenen Inhalten als auch aus Inhalten Dritter 
besteht, vgl. § 2 Abs. Nr. 14 S. 3 lit. b MStV.  

Inwieweit die Länder die Gesetzgebungskompetenz haben, um KI-Suchmaschinen zu regulieren, hängt 
zunächst davon ab, ob diese dem DSA unterfallen oder nicht (dazu IV.2.e.aa.). Aus Erwägungsgrund 9 
DSA ergibt sich, dass der DSA vollharmonisierend ist. Selbst wenn sie jedoch dem DSA unterfallen, 
verbleibt den Ländern in jedem Fall die Kompetenz, Regelungen zu KI-Suchmaschinen zu erlassen, die 
nicht in den vom DSA vollharmonisierten Bereich fallen. Aus dem Umkehrschluss aus Erwägungsgrund 
9 S. 1 DSA ergibt sich, dass dies Regelungen sind, die zwar Vermittlungsdienste betreffen, aber nicht 
dazu dienen, ein sicheres, berechenbares und vertrauenswürdiges Online-Umfeld sicherzustellen, das 
der Verbreitung rechtswidriger Online-Inhalte und den gesellschaftlichen Risiken, die die Verbreitung 
von Desinformation oder anderen Inhalten mit sich bringen kann, entgegenwirkt. Dies sind 
insbesondere solche Regelungen, die Meinungs- und Medienvielfalt sicherstellen. Zwar sieht auch der 
DSA einzelne Regelungen zur Medienvielfalt vor.281 Die EU besitzt jedoch keine genuine Kompetenz 
zum Erlass medienrechtlicher Regelungen. Insbesondere verbietet Art. 167 Abs. 5 AEUV den Erlass 
harmonisierender Vorschriften u.a. zur Vielfaltssicherung in den Medien,282 und auch die 
Grundrechtecharta – etwa Art. 11 EUGRCh – verleiht keine Rechtsetzungskompetenz (Art. 51 Abs. 2 
EUGRCh). So bleibt den Mitgliedstaaten insbesondere die Kompetenz, trotz europäischer 
Harmonisierung weiterhin Regelungen zu Medienfreiheit und Medienpluralismus zu treffen.283 
Entsprechende Klauseln durchziehen das europäische Sekundärrecht.284 

Die Regulierung von KI-Suchmaschinen in einer eigenen Telemedien-Kategorie (etwa als „KI-Dienst“) 
könnte mindestens folgende Instrumente vorsehen:285  

• Es ist klarstellend darauf hinzuweisen, dass KI-Suchmaschinenbetreiber an die verfassungsmäßige 
Ordnung und die allgemeinen Gesetze gebunden sind (vergleichbar mit § 17 S. 2 und 3 sowie § 79 

 
280  Siehe dazu Busch/Oster, Verantwortung digitaler Intermediäre für Inhalte und Medienvielfalt, 2026, S. 76 f. 
281  Art. 14 Abs. 4 und Art. 34 Abs. 1 UAbs. 2 S. 2 lit. b DSA; vgl. auch Erwägungsgründe 47 und 81 des DSA. 
282  Oster/Wagner, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, Stand: EL 51 Oktober 2020, § 

38 Rn. 21. 
283  Vgl. auch zur Medienvielfalt als europarechtlich relevanter grundrechtlicher Schranke Cornils, in: BeckOK 

InfoMedienR, Art. 11 EU-GRCharta Rn. 43.  
284  Etwa Art. 85 DSGVO, Art. 1 Abs. 6 ECRL, Art. 1 Abs. 4 Dienstleistungsrichtlinie 2006/123, Art. 1 Abs. 3 EMFA, 

Art. 3 Abs. 1 UAbs. 2 und 45 Abs. 5 UAbs. 2 Kodex-RL, Art. 21 Abs. 4 FKVO sowie Erwägungsgrund 25 AVMD-
Änderungsrichtlinie 2018. 

285  Vgl. dazu bereits das Diskussionspapier zur Sitzung der Rundfunkkommission am 22. Oktober 2025 in Mainz, 
S. 4 f. 



 
 

63 
 

Abs. 3 MStV). Sowohl auf der Ebene des KI-Input als auch des KI-Output, unterliegen sie den 
nachfolgenden Sorgfalts- und Haftungspflichten. 

• KI-Suchmaschinenbetreiber sind für KI-generierte Inhalte verantwortlich (vergleichbar mit § 79 Abs. 
4 MStV), was den Prozess der Inhalteerstellung und die Darstellung durch Output-verändernde 
Layer einschließt. Dies ist damit zu begründen, dass KI-Suchmaschinen-Inhalte als eigene Inhalte 
des Betreibers zu qualifizieren sind, mindestens aber zu-eigen-gemachte Inhalte. Anbieter eigener 
bzw. zu-eigen-gemachter Inhalte unterliegen den allgemeinen Regeln (dazu IV.1. sowie 2.d.). 
Anbieter müssen systemseitig gewährleisten, dass KI-generierte oder -bearbeitete Inhalte mit 
geltendem Recht vereinbar sind, um die Reproduktion rechtswidriger Inhalte effektiv zu 
unterbinden. 

• KI-Suchmaschinenbetreiber sind zur Ergreifung aller technisch möglichen und notwendigen 
Maßnahmen zur Verhinderung von Halluzinationen und systematischer Abweichungen, 
Verzerrungen oder der Unterdrückung von Daten sowie zur Verhinderung der systematischen 
Diskriminierung einzelner gesellschaftlicher Gruppen zu verpflichten. Wegen der 
Grundrechtsrelevanz verbleibt die konkrete Ausgestaltung im Rahmen der unternehmerischen 
Freiheit beim Anbieter. 

• KI-Suchmaschinenbetreiber sind zur Quellenangabe und zur Quellenverlinkung verpflichtet. Dies 
ermöglicht es Nutzern zum einen, das Suchmaschinenergebnis selbst zu verifizieren oder zumindest 
einem Plausibilitätscheck zu unterwerfen, und zum anderen, eine mögliche 
Urheberrechtsverletzung zu überprüfen. Quellenangabe und zur Quellenverlinkung sollten daher 
kein Extra-Angebot (mehr) sein, welches sich KI-Suchmaschinenbetreiber eigens vergüten lassen. 

• KI-Suchmaschinenbetreiber müssen einen Zustellungsbevollmächtigten benennen (vergleichbar § 
92 MStV). Dies erleichtert den Landesmedienanstalten die Rechtsverfolgung. Zumindest 
mittelbar286 dient der Zustellungsbevollmächtigte auch als Kontaktstelle für Online-Publisher. 

• Das Training von KI-Modellen ist einer Transparenzpflicht zu unterwerfen.287 Hierzu könnte § 93 
MStV als Vorbild dienen. 

• In Anlehnung an § 94 MStV dürfen journalistisch-redaktionell gestaltete Inhalte bei der Generierung 
von KI-Antworten nicht diskriminiert werden.  

• Vergleichbar mit der Logik der Must-carry-Verpflichtung (§ 81 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 MStV) bzw. der 
„Must-be-found“-Verpflichtung (§ 84 Abs. 4 MStV) sollte für KI-Suchmaschinen Verpflichtug zur 
leichten Auffindbarkeit besonders vertrauenswürdiger Inhalteanbieter (public value content), etwa 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, vorgesehen werden.288 Diese Erwägung läuft parallel zu der 
Forderung an den Verordnungsgeber des DSA, Auffindbarkeitsregeln für sog. trusted content 
providers festzulegen.289 

• Die zunehmende Personalisierung durch KI-Dienste stellt ein Risiko für die Integrität der öffentlichen 
Meinungsbildung dar. Der individuelle und kollektive Meinungsbildungsprozess sollte gesetzlich 

 
286  § 92 MStV hat gerade nicht den Zweck, eine zusätzliche Anlaufstelle für Inhalteanbieter oder Nutzer zu 

schaffen (Zimmer/Liebermann, in: BeckOK InfoMedienR, § 92 MStV Rn. 1); es ist indes zweifelhaft, ob diese 
Beschränkung sinnvoll ist (so auch Trute, in: Binder/Vesting, Beck‘scher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. 
Aufl. 2024, § 92 MStV Rn. 1). 

287  Vgl. Meyer/Podszun, ZRP 2024, 41 (43). 
288  Vgl. Meyer/Podszun, ZRP 2024, 41 (43 f.). 
289  Dazu Busch/Oster, Verantwortung digitaler Intermediäre für Inhalte und Medienvielfalt, 2026, S. 77 f. 
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durch vielfaltssichernde Maßnahmen vor gezielter, manipulativer Beeinflussung geschützt werden. 
Insbesondere sollte die gezielte Ansprache von Nutzern mit auf sie zugeschnittene Inhalte 
(Targeting) über das Datenschutzrecht hinaus auch einer vielfaltssichernden Regulierung 
unterworfen werden. Eine Mindestanforderung wäre insofern die Pflicht zur Transparenz: Nutzern 
sollte bewusst sein, dass bestimmte Antworten auf ihr mutmaßliches Interesse, etwa auf der 
Grundlage ihrer Prompting-Anfragen, zugeschnitten sind. 

• Je nach Regulierungsansatz wäre das Verhältnis zu anderen Telemedientypen klarzustellen, etwa 
dass die für die vorhandenen Telemedientypen geltenden Vorschriften in entsprechenden Fällen 
auch neben den für den neuen Telemedientypus zu schaffenden Vorschriften angewendet werden 
können. Das beträfe etwa die Fälle, in denen sich der durch die KI präsentierte Inhalt klar als 
Fremdinhalt qualifizieren lässt, oder in denen verschiedene Angebotstypen verbunden werden, 
etwa Rundfunk- und Telemedieninhalte. Bereits jetzt gilt, dass unterschiedliche, voneinander 
abgrenzbare Funktionen eines Angebotes daher verschiedene Rechtsfolgen auslösen können, etwa 
eine Regulierung als Anbieter eines Medienintermediärs einerseits und einer Medienplattform 
andererseits.290  

Um einen Konflikt mit der Rechtsetzungskompetenz der EU zu vermeiden ist wichtig, dass diese 
Maßnahmen im Hinblick auf Vielfaltssicherung (Meinungsvielfalt, Angebotsvielfalt) und die freie 
individuelle und öffentliche Meinungsbildung verabschiedet und auch damit begründet werden. So 
sieht beispielsweise auch Art. 53 Abs. 1 lit. d KI-VO eine Transparenzpflicht im Hinblick auf das Training 
von KI-Modellen vor. Diese liegt allerdings in der produktsicherheitsrechtlichen Ratio der KI-VO 
begründet (siehe dazu VII.1.), nicht in der Vielfaltssicherung. 

 

3. Regulierungsbehörden 

Die Regulierungsbehörden – Landesmedienanstalten, BNetzA und insbesondere das BKartA –sollten 
die verschiedenen Teilrechtsgebiete (Kartellrecht, Vielfaltsicherung, KI-Regulierung, Urheberrecht, 
usw.) in ihrer Verzahnung betrachten und nach Möglichkeit wechselseitig berücksichtigen. 

 

4. Selbstregulierung und NGOs 

Eine flankierende Rolle könnten auch Maßnahmen der Selbstverpflichtung der Digitalindustrie spielen. 
So sieht etwa der DSA in Art. 44 ff. eine Reihe von Instrumenten der Selbstregulierung vor, die dazu 
dienen sollen, die Sorgfaltspflichten des DSA zu konkretisieren (z.B. Anforderungen an 
Risikomanagementsysteme).  

Der DSA weist ferner Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Interessenverbände eine ergänzende 
Rolle bei der Durchsetzung der Sorgfaltspflichten des DSA zu. So können etwa NGOs unter bestimmten 
Voraussetzungen als vertrauenswürdige Hinweisgeber (trusted flaggers) anerkannt werden und auf 
diese Weise eine bevorzugte Behandlung bei der Meldung rechtswidriger Inhalte erlangen (Art. 22 
DSA). Für KI-Suchmaschinen dürfte diese Regelung jedoch keine Bedeutung erlangen. Selbst wenn man 
davon ausgeht, dass der DSA grundsätzlich auf KI-Suchmaschinen anwendbar ist, gelten die Regeln 
über trusted flaggers nur für Anbieter von Online-Plattformen, nicht jedoch für Online-Suchmaschinen. 

  

 
290  Amtliche Begründung zum Medienstaatsvertrag, S. 11. 
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IX. Ergebnisse 
 

Die Integration generativer KI in Suchmaschinen („KI-Suchmaschinen“, „answer engines“) führt dazu, 
dass Nutzer zunehmend unmittelbare Antworten erhalten, ohne auf die zugrundeliegenden Quellen 
zuzugreifen. Dies kann den Traffic zu Inhalteanbietern – insbesondere zu journalistischen Angeboten – 
reduzieren und damit deren Refinanzierung sowie langfristig Angebots- und Meinungsvielfalt 
beeinträchtigen. Betreiber von KI-Suchmaschinen kontrollieren die Sichtbarkeit von Inhalten an einer 
zentralen Schnittstelle, wodurch sich Verhandlungsmacht zugunsten großer Technologieunternehmen 
verschiebt. 

Zentrale rechtliche Befunde:  

(1) KI-Antworten sind regelmäßig als eigene Inhalte des Betreibers zu qualifizieren; dies begrenzt die 
unmittelbare Anwendbarkeit der Haftungsprivilegien der Art. 4–6 DSA.  

(2) Funktional können KI-Suchmaschinen mit Webzugriff als Online-Suchmaschinen i.S.d. DSA 
eingeordnet werden; das Regelungssystem ist jedoch insoweit inkonsistent und erzeugt 
Rechtsunsicherheit. 

(3) Transparenz- und Gleichbehandlungspflichten aus DSA und P2B-VO sowie aus dem Medienrecht 
passen teleologisch, stoßen aber teilweise auf Wortlaut- und Systemgrenzen, weil Links und Rankings 
in KI-Antworten eingebettet werden. 

(4) Urheberrechtlich sind das Training von KI-Modellen und die Nutzung journalistischer Inhalte durch 
KI zentral; Durchsetzung und Vergütungsstrukturen des Urheber- und des Presseverleger-
Leistungsschutzrechts sind derzeit jedoch praktisch unzureichend.  

(5) Die KI-VO setzt über Art. 50 (Transparenz synthetischer Inhalte) und über Pflichten für GPAI-Anbieter 
(Art. 53) an, weist aber Abgrenzungs- und Vollzugsunklarheiten (insb. in Art. 50 Abs. 4 UAbs. 2) sowie 
Zuständigkeitsfragen auf. 

Priorisierte Handlungsempfehlungen:  

(1) Im DSA sollte klargestellt werden, ob bzw. wie KI-Suchmaschinen erfasst werden und welche 
Haftungs- und Sorgfaltsmaßstäbe für KI-Antworten gelten sollen; ergänzend sollte eine Präzisierung 
durch Leitlinien erfolgen. 

(2) In der KI-VO sollten die Transparenzanforderungen genauer bestimmt werden. Auf Bundesebene 
ist eine kohärente und verfassungskonforme Zuordnung der Zuständigkeit zur Durchführung der 
Transparenzpflichten erforderlich. 

(3) Im Urheberrecht sind praxistaugliche Regeln zu Reichweite und Effektivität des TDM-Opt-out sowie 
die Entwicklung tragfähiger Vergütungs- und Durchsetzungsmechanismen nötig. Dies betrifft etwa die 
Verlagerung von Beweispflichten sowie die kollektive Lizenzierung. 

(4) Die Länder sollten eine eigenständige Telemedien-Kategorie für KI-Suchmaschinen schaffen. Diese 
sollte neben einer Klarstellung der Verantwortlichkeit für KI-Antworten an Vielfaltssicherung 
ausgerichtete Pflichten vorsehen. Hierzu gehören etwa eine verpflichtende Quellenangabe und -
verlinkung, Transparenzpflichten im Hinblick auf das Training von KI-Modellen, ein 
Diskriminierungsverbot gegenüber journalistischen Angeboten, die Bestellung eines 
Zustellungsbevollmächtigten, Transparenzanforderungen für Targeting und Auffindbarkeitsvorgaben 
für public value content. 
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